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Reichtumszeugnis 

Je weniger Reichtum von der eigenen Leistung 
abhängt, desto besser: Die Schlechterverdienen¬ 
den kriegen heute real weniger als Mitte der 90er. 
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Gelegenheit 

Ein ins Internet gestelltes Video über Ministerpräsi¬ 
dent Medwedjew sorgt für Empörung und Proteste 
in Russland. Destabilisierung ist das Ziel. 
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Thema der Woche 


Es gibt eine Wahl. 

Für die Menschen in NRW sogar zwei in die¬ 
sem Jahr. In fast allen Bundesländern sind 
Mitglieder der DKP auf der Straße, um für 
linke Politikinhalte zu werben und die benö¬ 
tigten Unterschriften zur Absicherung ihrer 
Kandidaturen zu sammeln. In NRW wurde 
die Sammlung für die Liste der DKP für die 
Landtagswahl und 14 Direktkandidatinnen 
und -Kandidaten erfolgreich abgeschlossen. 
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Unter der Flagge der EU 

„Pulse of Europe“ bringt Zehntausende auf die Straße. Wofür? 



P ulse of Europe“ bewegt. Es sind 
junge Leute, aber auch ältere, 
gutsituierte, die jeden Sonntag 
ab 14 Uhr in vielen Städten unter der 
EU-Flagge „für Europa“ demons¬ 
trieren. Als bestünde Europa nur aus 
den Staaten der EU. Unter ihnen sind 
„Europa-Fans“ aber auch Kritiker wie 
die der Initiative „The European Mo¬ 
ment“ die Veränderungen wie unter 
anderem eine „solidarische und ge¬ 
rechte Wirtschafts- und Sozialpolitik“ 
einfordern. Viele treibt auch die Angst 
um die Zukunft, die Furcht vor Na¬ 
tionalismus, Rechtsentwicklung, Ab¬ 
schottung, den Zerfall der EU und 
die möglichen Folgen auf die Straße. 
Diese Sorgen sind durchaus berech¬ 
tigt - aber es sind ja vor allem die Po¬ 
litik und Entwicklung der EU, die zum 
Erstarken der Rechtspopulisten und 
Nationalisten führten ... 

Auf die Idee die Bewegung „Pulse 
of Europe“ zu gründen, kamen im No¬ 
vember des vergangenen Jahres nach 
der Abstimmung über den Brexit, der 
Wahl Trumps als US-Präsident und 
angesichts des Erstarkens der Rech¬ 
ten in Europa - so die Medien - der 
Frankfurter Rechtsanwalt Dr. Daniel 
Röder und seine Frau Sabine, gleich¬ 
falls Anwältin. Zuerst sprachen sie 
per E-Mail Freunde und Bekannte 
an. „An der rasanten Radikalisierung 
des politischen Lebens wirkt vieles 
bedrohlich“, schrieb Röder damals. 
Und mit Verweis auf die Wahlen in 
den Niederlanden im März 2017, die 
Präsidentschaftswahlen in Frankreich 
im Mai und die Bundestagswahlen im 
September: „Wir wollen einen Beitrag 
dazu leisten, dass es auch danach noch 
ein vereintes, demokratisches Europa 
gibt.“ 

Man einigte sich damals in je¬ 
nem Kreis auf zehn sehr allgemeine 
Grundthesen, die man auf der Websei¬ 
te „pulseofeurope.eu“ nachlesen kann. 
Ob das die Mehrheit der Demonstran¬ 
ten auch getan hat? 

Wofür steht die Initiative, die von 
Merkel, Steinmeier, Özedemir u.a. 
gelobt wird? Ralf Krämer, Gewerk¬ 
schaftssekretär, Mitglied des Partei¬ 
vorstandes der Linkspartei und ei¬ 
ner der Bundessprecher der Strö¬ 
mung Sozialistische Linke“, verwies 
am vergangenen Freitag in der Zei- 


Der Puls Europas vor dem Kölner Dom 

tung „Neues Deutschland“ zu Recht 
darauf, dass in den Thesen der Initi¬ 
ative „völlig kritiklos ein Positivbild 
von einem vereinten, demokratischen 
Europa 4 gemalt“ werde, „in dem an¬ 
geblich die Achtung der Menschen¬ 
würde, die Rechtsstaatlichkeit, Tole¬ 
ranz und Respekt selbstverständliche 
Grundlage des Gemeinwesens sind“. 
Die Europäische Union sei „in erster 
Linie ein Bündnis zur Sicherung des 
Friedens“. Unter der sechsten Grund¬ 
these „Die europäischen Grundfrei¬ 
heiten sind nicht verhandelbar“ steht: 
„Personenfreizügigkeit, freier Wa¬ 
renverkehr, freier Zahlungsverkehr 
und Dienstleistungsfreiheit - die eu¬ 
ropäischen Grundfreiheiten - sind 
historische Errungenschaften, die aus 
Nationalstaaten eine Gemeinschaft 
gemacht haben. Sie sichern individu¬ 
elle Freiheit und Wohlstand. Eine Be¬ 
schneidung der Grundfreiheiten wür¬ 
de dramatische wirtschaftliche und 
persönliche Folgen auslösen ... Son¬ 
derwege und Ausnahmen führen zu 
einer Erosion der Gemeinschaft.“ Für 
Krämer ist das „purer Neoliberalis¬ 
mus“. Auch haben viele Millionen 
Menschen, „die durch die Eurokrise 
und eine von Troika und Europäischer 
Union erzwungene Austeritätspolitik 


in Armut gestürzt wurden, ... ganz 
andere Erfahrungen gemacht.“ We¬ 
der die zunehmende Militarisierung 
der Union, ihr menschenverachtender 
Umgang mit Flüchtlingen, noch ihre 
Handelspolitik zugunsten der Konzer¬ 
ne und auf Kosten der Menschen in 
Afrika werden erwähnt. 

Auch Reformforderungen blei¬ 
ben völlig vage. Auf „pulseofeurope. 
eu“ heißt es nur: „Europa muss erhal¬ 
ten werden, damit es verbessert wer¬ 
den kann. Die europäische Idee muss 
wieder verständlicher und bürgernä¬ 
her werden. Sie muss von unten nach 
oben getragen werden. Europa soll 
wieder Freude bereiten. Wer austritt, 
kann nicht mitgestalten.“ 

Doch „Pulse of Europe“ ist erfolg¬ 
reich. Vor etwa zwei, drei Monaten ka¬ 
men in Frankfurt am Main nur eini¬ 
ge Hundert. Jetzt gehen jeden Sonn¬ 
tag Zehntausende auf die Straße. Am 
vergangenen Wochenende gab es De¬ 
monstrationen und Kundgebungen 
in mehr als 60 Städten und insgesamt 
zwölf Ländern der Europäischen Uni¬ 
on. Allein in Berlin kamen nach An¬ 
gaben der dortigen Veranstalter um 
die 6 000. 

„Pulse of Europe“ ist so erfolg¬ 
reich, dass man jetzt nicht nur Spen¬ 


den erhält, sondern mittlerweile am 
Montag eine provisorische Geschäfts¬ 
stelle in Frankfurt am Main beziehen 
konnte. Kritiker fragen, ob da nicht 
auch Geld von großen Unternehmen 
fließt. Die große Werbeagentur Scholz 
& Friends hat jedenfalls „pro bono“ 
also ,zum Wohle der Öffentlichkeit 4 , 
für „Pulse of Europe“ ein Logo ent¬ 
worfen. Übrigens: Röder ist Fachan¬ 
walt in der großen Anwaltskanzlei 
Greenfort, die unter anderem deut¬ 
sche und internationale Unterneh¬ 
men sowie Top-Führungskräfte in al¬ 
len Fragen des Arbeitsrechts berät. 

Eine Bewegung ist entstanden, der 
einige Kritiker allerdings „keine lange 
Haltbarkeit“ geben: Zu allgemein, zu 
ungenau seien die Forderungen von 
„Pulse of Europa“, um einen Weg für 
die Zukunft zu öffnen, meinen die ei¬ 
nen, andere, dass hier vor allem - vie¬ 
len Beteiligten gar nicht bewusst - für 
das Europa des Kapitals demonstriert 
werde und dort linke Kritik an der 
Europäischen Union offenbar uner¬ 
wünscht ist. Trotzdem, meint Krämer, 
sei es für Linke nötig, das weiter zu 
versuchen, aufzuklären, „Positionen 
und Argumente an die Menschen (zu) 
bringen“. 

Nina Hager 


Frieden - 
das Gebot 

der Stunde 

Wir brauchen eine 
neue Politik 

Vielstimmig sind die Aufrufe der ört¬ 
lichen und regionalen Organisationen, 
in denen Parteien, Gewerkschaften, 
Friedensgruppen, religiöse Initiati¬ 
ven und Einzelpersonen zu den vielen 
Ostermärschen im gesamten Bundes¬ 
gebiet einladen. Ohne Anspruch auf 
Vollzähligkeit sind mittlerweile mehr 
als 45 Kundgebungen und Friedens¬ 
märsche angekündigt. 

Das Bündnis in Bremen macht 
deutlich: Tagtäglich werden uns Bil¬ 
der von Kriegen in aller Welt gezeigt. 
Kriege machen die Welt nicht siche¬ 
rer, sondern produzieren unendli¬ 
ches Leid, sind Hauptgrund für rie¬ 
sige Fluchtbewegungen und sind der 
Nährboden für Terrorismus. Afghanis¬ 
tan, Irak, Libyen und Syrien verdeut¬ 
lichen das. Deutschland ist an dieser 
Entwicklung maßgeblich beteiligt, u.a. 
durch seine Militäreinsätze in 15 Staa¬ 
ten, seine Rüstungsexporte in Kriegs¬ 
gebiete und die von ihm mit betriebe¬ 
ne Militarisierung der EU. 

Innen- bzw. zwischenstaatli¬ 
che sowie wirtschaftliche Konflikte 
müssen mit gewaltfreien und diplo¬ 
matischen Mitteln gelöst werden. 
Wir brauchen eine Politik, die eine 
friedliche Koexistenz der Staaten zur 
Grundlage hat. 

Wir kommen diesem Ziel nur nä¬ 
her durch die Senkung des deutschen 
Rüstungshaushalts statt geplanter Ver¬ 
dopplung, den Stopp der Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr, die Einstellung 
von Rüstungsproduktion und -export 
und den Abzug der US-Atomwaffen 
aus Deutschland (Büchel), Beendi¬ 
gung der US-Drohnen-Morde von 
Deutschland aus und Schließung der 
US-Basis Ramstein. 

Die Organisatoren des Ostermar¬ 
sches Rhein/Ruhr weisen u.a. darauf 
hin: Als Teil einer weltweiten Wider¬ 
standsbewegung treten wir ein für 
Frieden und soziale Gerechtigkeit. 
Im Jahr 2017 stehen die Wahlen zum 
Landtag in NRW und zum Bundestag 
an. 

weiter auf Seite 4 


Frankreich vor der Präsidentenwahl 

Wenig Aussicht auf eine linke Alternative, aber Überraschungen sind noch möglich 


Rund zwei Wochen vor dem ers¬ 
ten Wahlgang in Frankreich am 23. 
April scheint die Präsidentenwahl 
so gut wie gelaufen. Jedenfalls wenn 
es nach den Umfragen geht. Dem¬ 
nach soll der nächste französische 
Staatspräsident Emmanuel Macron 
heißen. 

Die Frage ist allerdings, ob es 
nach den Umfragen gehen wird. Laut 
den gleichen Umfragen waren Ende 
März nämlich noch 38 Prozent der 
Wähler unentschlossen, ob sie zur 
Wahl gehen und wem sie dann die 
Stimme geben. Unter den früheren 
„Linkswählern“ war die Neigung zur 
Nichtbeteiligung am größten. Aber 
das heißt auch, dass es noch Überra¬ 


schungen im letzten Augenblick ge¬ 
ben kann. 

Nach der letzten Umfrage von Opi- 
nonWay vom 31. März liegt die Anfüh¬ 
rerin des rechtsextremen „Front Nati¬ 
onal“ (FN), Marine Le Pen, mit 24 Pro¬ 
zent nach wie vor vorn. Aber erstmals 
liegt der Ex-Wirtschaftsminister von 
Staatschef Hollande, Emmanuel Ma¬ 
cron, mit ebenfalls 24 Prozent mit ihr 
gleichauf. Deutlich abgeschlagen dage¬ 
gen der Kandidat der rechtskonserva¬ 
tiven „Republikaner“, Frangois Fillon, 
mit nur noch 19 Prozent auf dem drit¬ 
ten Platz, der sich durch seine Berei¬ 
cherungsaffären, mittlerweile Gegen¬ 
stand gerichtlicher Ermittlungsverfah¬ 
ren, selbst disqualifiziert hat. 


Für den zweiten Wahlgang am 
7. Mai sagen alle Umfragen bei einem 
„Duell“ von Le Pen contra Macron 
einen 60:40-Sieg für Macron voraus. 
Der frühere Investmentbanker Ma¬ 
cron war vom sozialdemokratischen 
Staatschef Hollande zwar zum Wirt¬ 
schaftsminister gemacht worden, hat 
aber nichts mit der Sozialdemokratie 
zu tun. Er präsentiert sich als „Sozial¬ 
liberaler“ und „Mann der Mitte“, der 
die „Rechts-Links-Spaltung“ über¬ 
winden will, ist aber in Wirklichkeit 
ein Wirtschaftsliberaler, der die neo¬ 
liberalen Doktrinen der Förderung 
der Unternehmergewinne und der 
Deregulierung der Schutzvorschrif¬ 
ten des Arbeitsrechts sowie der Pri¬ 


vatisierung öffentlicher Unternehmen 
und Dienste als Weg zum „wirtschaft¬ 
lichen Wiederaufstieg“ Frankreichs 
anstrebt. Laut seinen Erklärungen 
will er in fünfjähriger Amtszeit den 
Staatshaushalt um 60 Milliarden re¬ 
duzieren und 500 000 Staatsbediens¬ 
tete einsparen. Er war ein maßgebli¬ 
cher Initiator für das „Arbeitsgesetz“, 
das im letzten Jahr wegen der Ver¬ 
schlechterung des Arbeitsrechts so 
große Proteste von Gewerkschaften 
und Jugendverbänden ausgelöst hatte, 
und er will auf diesem Weg weiterge¬ 
hen, um die „Arbeitskosten“ zu sen¬ 
ken. Faktisch würde mit seiner Wahl 
das Signal also auf die Fortsetzung 
der Politik gesetzt, die in den letzten 


fünf Jahren unter Hollande so breite 
Ablehnung und die Forderung nach 
einer politischen Kurswende hervor¬ 
gerufen hatte. 

Eine aussichtsreiche gemeinsa¬ 
me Kandidatur der beiden „linken“ 
Wählerblöcke, der „Sozialisten“ (Parti 
Socialiste - PS) unter ihrem Kandi¬ 
daten Benoit Hamon und der alter¬ 
nativen Linken („La France Insoumi¬ 
se“) unter Jean-Luc Melenchon, der 
auch von den Kommunisten (PCF) 
unterstützt wird, ist nicht zustande 
gekommen. Laut den Umfragen hat 
Melenchon aber den PS-Kandida- 
ten Hamon überholt: er kommt auf 
15 Prozent Zustimmung, Hamon liegt 
bei 11 Prozent. Georg Polikeit 
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Ruhezeiten für 
Berufskraftfahrer 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) begrüßt die Entschei¬ 
dung des Bundesrates zu den Ruhe¬ 
zeiten für Berufskraftfahrer. „Nun ist 
klargestellt, dass die regelmäßige wö¬ 
chentliche Ruhezeit nicht in der Fah¬ 
rerkabine oder neben dem Fahrzeug 
verbracht werden darf. Diese Rege¬ 
lung muss jetzt strikt kontrolliert und 
im Zweifel auch sanktioniert werden, 
damit das unwürdige Campieren auf 
den Rastplätzen für die LKW-Fahrer 
endlich ein Ende hat“, sagte die stell¬ 
vertretende ver.di-Vorsitzende An¬ 
drea Kocsis. 

Nach dem Beschluss des Bundes¬ 
rats zur Änderung des Fahrpersonal¬ 
gesetzes ist es künftig verboten, dass 
Berufskraftfahrer die regelmäßige 
wöchentliche Ruhezeit von 45 Stun¬ 
den in der Fahrerkabine verbringen. 
Zuvor hatte bereits der Bundestag 
die Änderung beschlossen, ver.di for¬ 
dert bereits seit längerem eine Klar¬ 
stellung der entsprechenden EU-Re- 
gelung. Frankreich und Belgien ha¬ 
ben die EU-Vorgaben schon längst 
umgesetzt. 

Studie der 
Jungen IG Metall 

Für die „junge Generation“ zählen 
nicht mehr nur Karriere und Leis¬ 
tung. Junge Menschen sind wieder 
bereit, sich für Werte wie Sicher¬ 
heit und Solidarität zu engagieren. 
Besonders wichtig sind ihnen gute 
Freunde. Das zeigt die Studie „Was 
ist das für 1 Generation?“ der Jungen 
IG Metall. 

Generation „Y“ oder Generation 
„What“? Begriffe, um die junge Ge¬ 
neration zu beschreiben, gibt es mehr 
als genug. Angesichts all dieser ver¬ 
schiedenen Etiketten stellt sich eine 
Frage aber umso lauter: Wie ticken 
junge Leute heute? 

Wollen junge Menschen Karriere 
und Familie unter einen Hut bringen 
oder doch das große Geld machen? 
Nein: Der jungen Generation sind Si¬ 
cherheit und Solidarität wichtig. An 
erster Stelle steht für sie nicht mehr 
der Erfolg im Job sondern ein in¬ 
taktes soziales Umfeld - sprich gute 
Freunde. 

Das zeigt die Studie „Was ist das 
für 1 Generation?“ der Jungen IG 
Metall. Besonders wichtig ist den jun¬ 
gen Menschen Sicherheit. 70 Prozent 
haben Angst vor schlecht bezahlten 
Jobs, 60 Prozent vor befristeten Ar¬ 
beitsverhältnissen. Für 95 Prozent ist 
ein sicherer Arbeitsplatz am wich¬ 
tigsten. 

Bezahlbare Wohnungen 
in Metropolen 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert 
angesichts der stark gestiegenen 
Pendlerzahlen ein Umdenken in der 
Wohnungsbaupolitik. „Menschen 
und Umwelt leiden unter einer lange 
sträflich vernachlässigten Wohnungs- 
baupolitik. Die Quittung erhalten wir 
jeden Morgen und jeden Abend auf 
den Straßen. Bald geht in den Stoß¬ 
zeiten nichts mehr“, sagte der Stell¬ 
vertretende IG BAU-Bundesvorsit- 
zende Dietmar Schäfers anlässlich 
der vom Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
vorgelegten Pendlerzahlen. 

„Es war ein Fehler, die Wohnun¬ 
gen der öffentlichen Hand zu priva¬ 
tisieren und es war genauso verkehrt, 
die Wohnungsfrage viel zu lange dem 
Markt zu überlassen. Die Pendler¬ 
zahlen belegen: Jetzt ist es höchste 
Zeit umzusteuern.“ 

Tarifeinigung beim 
Landesforst 

Am 30. März haben die Gewerk¬ 
schaften gemeinsam die Annahme 
der Tarifeinigung zur Tarif- und Be¬ 
soldungsrunde 2017 mit den Ländern 
zum TV-L vom 17. Februar 2017 be¬ 
schlossen. Das vereinbarte Gesamt¬ 
paket sieht deutliche Reallohnerhö¬ 
hungen und strukturelle Verbesse¬ 
rungen vor. Die Beschäftigten halten 
Anschluss zu den Entwicklungen im 
öffentlichen Dienst des Bundes und 
der Kommunen. 


Stunde der Protektionisten 

Trump, Brexit und die dicke Hose des Exportweltmeisters 


I n Brüssel und Berlin scheint die Wut 
über den Brexit gewaltig. Die EU- 
Kommission hat von den Briten 60 
Mrd. Euro gefordert. Die Rechnung 
müsse bezahlt werden, wirft sich Kom¬ 
missions-Chef Jean-Claude Juncker 
gegenüber der BBC in die Pose. Nach 
dem Motto, wer nicht mit uns ist, ist ge¬ 
gen uns, soll offenbar den Briten, und 
künftigen Exit-Kandidaten, mit dem 
großen Knüppel klargemacht werden, 
dass sie einen Fehler gemacht haben 
bzw. einen machen werden. „London 
sitzt am kürzeren Hebel? freut sich ein 
Thomas Gutschker in der FAZ. 

In der Sache sind die EU-Forderun- 
gen alles andere als solide. Die Briten 
sind mit einem Beitrag von 11,5 Mrd. 
Euro die zweitgrößten Nettozahler der 
EU (Deutschland 14,3 Mrd., Frankreich 
5,5 Mrd. Euro). Junckers Forderungen 
„errechnen“ sich aus mutmaßlichen zu¬ 
künftigen Verpflichtungen (Beamten¬ 
pensionen, „offene Rechnungen“ für 
künftige Projekte, Strukturfonds etc.) 
denen Britannien nach Einstellung sei¬ 
ner Beiträge nach dem Brexit nun nicht 
mehr nachkommt. 

Die Präsentation einer solchen po¬ 
litisch motivierten Mondrechnung wird 
auf der Gegenseite entsprechende Ver¬ 
härtungen hervorrufen, Ex-Tory-Chef 
Ian Duncan Smith vermutet schon, am 
Ende schulde die EU sogar Großbri¬ 
tannien noch Geld. Rationales Krisen¬ 
management sieht anders aus. Aber 
dass Berlin/Brüssel zu so etwas struk¬ 
turell unfähig ist, hat das bisherige Ma¬ 
nagement der Euro-Krise hinlänglich 
bewiesen. Die asoziale Austeritätspo- 
litik hat die Krise auch in Großbritan¬ 


nien verschärft. Der Brexit ist die lo¬ 
gische Konsequenz. Weitere Austritte 
sind zu erwarten. 

Dieses Szenario gilt es auf Biegen 
und Brechen zu verhindern. Daher 
steht jeder, der für einen Euro-Austritt 
plädiert in der rechtspopulistischen 
Ecke der Trumps, Erdogans, Orbans 
und Le Pens. Allerdings ist das Verei¬ 
nigte Königreich der drittwichtigste 
Markt für deutsche Produkte (Expor¬ 
te 86,0 Mrd. Euro/Importe 35,5 Mrd 
Euro) nach den USA (106,8/57,8) und 
Frankreich (101,4/65,7) und noch vor 
VR China (76,0/93,7) Hier erzielt die 
deutsche Exportindustrie ihre größ¬ 
ten Handelsbilanzüberschüsse (GB 
50,5 Mrd. Euro, USA 49,0 Mrd. Euro, 
F 35,7 Mrd. Euro. (2016, Destatis) Hier 
wird der Exportweltmeister gemacht. 
In dieser Höhe müssen sich diese Län¬ 
der jährlich verschulden, um die deut¬ 
schen Überschüsse bezahlen zu kön¬ 
nen. Doch offenbar lässt die verletzte 
Imperialistenehre einen geschäftlich¬ 
moderaten Ton nicht zu. Brüssel und 
Berlin legen es sichtbar darauf an, die 
besten Kunden der deutschen Export¬ 
industrie zu verprellen. Zusätzlich zum 
Trump-Bashing steht nun auch das Bre- 
xit-entschlossene Britannien am Pran¬ 
ger. 

Letzte Woche ist die Salzgitter AG 
und die Dillinger Hütte auf einer Lis¬ 
te von US-Handelsminister Wilbur 
Ross aufgetaucht. Hier sind Unter¬ 
nehmen aufgeführt, die aus US-Sicht 
ihre Produkte unter Herstellungskos¬ 
ten, also zu Dumping-Preisen vertrei¬ 
ben und von denen nun Strafzölle ge¬ 
fordert werden sollen. Sigmar Gabriel 


stieß sogleich ins nationalistische Horn: 
„Die US-Industrie soll geschützt wer¬ 
den, indem man die bessere deutsche 
Stahlindustrie benachteiligt.“ Salzgitter 
und Dillinger befinden sich in „guter 
Nachbarschaft“ von Stahlkochern aus 
Österreich, Frankreich, Italien, Belgien, 
Japan, Südkorea und Taiwan. Chinesi¬ 
sche Stähle werden ja schon des länge¬ 
ren mit US-Zöllen belegt. 

Der Preisdumping-Vorwurf ist ne¬ 
benbei bemerkt ein mindestens eben¬ 
so politisch interpretierbarer Begriff 
wie die EU Forderung an Britannien. 
Betrachtet man die gesamte „Wert- 
schöpfungskette“, so dürfte es un¬ 
ter imperialistischen Bedingungen 
kaum ein Produkt geben, das nicht 
zumindest Preisdumpinganteile ent¬ 
hält. Das gilt natürlich erst recht für 
einen derartig hochmonopolisierten 
Sektor, wie die Stahlproduktion, das 
Musterbeispiel für staatsmonopolis¬ 
tischen Kapitalismus. Die VR Chi¬ 
na produziert nahezu die Hälfte der 
weltweiten Stahl-Kapazität von 126 
Mio. Tonnen. Damit hat sich auf dem 
Stahlmarkt die Situation der letzten 
170 Jahre umgekehrt. Nicht mehr 
USA/Europa liefern den Stahl für die 
Welt und konkurrieren alles nieder, 
sondern dasselbe macht nun das auf¬ 
strebende asiatische „Schwellenland“. 
Eins ist noch anders: Früher wären in 
den Häfen von Staaten, die ihre Wirt¬ 
schaft mit hohen Zöllen zu schützen 
versuchten, ein paar Schlachtschiffe 
der Navy eingelaufen. Das ist heute 
etwas komplizierter. Und wenn schon 
die so handelsliberale Obama-Regie- 
rung seit letztem Jahr Zölle bis zu 266 


Prozent auf chinesische Stähle erho¬ 
ben hat, kann auch die völlig protek¬ 
tionismusfreie EU beispielsweise chi¬ 
nesisches Grobblech mit Zöllen von 
74 Prozent belegen. Dagegen sind die 
5,38 Prozent für Dillinger und die 22,9 
Prozent für Salzgitter ausgesprochen 
moderat. In der Weltwirtschaftskrise 
schlägt nicht nur die große Stunde der 
Protektionisten, sondern damit auch 
die der Heuchler. Hinter der großen 
Reklametafel Freihandel gab es schon 
immer den knallharten Protektionis¬ 
mus, dort, wo es profitabler war. Wer 
die Macht hat, bestimmt auch die Re- 
geln. 

Das Hauptabsatzgebiet der deut¬ 
schen Exportindustrie, die EU (fast 60 
Prozent), ist nicht gerade eine Boom¬ 
region. Auch die Goldgräberstimmung 
für Exporte nach China hat sich gelegt. 
Das Absatzgebiet Russland hat man 
sich selbst weggeschossen. Und nun 
sind die Exporte in das Vereinigte Kö¬ 
nigreich seit dem Referendum um fast 
zehn Prozent eingebrochen. Offenbar 
reicht das dem Exportweltmeister noch 
nicht. Der Versuch eine harte Linie ge¬ 
gen die neue US-Administration und 
gegen die britische Regierung fahren 
zu wollen, macht die ganze überhebli¬ 
che Borniertheit des deutschen Impe¬ 
rialismus klar. Weder ist Russland nach 
den Sanktionen in die Knie gegangen, 
noch England nach dem Brexit. Die 
alte Kaufmannsregel heißt: Der Kun¬ 
de ist König. Kaufen kann man über¬ 
all. Mit dem Verkaufen ist das so eine 
Sache. Da kommt es nicht so gut, auf 
dicke Hose zu machen. 

Klaus Wagener 


Profit vor Sicherheit und Umweltschutz 

Bundesamt genehmigt Lieferung von Brennelementen nach Tihange 



Der Atommeiler im belgischen Tihange bedroht nicht nur seine unmittelbare Nachbarschaft 


Mehrfach hatte im vergangenen Jahr 
Bundesumweltministerin Barbara Hen- 
dricks (SPD), wie auch andere Politike¬ 
rinnen und Politiker der Großen Koali¬ 
tion, die Sicherheit der belgischen Atom¬ 
meiler in Doel und Tihange bemängelt. 
Zuletzt im September 2016. Die insge¬ 
samt sieben Atomblöcke müssen seit 
Jahren immer wieder wegen verschie¬ 
dener Zwischenfälle im Kühlsystem, 
bei den Heizstäben, wegen Rissen - wie 
bei Block 2 in Tihange oder am Reaktor 
Doel-3 - heruntergefahren werden. 

Hendricks forderte die störanfäl¬ 
ligen Anlagen zumindest solange ab¬ 
zuschalten, bis alle sicherheitsrelevan¬ 
ten Fragen geklärt seien. Abgeschaltet 
wurde nicht, Brüssel stellte und stellt 
sich quer, schaltet auf stur. 

Wie ernst ist die Forderung der Mi¬ 
nisterin gemeint? Auf eine Anfrage von 
Abgeordneten der Bundestagsfraktion 
der Partei „Die Linke“ nach der „Ver¬ 
weigerung von Ausfuhrgenehmigungen 
für angereichertes Uran“ vom 30. Au¬ 
gust 2016 hatte die Regierungskoaliti¬ 
on lediglich mit einer „Liste der Aus¬ 
fuhrgenehmigungen für unbestrahlte 
Brennelemente aus Lingen seit 2011“ 
geantwortet. Unter anderem wurden die 
Blöcke im AKW Doel im Zeitraum vom 
1. Januar 2011 bis zum 12. Juli 2016 elf 
Mal beliefert. Nur eine Lieferung ging 
zum AKW Tihange 2. In Frankreich 
wurden die umstrittenen und stark an¬ 
fälligen AKW (Haarrisse) Fessenheim 
und Cattenom von Lingen aus beliefert. 

Warum genehmigte das Bundesamt 
für kerntechnische Entsorgungssicher¬ 
heit (dem Ministerium zugeordnet) - 
wie kürzlich bekannt wurde - aber 
auch im vergangenen Jahr die Belie¬ 
ferung von Tihange 2 mit Brennele¬ 
menten aus der Firma Areva in Lin¬ 
gen? Nur so konnte der Betrieb in Ti¬ 
hange 2 aufrechterhalten werden. Auf 
Kosten der Sicherheit von Millionen 
Menschen. Nicht nur in Nordrhein- 
Westfalen. Insgesamt 16 Mal fuhren 
die Schwertransporter zwischen dem 
16. Juni 2016 und dem 14. März 2017 
vom niedersächsischen Lingen in Rich¬ 
tung Lüttich. Die Genehmigung für die 


Lieferung wurde im Juni vergangenen 
Jahres ausgestellt. Insgesamt 50 Trans¬ 
porte für die belgischen Atomkraft¬ 
werke Doel und Tihange wurden von 
der Bundesregierung gebilligt. Im Juni 
2016 forderten die Umweltminister 
der Länder die Bundesregierung auf, 
die Brennelementefertigung in Lingen 
zu beenden und die Urananreicherung 
im westfälischen Gronau stillzulegen. 

Das Umweltministerium verteidig¬ 
te jetzt die Genehmigung der Liefe¬ 
rung der Brennelemente und begrün¬ 
dete das mit dem Atomgesetz. 

Eigentümer der Firma in Lingen ist 
übrigens die „Advanced Nuclear Fuels 
GmbH“, eine Tochtergesellschaft der 


„Areva NP“. Areva NP entstand durch 
einen Zusammenschluss der Nuklear¬ 
abteilung von Siemens - Siemens Nu¬ 
clear Power SNP (Anteil 34 Prozent) - 
mit der Framatom zu Framatome ANP. 
Nach den Atomunfällen in Fukushima 
2011 verkaufte Siemens seine Anteile 
an Framatom. Areva ist weltweit füh¬ 
rend beim Bau von Atomkraftwerken, 
bei der Nachrüstung und Wartung von 
bestehenden Atomkraftwerken, bei 
der Herstellung und Wiederaufberei¬ 
tung von Brennelementen sowie beim 
Rückbau kerntechnischer Anlagen. 

Belgien hat in den letzten Jahren 
nur auf Atomkraft gesetzt. Die Entsor¬ 
gung ist ungeklärt. Doel 1 ist seit 1974 


in Betrieb und der älteste Reaktor in 
Belgien. Nach 40 Jahren Betriebszeit 
sollte er 2015 eigentlich dauerhaft ab¬ 
geschaltet werden. Die belgische Re¬ 
gierung genehmigte aber eine Laufzeit¬ 
verlängerung von zehn Jahren, so dass 
der Meiler im Dezember desselben 
Jahres wieder ans Netz ging. In zehn 
Jahren sollen die deutsch-belgischen 
Stromleitungen, die aus dem Raum 
Aachen bzw. vom Niederrhein über 
die Niederlande nach Belgien führen 
sollen, fertig gestellt sein. Somit wäre 
erst dann die Energieversorgung Bel¬ 
giens, das bislang nicht auf erneuerbare 
Energien setzt, gesichert. 

Horst Finger/UZ 
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Armut und Reichtum - wohlfrisiert 

Bei zwei von drei Reichen fußt das Vermögen auf Erbschaften oder Schenkungen 


I m Abstand von vier Jahren gibt es 
jeweils ein Daten-Update zur sozi¬ 
alen Lage in Deutschland, genannt 
Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung. Vorgeblich eine ob¬ 
jektiv erstellte, große Sozialbilanz der 
Regierungspolitik. Der aktuell vorge¬ 
stellte Bericht „informiert“ auf mehre¬ 
ren hundert Seiten über den Stand von 
Löhnen, Vermögen, Wohnraum, Ren¬ 
ten und zum Beispiel auch Gesundheit. 
Im Vorgängerbericht der damaligen 
CDU/FDP-Regierung von 2013 war 


keine qualiüzierte Aussage zum Thema 
Reichtum in diesem unserem Lande zu 
ünden, die wurden damals auf Druck 
des Koalitionspartners FDP gestrichen. 
Warum? „Weil, sie nicht ins Weltbild 
der jetzigen Bundesregierung passen“, 
so Andrea Nahles als damalige SPD- 
Generalsekretärin. 2017 aber selbst zur 
Arbeitsministerin und Sozialministe¬ 
rin aufgestiegen, legt Andrea Nahles 
unverfroren einen ebenfalls frisierten 
neuen Armuts- und Reichtumsbericht 
vor. 


In seiner ersten Fassung wurde noch 
von einer „Krise der Repräsentation“ 
gewarnt: „Personen mit geringerem 
Einkommen verzichten auf politische 
Partizipation, weil sie Erfahrungen ma¬ 
chen, dass sich die Politik in ihren Ent¬ 
scheidungen weniger an ihnen orien¬ 
tiert.“ Der Satz fehlt so wie auch der 
Fingerzeig auf den „Einfluss von Inte¬ 
ressensvertretungen und Lobbyarbeit“. 
Gestrichen wurde entlarvend auch: 
„Die Wahrscheinlichkeit für eine Po- 
litikveränderung ist wesentlich höher, 
wenn diese Politikveränderung von 
einer großen Anzahl von Menschen 
mit höherem Einkommen unterstützt 
wird“, - die wohl ehrlichste Aussage 
über die herrschenden politischen Ver¬ 
hältnisse in Deutschland. 

Seit Oktober vergangenen Jahres zog 
sich das Gefeilsche um wohlfeile Pas¬ 
sagen innerhalb der Koalition hin. Das 
Schönfärbbad der Bundesregierung 
überlebt aber hat z.B. die Aussage „Ge¬ 
rade weniger privilegierte Bürger emp¬ 
finden ihre Anstrengungen vielfach als 
nicht ausreichend respektiert“. Für die 
Menschen sei es aber sehr wichtig, dass 
sie und ihre Kinder den erreichten Sta¬ 
tus verbessern oder wenigstens erhal¬ 
ten könnten. Verschwiegen wird auch 
nicht, dass zwei Millionen Kinder ar¬ 
mutsgefährdet sind, weil entweder kein 
Elternteil erwerbstätig ist oder ein Al¬ 
leinverdiener eben nur in Teilzeit ar¬ 
beitet. 

Hat kein Elternteil bezahlte Arbeit, 
hegt das Armutsrisiko der Kinder bei 
64 Prozent. Während die Stelle, die im 
Bericht darauf hinweist, dass Men¬ 
schen mit größerem Geldbeutel mehr 
Einfluss auf politische Entscheidungen 
haben als Einkommensschwache, eli¬ 
miniert wurde, spricht Nahles bei ihrer 
mündlichen Vorstellung des Berichts 
denn doch vom Auseinanderklaffen 
der Schere bei Vermögen und Ein¬ 
kommen: Die reichsten zehn Prozent 
der Haushalte besäßen mehr als die 
Hälfte des gesamten Netto Vermögens, 
während die untere Hälfte nur über ein 
Prozent verfügte. Gesellschaftspoli¬ 
tisch bedenklich sei nicht nur die Grö¬ 
ße des Reichtums, sondern dass dieser 
häufig nicht auf der eigenen Leistung 
beruhe. Bei zwei von drei Reichen 
fuße er vielmehr auf Erbschaften oder 
Schenkungen. Und Nahles stellt sel¬ 


ber fest: „Je weniger aber Reichtum 
mit eigener Leistung zu tun hat, umso 
mehr stellt sich die Frage nach Gerech¬ 
tigkeit“. 

Obwohl sich die höheren Einkom¬ 
men gut entwickelten, zeige sich, so 
der Bericht, dass die unteren 40 Pro¬ 
zent der Arbeitenden 2015 real weni¬ 
ger verdienten als Mitte der 90er Jah¬ 
re. Besonders in der Transport- und 
Einzelhandelsbranche stagnierten die 
Löhne auf niedrigem Niveau. Je mehr 
Menschen mit hohem Einkommen 
eine politische Meinung vertreten, 
desto größer sei aber die Wahrschein¬ 
lichkeit einer Entscheidung in deren 
Sinne, sagte sie. Bei den unteren Ein¬ 
kommensgruppen verhalte es sich an¬ 
ders. Deren Meinung werde seltener 
umgesetzt. „Das ist ein alarmierender 
Befund“. Besser kann es niemand zu¬ 
sammenfassen. 

Mit der Vorlage des Berichts erst Ende 
März 2017 verstößt die Bundesregie¬ 
rung gegen Vorgaben des Bundesta¬ 
ges, die verlangen, dass der Bericht zur 
Hälfte der Legislatur vorgestellt wer¬ 
den muss. Das war aber berechnende 
Absicht. Bewusst legt Andrea Nahles 
den Bericht jetzt zu Beginn des Bun¬ 


destagswahlkampfs 2017 vor, um ih¬ 
rem Parteifreund Martin Schulz im 
SPD Wahlkampf beizuspringen. Auch 
Frau Nahles ist klar, zu große Unter¬ 
schiede zwischen arm und reich könn¬ 
ten „die Akzeptanz der Wirtschafts¬ 
und Gesellschaftsordnung verringern“. 
Nicht zuletzt deshalb meldet Nahles an 
nicht wenigen Stellen selbst Verbesse¬ 
rungsbedarf an, ohne selbst Lösungs¬ 
vorschläge zu nennen. Damit bietet sie 
Martin Schulz Steilvorlagen, und der 
wird das verbleibende halbe Jahr da¬ 
mit beschäftigt sein, damit seinen Wahl¬ 
speck Marke „Soziale Gerechtigkeit“ 
zu räuchern. 

Bei der Pressekonferenz verwies die 
Ministerin so nebenbei darauf, dass im 
September mit der Bundestagswahl die 
Chance für einen politischen Wechsel 
bestünde. Stimmt. Und es hegt an uns, 
ob es der SPD bis dahin gelingen wird, 
vergessen zu machen, dass es die SPD 
war, die durch Schaffung der Hartz-IV- 
Gesetze den größten Niedriglohnsek¬ 
tor in Europa geschaffen hat und dass 
Nahles und Schulz immer feste mit da¬ 
bei waren, wenn es darum ging, den So¬ 
zialstaat zu demontieren. 

Manfred Dietenberger 



Armuts- und Reichtumsbericht 
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Sonntagsöffnung im Einzelhandel 

Türöffner für Abschaffung des freien Tages für (fast) alle 


Der noch vor 20 Jahren in den meis¬ 
ten Branchen übliche freie Samstag 
wurde in weiten Bereichen gekippt, 
nachdem er im ersten Schritt als „Fa- 
milieneinkaufstag“ propagiert wurde. 
Und die seit 25 Jahren z.B. in Rhein¬ 
land-Pfalz von 56 auf 96 zulässige 
Stunden erhöhten Ladenöffnungszei¬ 
ten haben weit über den Einzelhandel 
hinaus die Funktion des Türöffners 
für Verhältnisse, in denen letztend- 
lich sieben mal 24 Stunden lang der 
Profit gemehrt werden soll (siehe UZ 
vom 17.03.17). 

Die Sonntagsöffnungen grundsätz¬ 
lich auf Null zu reduzieren ist auch eine 
Frage des Arbeits- und Gesundheits¬ 
schutzes aller, aber auch der Verteidi¬ 
gung des letzten grundsätzlich gemein¬ 
sam freien Tages für alle. Hilfreich ist 
da ein Urteil des Bundesverfassungs¬ 
gerichts vom letzten Oktober. Dazu das 
Gericht in einer Pressemitteilung: „An 
diesen Tagen soll grundsätzlich die Ge¬ 
schäftigkeit in Form der Erwerbsarbeit, 
insbesondere der Verrichtung abhän¬ 
giger Arbeit, ruhen, damit der Einzel¬ 
ne diese Tage allein oder in Gemein¬ 
schaft ungehindert von werktäglichen 
Verpflichtungen und Beanspruchungen 
nutzen kann. Die soziale Bedeutung 
des Sonn- und Feiertagsschutzes im 
weltlichen Bereich resultiert wesentlich 
aus der synchronen Taktung des sozia¬ 
len Lebens.“ Dem stehen die Forderun¬ 
gen des Deutschen Handelsverbands 
entgegen. Auf dessen Verbandstag for¬ 


derte sein Vorsitzender Sanktjohanser 
zehn offene Sonntage, Karstadt-Chef 
Fanderl gar 12 als Einstieg in die gene¬ 
relle Sonntagsöffnung. 

Das Elend der Kommunalpolitik 
tritt auch hier deutlich zutage in Ge¬ 
stalt von Politikern, die an eine verfas¬ 
sungsgemäße Finanzierung der Kom¬ 
munen durch Bund und Länder nicht 
mehr glauben oder nie bereit waren, 
sie von ihren Parteifreunden in den 
jeweiligen Parlamenten einzufordern. 
Stattdessen genehmigen sie abseits der 
Rechtslage den Einzelhandelskonzer¬ 
nen willfährig Sonntagsöffnungen in 
der Hoffnung, den von ihren Partei¬ 
freunden regierten Nachbarkommu¬ 
nen Kaufkraft und damit Einnahmen 
abjagen zu können. 

Schwächstes Glied in diesem Null- 
Summen-Spiel sind zumeist Beschäftig¬ 
te und deren Betriebsräte, wenn letzte¬ 
re überhaupt existieren. Dem Druck, 
ggf. als einziges Geschäft am Ort ge¬ 
schlossen zu haben, halten auf Dauer 
wenige aus. Kommt hinzu, dass den 
Verkäuferinnen und Verkäufern - es 
sind zumeist Frauen in prekären Ar¬ 
beitsverhältnissen - der Sonntagsein¬ 
satz oft „vergoldet“ wird. Noch, denn 
wäre sonntags immer auf, versuchten 
die Unternehmer Zuschläge etc. zu 
streichen, so wie schon 2015. In der 
damaligen Tarifrunde hätten sie gerne 
die Spät- und Samstagszuschläge ge¬ 
strichen, da es ja nun um normale Ge¬ 
schäftszeiten gehe. Im monatelangen 
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Arbeitskampf konnte ver.di u.a. diese 
Zuschläge verteidigen. 

Verlierer sind aber auch ein Groß¬ 
teil der inhabergeführten Geschäfte. 
Für sie bedeuten Sonntagsöffnungen 
zumeist mehr Aufwand als zusätzlicher 
Gewinn, die Konkurrenz durch die 
Konzerne wird erdrückender. Es fehlt 
zumeist der Mut, den tonangebenden 
Konzernen in den lokalen Einzelhan¬ 
delsverbänden nein zu sagen. Nachtei¬ 
le an anderer Stelle werden befürchtet. 
Endgültig weich geklopft werden sie 



dann mit dem Hinweis auf den Inter¬ 
nethandel. Dabei sind es gerade auch 
diese Konzerne, die ihn forcieren. In 
der Heimatstadt des Autors z.B. ist der 
Kaufhof-Chef zugleich zweiter Vorsit¬ 
zender des Vereins, der die Sonntagsöff¬ 
nungen beantragt und organisiert. Re¬ 
gelmäßig schickt er seine Beschäftigten 
und die der anderen in die sonntägli¬ 
che Schlacht gegen den Internethandel, 
protzt dann aber öffentlich damit, dass 
sein Internethandel im Weihnachtsge¬ 
schäft vervierfacht worden sei. 


ver.di klagt zunehmend erfolgreich, 
aber auch die Kirchen oder die Katholi¬ 
sche Arbeitnehmerbewegung. Sie haben 
sich, teils mit weiteren Bündnispartnern, 
auf allen Ebenen zu Allianzen für den 
freien Sonntag zusammengeschlossen. 
Wichtig ist, dass auch nicht direkt Betrof¬ 
fene den Kampf um den freien Sonntag 
als gesellschaftlichen in ihrem eigenen 
Interesse begreifen und eingreifen. Die 
bundesweite Sonntagsallianz sagt: „Le¬ 
ben ist mehr als Arbeit, Produktion und 
Geld verdienen!“ Volker Metzroth 
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Fortsetzung von Seite i 

Frieden... 

Das ist eine gute Gelegenheit, unsere 
Forderungen und Vorschläge zu unter¬ 
stützen. Beginnt damit durch eure Be¬ 
teiligung an den Veranstaltungen des 
Ostermarsches an Rhein und Ruhr! 

In München heißt es: Die Bundes¬ 
regierung stellt, nahezu ohne nennens¬ 
werte öffentliche Kritik, die Weichen 
für weitere maßlose Aufrüstung. Der 
Rüstungshaushalt wurde in den letz¬ 
ten Jahren laufend erhöht, auf heute 
37 Milliarden Euro. Das war erst der 
Anfang, die Pläne der Regierung wür¬ 
den zu einer dramatischen Steigerung 
führen, nämlich zur Verdoppelung der 
Militärausgaben auf über 70 Milliar¬ 
den Euro. Gleichzeitig treibt vor allem 
Deutschland den Umbau der EU zu ei¬ 
ner militärischen Großmacht an. 

Die Rüstungsexporte sind Teil des 
Problems und gehören abgeschafft! 

In Hannover weist man u.a. auf 
eine ganz aktuelle Situation hin und 
schreibt: Derzeit liegt der UNO-Ge- 
neralversammlung eine verabschiede¬ 
te Resolution vor, in der Verhandlun¬ 
gen über ein weltweites Verbot von 
Atomwaffen noch in diesem Jahr ge¬ 
fordert werden. 123 Staaten, und da¬ 
mit eine große Mehrheit der Verein¬ 
ten Nationen, votierten dafür. 38 Staa¬ 
ten angeführt von Russland, den USA 
und den meisten NATO-Staaten und 
auch Deutschland stimmten dagegen, 
16 Staaten enthielten sich der Stimme. 
Endlich haben es die atomwaffenfreien 
Staaten gewagt, die Atomwaffenstaa¬ 
ten und ihre Alliierten in Fragenbe¬ 
züglich der Atomwaffen zu überstim¬ 
men. Aber: Indem die Bundesregierung 
gegen ein Atomwaffenverbot stimmt, 
stellt sie sich gegen die Einsicht und das 
Wissen über das Vernichtungspotenti¬ 
al der Atomwaffen und die Bedrohung 
der Existenz jeglichen Lebens auf der 
Erde. 


Wahlprogramm 

vorgestern 

Mit dem Entwurf des in vielen Fra¬ 
gen sehr konkreten Wahlprogramms 
der Partei „Die Linke“, der am Mon¬ 
tag in Berlin auf einer Pressekon¬ 
ferenz vorgestellt wurde, könnte 
Schulz, der „Mann aus Würselen,... 
ein Mann aus einfachen Verhältnis¬ 
sen“, der bislang mit dem Thema „so¬ 
ziale Gerechtigkeit“ punkten konnte, 
in Zugzwang geraten. Der Entwurf 
war im Vorstand bei einer Gegen¬ 
stimme und fünf Enthaltungen an¬ 
genommen worden. Grund sind Mei¬ 
nungsverschiedenheiten im Hinblick 
auf Mindestanforderungen an eine 
Koalition. Während die Einen mit¬ 
regieren, „mitgestalten“ wollen, for¬ 
dern Andere, die Linkspartei müsse 
konsequente Opposition bleiben. 

Hauptthema des Wahlkampfs ist 
auch für die Linkspartei die sozia¬ 
le Frage. Doch anders als die SPD 
wird man sehr konkret, gehen die 
jetzt vorliegenden Forderungen 
weit. Man tritt gegen Privatisierun¬ 
gen und weiteren Sozialabbau an, 
fordert die Entlastung niedriger und 
mittlerer Einkommen, die Erhö¬ 
hung des Spitzensteuersatzes, eine 
Reichensteuer, die Erhöhung des 
Mindestlohns auf 12 Euro pro Stun¬ 
de, die soziale Absicherung ab dem 
ersten Euro des Einkommens, glei¬ 
chen Lohn für gleichwertige Arbeit, 
eine Mindestsicherung in Höhe von 
1050 Euro statt Hartz IV, eine Min¬ 
destrente in gleicher Höhe, will zu¬ 
rück zur Rente mit 65 bei 53 Prozent 
des Einkommens. Die Mieten sollen 
begrenzt und der soziale Wohnungs¬ 
bau gefördert werden, Familien, Bil¬ 
dung, Kultur gefördert, die Gesund¬ 
heitsfürsorge und Pflege verbessert 
werden usw. usf. „Wir zeigen, wie 
sozial gerecht geht. Wir reden Klar¬ 
text“, so Kipping. Und Bernd Rie- 
xinger erklärte auf der Pressekon¬ 
ferenz im Karl-Liebknecht-Haus: 
„Wir wollen einen grundlegenden 
Bruch mit der neoliberalen Politik 
der letzten 25 Jahre.“ 

Das Wahlprogramm will die Par¬ 
tei „Die Linke“ auf einem Parteitag 
im Juni beschließen. 


Antifaschisten tagten 
an historischem Ort 

Deutsche Großmachtträume platzen lassen - Rechtsentwicklung stoppen - 
Menschenrechte verteidigen 



A m vergangenen Wochenende 
fand in Frankfurt im histori¬ 
schen Saal des Gallus-Haus der 
6. Bundeskongress der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten statt. An diesem 
Ort tagte 1963 der Auschwitz-Prozess, 
machte deutlich, dass viele Mörder 
des deutschen Faschismus immer noch 
straffrei geblieben waren und teilweise 
heute noch sind. 

Darauf wies Beate Klarsfeld in ih¬ 
rem Grußwort ebenso hin, wie Esther 
Bejarano, Überlebende des KZ Ausch¬ 
witz, der Frankfurter Oberbürgermeis¬ 
ter Feldmann, und Stephan Körtzell 
vom DGB-Bundesvorstand. An die 
Verfolgung der Sinti und Roma erin¬ 
nerte Romani Rose. 

Die 200 Delegierten und Gäste fei¬ 
erten nicht nur 70 Jahre VVN, konn¬ 
ten eine beeindruckende Bilanz anti¬ 
faschistischer Aktivitäten von 1947 bis 
heute ziehen. Der VVN ist es zu ver¬ 
danken, dass der Schwur von Buchen¬ 
wald in Erinnerung bleibt und antifa¬ 
schistisches Handeln in breiten Bünd¬ 
nissen begründet. Die VVN steht für 
eine antifaschistische Kultur, für Soli¬ 
darität, für ein Willkommen der Flücht¬ 
linge, für soziale Gerechtigkeit und ein 
friedliches Zusammenleben der Völ¬ 
ker, damit Faschismus nie wieder eine 
Chance hat. 

Der Bundeskongress diskutierte 
ausgiebig die politische Situation und 
die Handlungsoptionen gegen Krieg 
und die anwachsende Rechtsentwick¬ 
lung. Es referierte Lühr Henken über 
die qualitativ neuen Aspekte der Auf¬ 
rüstung der Bundeswehr. Hellmut Kel¬ 
lersohn vom DIS in Duisburg analy¬ 
sierte die Struktur der rechten Spek¬ 


tren, zeigte, dass die Konstruktion „aus 
der Mitte der Gesellschaft“ zu kurz 
greift. Professor Fabian Virchow zeig¬ 
te auf, wie sich die Rechte nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts, 
das ein Verbot der NPD ablehnte, neu 
strukturiert. Die sich daran anschlie¬ 
ßende lebhafte Diskussion zeigte Auf¬ 
gabenfelder auf, die von den Antifa¬ 
schisten in konkreten Aktionen von 
Bayern bis Schleswig-Holstein, vom 
Rheinland bis nach Sachsen angegan¬ 
gen werden. 

Die VVN/BdA zeigt Gesicht ge¬ 
gen Rassisten, gegen die Befürworter 


von Krieg. Eine Diskussionsrednerin 
schlägt eine neue Kampagne für Ab¬ 
rüstung vor. Ein Aufruf zu den Os¬ 
termärschen wird erarbeitet. Im Leit¬ 
antrag „Deutsche Großmachtträume 
platzen lassen - Rechtsentwicklung 
stoppen - Menschenrechte verteidi¬ 
gen“, der mit großer Mehrheit verab¬ 
schiedet wurde, heißt es unter ande¬ 
rem, Antifaschismus ist international. 
Dem Anwachsen extrem rechter Kräf¬ 
te in den USA, der Türkei und einer 
Reihe von Ländern Europas stellt sich 
die VVN/BdA mit ihren internationa¬ 
len Partnerverbänden vor allem in der 


Federation Internationale de Resis- 
tants (FIR) entgegen. 

In Deutschland stellt sich die VVN 
das Ziel, das weitere Anwachsen der 
AfD zu verhindern. Dazu wirkt sie in 
der Kampagne „Aufstehen gegen Ras¬ 
sismus“ und weiteren regionalen Zu¬ 
sammenschlüssen gegen Rechts, en¬ 
gagiert sich in der „Ausbildung von 
Stammtischkämpfern“, die in der Lage 
sind, argumentativ Position gegen die 
AfD zu beziehen. Dazu dient auch eine 
beachtenswerte Ausstellung zur AfD, 
die man bei der Bundesgeschäftsstelle 
ausleihen kann. Udo Spengler 


Gerechtigkeit mit deutlichen Lücken 

§i75~Opfer: „Eklatantes Unrecht“ soll endlich behoben werden 


Das Bundeskabinett hat einen Gesetz¬ 
entwurf beschlossen, der die Rehabili¬ 
tierung von Homosexuellen vorsieht, 
die nach dem früheren Strafrechtspa¬ 
ragraphen 175 verurteilt worden wa¬ 
ren. 

Zur Erinnerung: Schwule Männer 
waren in nahezu allen politischen Sys¬ 
temen Deutschlands mannigfaltiger 
Unterdrückung und Diskriminierung 
ausgesetzt. Ihre Verfolgung reicht bis 
in das Mittelalter zurück. Auch in der 
Weimarer Republik standen sexuelle 
Handlungen zwischen Männern unter 
Strafe, wenngleich die Verfolgung von 
Schwulen zu dieser Zeit nachgelassen 
hatte. Die rechtliche Grundlage der 
Verfolgung von Staatswegen bildete 
der Paragraph 175 des Reichsstrafge¬ 
setzbuchs, der 1871/72 der zur Grün¬ 
dung des Deutschen Reichs eingeführt 
worden war. Während sich linke Par¬ 
teien wie KPD, SPD und die linksli¬ 
berale Deutsche Demokratische Par¬ 
tei (DDP) mehrheitlich gegen die 
Verfolgung von schwulen Männern 
positionierten, machte vor allem die 
NSDAP gegen Homosexuelle mobil. 
Nach der Machtübertragung an die 
Faschisten Ende Januar 1933 nahmen 
Razzien und Angriffe auf Treffpunkte 
von Schwulen massiv zu. Am 28. Juni 
1935 verschärften die Nazis den Pa¬ 
ragraphen 175. Insgesamt sollen zwi¬ 
schen 1933 und 1945 rund 100.000 Er¬ 
mittlungsverfahren eingeleitet worden 
sein. Etwa 57 000 Männer wurden nach 
Paragraph 175 verurteilt. Nicht selten 
kam es vor, dass verurteilte schwule 
Männer im Nachgang an ihre Haftstra¬ 
fe in den Konzentrationslagern der Fa¬ 
schisten interniert wurden. Insgesamt 
6 000 sollen explizit wegen ihrer Ho¬ 
mosexualität in KZ verschleppt wor¬ 
den sein. Zwischen 53 und 60 Prozent 
der Betroffenen, die eigens mit einem 


„Rosa Winkel“ gebrandmarkt wurden, 
sind dabei in den Vernichtungslagern 
zu Tode gekommen. Sie litten dabei 
unter überdurchschnittlichen Repres¬ 
salien durch das Wachpersonal und 
waren oftmals auch mannigfaltigen 
Diskriminierungen durch andere KZ- 
Häftlinge ausgesetzt. Die Suizidrate 
unter schwulen Männern war darum 
überdurchschnittlich hoch. Sie wurden 
auch Opfer von Zwangskastrationen 
und medizinischen Menschenversu¬ 
chen, die für die Betroffenen nicht sel¬ 
ten tödlich endeten. Eine unbekannte 
Zahl Homosexueller wurde in psychia¬ 
trische Anstalten überwiesen, Hunder¬ 
te Schwule auf gerichtliche Anordnung 
hin kastriert oder von den Ärzten zu 
menschlichen Versuchskaninchen ge¬ 
macht. 

Kontinuität der Verfolgung 

Viele Opfer des faschistischen Terrors 
wurden auch nach der Befreiung aus 
den Konzentrationslagern weiterhin 
interniert, da der Diskriminierungspa¬ 
ragraph auch in der Bundesrepublik 
Deutschland weiterhin Bestand hat¬ 
te - und sie ihre Freiheitsstrafe noch 
nicht bis zum Ende verbüßt hatten. 
Hervorzuheben ist außerdem, dass der 
Gesetzestext in der von den deutschen 
Faschisten erlassenen Form bis ins Jahr 
1969 galt. Noch 1957 wurde er vom da¬ 
maligen Bundesverfassungsgericht als 
rechtmäßig bezeichnet. Erst nach der 
Annexion der DDR und im Rahmen 
der Rechtsangleichung mit dem vor¬ 
mals sozialistischen Land, strichen die 
politischen Verantwortungsträger der 
Bundesrepublik ihn 1994 ersatzlos. Der 
Bundestag konnte sich hingegen erst 
im Jahr 2002 dazu durchringen, sich of¬ 
fiziell bei den homosexuellen Opfern 
des Nazi- und des Adenauer-Regimes 
zu entschuldigen. Im Gegensatz dazu 


hatte sich die sozialistische DDR - zeit¬ 
gleich zu der in Westdeutschland statt¬ 
findenden Hatz der Integration von 
Lesben und Schwulen - verschrieben 
und den Paragraphen 175 - wenn auch 
spät - im Jahr 1988 ersatzlos gestrichen. 
Aufgrund der Strafrechtsreform in der 
DDR im Jahr 1957 war außerdem die 
Möglichkeit geschaffen worden, von 
einer Strafverfolgung abzusehen, wo¬ 
mit der Paragraph bereits in den 1950er 
Jahren in der DDR faktisch nicht mehr 
angewandt wurde. 

Späte Rehabilitierung 

Der nun unter Bundesjustizminister 
Heiko Maas (SPD) erarbeitete Geset¬ 
zesentwurf sieht vor, dass die nach dem 
Tag der Befreiung Deutschlands vom 
Faschismus, am 8. Mai 1945, ergange¬ 
nen Verurteilungen aufgehoben wer¬ 
den sollen. Opfer der staatlichen Ver¬ 
folgung sollen außerdem mit einer pau¬ 
schalen Entschädigung von 3 000 Euro, 
sowie weiteren 1500 Euro für jedes an¬ 
gefangene Jahr „erlittener Freiheitsent¬ 
ziehung“ entschädigt werden. 

„Die alten Urteile sind aus heuti¬ 
ger Sicht eklatantes Unrecht. Diese 
Schandtaten des Rechtsstaats werden 
wir niemals wieder ganz beseitigen 
können, aber wir wollen die Opfer re¬ 
habilitieren“, erklärte Maas am Mitt¬ 
woch. Die Mehrheit der schwul-lesbi¬ 
schen Organisationen und Verbände 
begrüßte den Gesetzesentwurf unter¬ 
dessen. Jörg Litwinschuh, Geschäfts¬ 
führender Vorstand der Bundesstiftung 
Magnus Hirschfeld (BMH),bezeichne- 
te diesen als „bedeutender Meilenstein 
auf dem langen Weg zur Rehabilitie¬ 
rung der Opfer des §175 StGB“. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Schwule Juristen (BASJ) forderte, das 
geplante Gesetz nun zügig umzusetzen. 
„Wir erwarten von der Bundesregie¬ 


rung und dem Gesetzgeber, dass den 
noch lebenden Opfern der Homosexu¬ 
ellenverfolgung jetzt schnell Gerechtig¬ 
keit widerfährt“, schrieb die Arbeitsge¬ 
meinschaft an Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU). 

Ähnlich äußerte sich Christine 
Lüders, Leiterin der Antidiskriminie¬ 
rungsstelle des Bundes. Der Bundes¬ 
tag müsse das Gesetz nun rasch auf 
den Weg bringen, forderte sie. Bereits 
im vergangenen Jahr hatte die Anti¬ 
diskriminierungsstelle ein Gutachten 
zum §175 StGB veröffentlicht und da¬ 
mit den Druck auf das Justizministeri¬ 
um erhöht. In besagter Expertise hat¬ 
te der Staatsrechtler Prof. Dr. Martin 
Burgi festgestellt, dass der Gesetzgeber 
aufgrund seiner Schutzpflicht den Auf¬ 
trag habe, die Opfer zu rehabilitieren. 
Unmittelbar danach hatte der Bundes¬ 
justizminister ein Gesetzesvorhaben 
angekündigt. 

Thomas Knecht, Leiter der Kom¬ 
mission von DKP Queer kritisierte un¬ 
terdessen „die Defizite und Verschär¬ 
fungen in dem nun vom Bundeskabi¬ 
nett beschlossenen Gesetzesentwurf“. 
Dieser sehe vor, dass inzwischen ver¬ 
storbene Opfer des §175 StGB nicht 
mehr rehabilitiert werden sollten. Im 
ursprünglichen Referentenentwurf des 
Justizministeriums war hingegen noch 
geplant, dass, wenn der nach § 175 
StGB Verurteilte verstorben ist und 
keine engen Angehörigen mehr hatte, 
auch andere Personen bei einem „be¬ 
rechtigtem Interesse“ einen Rehabili¬ 
tierungsantrag hätten stellen können. 
„So ganz ernst scheint es die Bundes¬ 
regierung alsso mit ihren Rehabilitie¬ 
rungsplänen nicht zu meinen“, monier¬ 
te er und warnte zugleich vor Angriffen 
der politischen Rechten auf die Reha¬ 
bilitierungspläne der Koalition. 

Markus Bernhardt 
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Rassisten blockieren! 

Mehr als 45 000 Menschen werden zu Protesten gegen 
den AfD-Bundesparteitag in Köln erwartet 


D ie UZ sprach mit Judith Behrens, 
Sprecherin der „Interventionis¬ 
tischen Linken Düsseldorf [see 
red!]“ und aktiv im bundesweiten an¬ 
tifaschistischen Bündnis „Solidarität 
statt Hetze“ 

UZ: Antifaschistische Organisationen, 
DKP, SDAJ und andere Initiativen und 
Organisationen rufen zu Blockaden ge¬ 
gen den AfD-Parteitag am 22. und 
23. April auf. Sehen Sie tatsächlich 
Chancen, dass der Parteitag deut¬ 
lich behindert werden kann? 

Judith Behrens: Ja, das tun wir. 

2008 gelang es trotz massivem Po¬ 
lizeiaufgebot, den Anti-Islamisie- 
rungskongress der rechten Split¬ 
terpartei „Pro Köln“ durch Mas¬ 
senblockaden zu verhindern. In 
unmittelbarer Nähe, mitten in der 
Stadt, soll im April der AfD-Par- 
teitag im Maritim-Hotel stattfin¬ 
den. Die Polizei wird es also nicht 
so einfach haben, alles weiträumig 
abzusperren und einzukesseln 

UZ: Die Polizei hat bereits ange¬ 
kündigt, mit über 3 000 Beamten 
zugegen zu sein, um die AfD-An¬ 
hänger zu schützen. In der Ver¬ 
gangenheit kam es bei friedlichen 
Blockadeversuchen zu massiven 
Übergriffen der Beamten. Wie 
können sich potentielle Blockie¬ 
rerinnen und Blockierer davor 
schützen? 

Judith Behrens: Im Vorfeld ist es 
auf jeden Fall eine gute Idee an 
einem der Blockadetrainings teil¬ 
zunehmen, die in verschiedenen 
Städten angeboten werden, und 
sich in Bezugsgruppen zusam¬ 
menzuschließen. Am Tag selbst werden 
die Blockaden begleitet durch Presse 
und Abgeordnete, die die Einsatzbe¬ 
amten beobachten und damit die Hür¬ 
de für Polizeiübergriffe erhöhen sollen. 
Letztendlich sind Masse, Entschlossen¬ 
heit und Solidarität unser wirksamster 
Schutz. Als Teil des Bündnisses „Soli¬ 
darität statt Hetze“ werden wir mit Tau¬ 
senden ein starkes Zeichen gegen Ras¬ 
sismus, Nationalismus und Faschismus 
setzen. Außerdem rufen mittlerweile 
auch die Kölner Karnevalsvereine zu 
Protesten auf. Mehr als 170 Kneipen 


und Gaststätten beteiligen sich zudem 
an der Initiative „Kein Kölsch für Na- 


UZ: Was genau unternimmt „Kein 
Kölsch für Nazis“ gegen den Parteitag 
der Rechten? 


Judith Behrens: Die Initiative verteilt 
aktuell in der Domstadt über 200 000 


anderweitigen Aktionen beteiligen 
werden. Selbst die Polizei geht aktu¬ 
ell offenbar von rund 45 000 Nazigeg¬ 
nerinnen und Nazigegnern aus. Umso 
mehr Menschen auf der Straße sein 
werden, umso erfolgreicher wird unser 
Protest sein. Insofern hoffe ich, dass 
sich möglichst viele Menschen aus al¬ 
len demokratischen politischen Spek¬ 
tren beteiligen werden. 


Kein Kölsch 
für Nazis 


Kein Raum 
für Rassismus 

Kölner Kneipen und 
Kulturschaffende gegen 
Rassismus und 
Rechtspopulismus 


1 


Bierdeckel mit der Aufschrift „Kein 
Kölsch für Nazis - Kein Raum für Ras¬ 
sismus“ an verschiedene Gaststätten 
und Kneipen. Außerdem führt sie ver¬ 
schiedene Aufklärungsveranstaltungen 
und Konzerte durch. 

UZ: Mit wie vielen Nazigegnerinnen 
und -gegnern rechnen Sie am Partei¬ 
tagswochenende? 

Judith Behrens: Wir gehen davon aus, 
dass sich mehrere Zehntausend Men¬ 
schen an den Demonstrationen und 


UZ: Der AfD wird derzeit prognosti¬ 
ziert, in den nordrhein-westfälischen 
Landtag einzuziehen, der am 14. Mai 
neu gewählt wird. Welche Auswirkun¬ 
gen hätte ein Wahlsieg der Rechtspopu¬ 
listen auf die politische Stimmung in ih¬ 
rem Bundesland? 

Judith Behrens: Die Gefahr besteht 
in einer weiteren Normalisierung und 
Enttabuisierung von Rassismus und 
anderen reaktionären Positionen, für 
die die AfD steht. Wir müssen klar 
machen, dass die AfD keine gewöhnli¬ 


che Partei ist, sondern entschieden be¬ 
kämpft werden muss. 

UZ: Was ist Ihnen über das politische 
Personal der AfD in NRW bekannt? 

Judith Behrens: Im Vergleich zu ihrer 
Wählerschaft ist der politische Appa¬ 
rat der AfD sozial deutlich homoge¬ 
ner. Die Funktionäre kommen über¬ 
wiegend aus dem Bürgertum, sie 
sind Ärzte, Rechtsanwälte, Selbst¬ 
ständige oder Steuerberater. Die 
meisten von ihnen haben keine 
Vergangenheit in faschistischen 
Organisationen, sie teilen aber 
ein klares rassistisches Profil, das 
sich insbesondere gegen Muslime 
und Flüchtlinge richtet. Dabei ist 
der NRW-Landesverband enorm 
zerstritten, zwischen Unterstüt¬ 
zern und Gegnern des NRW- 
Vorsitzenden Marcus Pretzell. 
Hier geht es vor allem um Macht¬ 
kämpfe und allenfalls sekundär 
um inhaltliche Differenzen. Un¬ 
klar ist, ob das die AfD dauerhaft 
schwächen wird. Umso wichtiger 
ist es, gerade jetzt eine breite anti¬ 
faschistische Offensive gegen die 
AfD aufzubauen. 

UZ: Halten Sie die AfD aufgrund 
ihrer Scharnierfunktion für ge¬ 
fährlicher als originäre Nazis? 

Judith Behrens: Nazis sind auf¬ 
grund ihrer hohen Gewalttätig¬ 
keit immer noch eine Gefahr für 
alle, die nicht in ihr reaktionäres 
Menschenbild passen, das zeigen 
auch die steigenden Zahlen bei 
Übergriffen und Anschlägen, ge¬ 
gen Flüchtlingsunterkünfte eben¬ 
so wie gegen Linke. Die politi¬ 
sche Wirkungsmacht der AfD ist aber 
natürlich ungleich höher und auch ihre 
politischen Ziele bedrohen die Rech¬ 
te und letztlich auch das Leben von 
Geflüchteten, wie beispielsweise die 
Debatte um den Schießbefehl an der 
Grenze zeigt. Antifaschistische Politik 
muss beide Gegner entschlossen be¬ 
kämpfen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Weitere Informationen unter https:// 
noafd-koeln.org und http://keinko- 
elschfuernazis.cologne 


Die Trennung der Dienste wackelt 

Gefährliche Zusammenlegung droht - Kanzleramt schiebt Unwissenheit vor 


Der tödliche Anschlag des Tunesi¬ 
ers Anis Amri auf zwölf Besucher 
des Berliner Weihnachtsmarktes am 
Breitscheidplatz wird funktionalisiert: 
Es wächst die Zahl der Populisten, die 
die nach außen gezeigte Trennung der 
Geheimdienste und der Polizei weiter 
aufgeweicht wissen möchten. Dieser 
Ausfallschritt nach rechts geht einher 
mit relativ nebensächlichen Schar¬ 
mützeln wie den Rücktrittsforderun¬ 
gen von Seiten der CDU und der FDP 
im Januar an den NRW-Innenminister 
Ralf Jäger (SPD) und Schuldzuweisun¬ 
gen von der SPD gegen Bundesinnen¬ 
minister Karl Ernst Thomas de Maizi¬ 
ere (CDU). 

Das Geplänkel kommt nicht von 
ungefähr. Am 14. Mai sind in NRW 
Landtagswahlen. Da wird im Wahl¬ 
kampf von der Opposition auf Jäger, 
den NRW-Chef von Polizei und Ge¬ 
heimdienst, gezielt. Auf der Abschuss¬ 
liste von Armin Laschet, dem CDU- 
Oppositionsführer, steht allerdings an 
erster Stelle Ministerpräsidentin Han¬ 
nelore Kraft (SPD). Um sie in die Knie 
zu zwingen, bedarf es robuster Angriffe. 
Die Vergeiger Jürgen Rüttgers (CDU) 
und Norbert Röttgen (CDU) sind bei 
den letzten Wahlen mit schlimmen 
Blessuren aus dem Rennen gegangen. 
Es geht also bei der Munition von La¬ 
schet um mehr als nur Silvester-Knaller 
der Kölner Bauart. 


Die Wahlkampfrhetorik bringt aller¬ 
dings nicht viel, denn beide, de Maizi¬ 
ere und Jäger, haben ihren Laden nicht 
im Griff. Jeder Angriff auf den jeweils 
anderen könnte sich als Rohrkrepierer 
erweisen. An dem Spiel ist aber noch 
einer beteiligt: Peter Altmaier (CDU), 
seit 2013 Chef des Bundeskanzleram¬ 
tes, Herr der „Nachrichtendienstlichen 
Lage“ und Koordinator der Geheim¬ 
dienste. Die Liste seiner mehr oder we¬ 
niger untauglichen Vorgänger liest sich 
wie ein „Who’s Who“ der Auf- und Ab¬ 
steiger. Die letzten drei: Steinmeier, de 
Maiziere und Pofalla. 

Verfassungsrelevant-gefährliche Mu¬ 
nition kommt eher aus der zweiten Rei¬ 
he. Da hat man erkannt, dass es nicht 
angeht, dass Anis Amri 50 Dienststel¬ 
len, unter anderem Polizei, Staatsan¬ 
waltschaften und Nachrichtendienste, 
foppen kann, ohne dass er festgenom¬ 
men oder gar abgeschoben wurde. Wer 
darf was? Relativierung des Verbots der 
Zusammenarbeit der Dienste? Ab 1933 
wurden die Länder in ihren polizeili¬ 
chen und geheimdienstlichen Aufgaben 
beschnitten. Es entstand die Geheime 
Staatspolizei (Gestapo). Das Grundge¬ 
setz setzte 1949 Grenzen, die heute hin¬ 
derlich erscheinen. 

Gegenwärtig sehen sich die Verant¬ 
wortlichen ob der strukturbedingten 
Unzulänglichkeiten der Dienste einer¬ 
seits und der kriminellen Vita Amris lä¬ 


cherlich gemacht. Im Fokus steht insbe¬ 
sondere das Landeskriminalamt (LKA) 
in Düsseldorf, das trotz Telefonüberwa¬ 
chung die Dimension des Gefährders 
nicht erkannt haben soll. Thomas de 
Maiziere gibt vor, diese Gefahr gesehen 
zu haben. Sein Bundeskriminalamt und 
die Generalstaatsanwaltschaft zeigten 
sich allerdings uninformiert. Bruno Jost, 
Bundesanwalt a.D., soll nun als „Son¬ 
derbeauftragter“ die Fehler ans Tages¬ 
licht fördern. 

Ob das gelingt, mag nach Recher¬ 
chen des Parlamentarischen Kontroll- 
gremiums (PKGr) und des Gemein¬ 
samen Terrorismusabwehrzentrums 
(GTAZ) bezweifelt werden. Das PKGr 
legte einen Bericht vor. Der ist aber ge¬ 
heim. Clemens Binninger (CDU) wird 
Kompetenz zugesprochen. Seine gera¬ 
dezu systemrelevante Karriere begann 
als Streifenpolizist. Sie endete als Refe¬ 
rent für Innen- und Sicherheitspolitik im 
Staatsministerium Baden-Württemberg. 
Als MdB ist er nun Chef des PKGr. Im 
Deutschlandfunk whistelte er: „Alle 
wissen, dass unser Gremium aus guten 
Gründen geheim arbeitet, weil es um 
brisante Informationen geht ...“ Bin¬ 
ninger kritisierte wiederum das GTAZ, 
das Amri zwar auf dem Schirm hatte, 
ihn aber unzureichend bewertete. Mehr 
Chaos geht kaum. 

MdB Binninger weiß als Chef der 
Geheimdienst-Kontrolleure allerdings 


die Lösung. Im Mitteldeutschen Rund¬ 
funk betonte er: Das Föderalismus¬ 
prinzip sei hinderlich. Abschiebungen 
müssten zentral geregelt werden. Ter¬ 
roristische Gefährder müssten auf der 
Bundesebene zentral bearbeitet werden. 
Es müsse „eine Stelle (geben), die das 
Sagen hat“. Die Entscheidung auf Bun¬ 
desebene wäre das einzig richtige. Ge¬ 
braucht werde eine Bündelung wie bei 
den Terrorermittlungen durch den Ge¬ 
neralbundesanwalt: „Wir brauchen sie 
beim Thema Abschiebung. Da könnte 
man die Bundespolizei dann auch her¬ 
anziehen.“ Im Deutschlandfunk verlang¬ 
te Binninger eine zentrale Zuständigkeit 
auf Bundesebene zur Gefahrenabwehr. 
Für den kommenden Bundestag will er 
nicht mehr kandidieren. Vielleicht sind 
die Aussagen von denen, die bald nichts 
mehr zu sagen haben, mit einem beson¬ 
deren Wahrheitsgehalt versehen. 

In der Badischen Zeitung wird be¬ 
richtet, dass PKGr-Mitglieder eine „en¬ 
gere Einbindung von Justiz und Auslän¬ 
derbehörden bei der Gefährder-BeWer¬ 
tung“ fordern würden. Und: Zudem sei 
der Bundesnachrichtendienst in Fällen 
mit Auslandsbezug stärker hinzuzuzie¬ 
hen.“ An dieser Stelle ergibt sich dann 
eine gefährliche Schnittstelle: „Verein¬ 
heitlichung“ der Dienste von VS und 
BND. Das könnte sich zu einem Ab¬ 
grund an Verfassungsverrat im Lande 
auswachsen. Uwe Koopmann 


Schüsse auf 
Abgeo rd n ete n b ü ro 

In der Nacht zum letzten Freitag ha¬ 
ben Unbekannte gegen halb drei auf 
die Schaufensterscheibe des Leipzi¬ 
ger Projekt- und Abgeordnetenbüros 
linXXnet geschossen. Juliane Nagel, 
Mitglied des Sächsischen Landtages 
und Mitbetreiberin des Büros, wur¬ 
de darüber noch in der Nacht von 
der Polizei informiert. Diese hatte 
den Zugang zum Büro großräumig 
abgesperrt. Schon in der Vergangen¬ 
heit war das linXXnet öfter Ziel von 
Übergriffen, erst vor wenigen Ta¬ 
gen wurde die Schaufensterscheibe 
durch einen gezielten Steinwurf auf 
ein Flüchtlingsplakat zerstört. Die 
Abgabe eines Schusses auf das Büro 
ist jedoch eine neue Eskalationsstufe. 
„Mit ziemlicher Sicherheit gehören 
die Übergriffe auf das linXXnet zur 
Strategie der Einschüchterung durch 
extreme Rechte. Vor allem das links¬ 
alternative Viertel Connewitz dient 
ihnen schon länger als Feindbild, an 
dem sie sich abarbeiten wollen. Al¬ 
lerdings werden wir uns nicht ein¬ 
schüchtern lassen. Connewitz hat 
keinen Platz für Nazis“, erklärte Ju¬ 
liane Nagel. 

Forderungen zur 
Bundestagswahl 

Das Bündnis „Reichtum Umvertei¬ 
len“ setzt im Wahljahr 2017 auf sozi¬ 
ale Gerechtigkeit und startet pünkt¬ 
lich zum Bundestagswahlkampf die 
Kampagne „Reichtum umvertei¬ 
len - ein gerechtes Land für alle!“. 
Insgesamt 30 Organisationen, von 
Gewerkschaften über Wohlfahrts¬ 
und Jugendverbände bis hin zu Mi¬ 
granten- und Umweltorganisationen, 
haben sich im Bündnis zusammen¬ 
geschlossen, das in der Bundes¬ 
pressekonferenz in Berlin erstmals 
gemeinsam öffentlich auftrat. Stra¬ 
tegisches Ziel ist es, neben der Fra¬ 
ge der sozialen Gerechtigkeit die 
Steuer- und Umverteilungspolitik 
in den Mittelpunkt des Wahlkampfs 
zu rücken. Gefordert werden unter 
anderem die stärkere Besteuerung 
finanzstarker Unternehmen sowie 
großer Vermögen, Einkommen und 
Erbschaften. „Die soziale Spaltung 
hat ein Ausmaß angenommen, das 
unerträglich ist“, so Frank Bsirske, 
Vorsitzender der Vereinten Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di). Seit 
Jahrzehnten nähmen weltweit und 
in Deutschland soziale Ungleichheit, 
Unsicherheit und Ungerechtigkeit 
zu. Zentraler Schlüssel für eine ge¬ 
rechtere und bessere Politik für alle 
sei eine steuerpolitische Kehrtwende. 

Ausschuss zur 
rechten Gewalt 

Der Untersuchungsausschuss zu 
rechtsterroristischen und extrem 
rechten Anschlägen, Gewalttaten 
und Netzwerken in Nordrhein-West¬ 
falen muss nach der Wahl im Mai 
neu eingesetzt werden, fordert Öz- 
lem Alev Demirel. Landesspreche¬ 
rin der Linkspartei in NRW. „Noch 
immer gibt es in NRW von Neona¬ 
zis begangene Morde und schwere 
Straftaten, deren genaue Hintergrün¬ 
de bis dato nicht vollumfänglich und 
detailliert aufgeklärt sind“, sagte sie 
und verwies unter anderem auf den 
Mord an drei Polizisten durch den 
Neofaschisten Michael Berger aus 
dem Jahr 2000, den Anschlag an der 
S-Bahn-Station Düsseldorf-Wehr¬ 
hahn im gleichen Jahr, sowie mög¬ 
liche Verwicklungen der militanten 
Dortmunder Naziszene in Aktivi¬ 
täten des neofaschistischen Terror¬ 
netzwerkes „Nationalsozialistischer 
Untergrund“ (NSU). „Ein besonde¬ 
res Augenmerk muss dabei auch auf 
den sogenannten Verfassungsschutz 
und seine möglichen Verstrickungen 
in die rechtsterroristische Szene ge¬ 
legt werden. Im Rahmen der Aufklä¬ 
rungsarbeit in Sachen NSU ist er¬ 
schreckend deutlich geworden, dass 
der besagte Inlandsgeheimdienst 
kein geeignetes Mittel zur Bekämp¬ 
fung des Rechtsterrorismus ist, son¬ 
dern die militante Naziszene vieler¬ 
orts, etwa durch Zahlung von V-Leu- 
te-Honoraren, gestärkt und gefördert 
hat“, so Demirel weiter. 
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Schwarz-Blau will in Graz 
durchregieren 

„Man kann uns das Wohnungsressort wegnehmen, aber nicht die Wohnungskompetenz“ 


Lenin gewinnt Wahl 

Lenin Moreno ist der neue Präsident 
Ecuadors. Nach Auszählung von 96,6 
Prozent der Stimmen lag der Kandi¬ 
dat der Linkspartei Alianza PAIS mit 
51,12 Prozent der Stimmen mehr als 
200 000 Stimmen vor seinem rech¬ 
ten Konkurrenten, dem neolibera¬ 
len Banker Guillermo Lasso. Dieser 
kam auf 48,88 Prozent und kündigte 
bereits an, das Ergebnis anfechten zu 
wollen. Dagegen jubelte Ecuadors 
scheidender Präsident Rafael Cor- 
rea über Twitter: „Großartige Nach¬ 
richt: Die Revolution hat in Ecuador 
erneut gesiegt - trotz ihrer Millionen 
und ihrer Presse wurde die Rechte 
geschlagen!“ 

In Quito kam es nach Verkün¬ 
dung der Wahlergebnisse zu Aus¬ 
schreitungen von Anhängern Lassos, 
die Polizeisperren durchbrachen und 
versuchten, das Gebäude des Nati¬ 
onalen Wahlrats (CNE) zu stürmen. 
Sie werfen der Behörde Wahlbetrug 
vor, ohne das belegen zu können. 
Demgegenüber gratulierten zahlrei¬ 
che Staats- und Regierungschefs der 
Region Moreno zu seinem Sieg. Zu 
den ersten, die ihre Glückwünsche 
übermittelten, gehörten El Salvadors 
Präsident Salvador Sänchez Ceren, 
Boliviens Staatsoberhaupt Evo Mo¬ 
rales, Venezuelas Präsident Nicoläs 
Maduro und Kolumbiens Staatschef 
Juan Manuel Santos. 

Zuma soll zurücktreten 

Ende letzter Woche verkündete Süd¬ 
afrikas Präsident Jacob Zuma die 
Neubesetzung von insgesamt zehn 
Ministerposten. Auch zehn stellver¬ 
tretende Kabinettsmitglieder besetz¬ 
te Zuma neu. Im Finanzministerium 
feuerte Zuma seinen Kritiker Pravin 
Gordhan und ersetzte ihn mit Malu- 
si Gigaba, der bisher Innenminister 
war. Auch Gordhans Stellvertreter 
Mcebisi Jonas musste gehen. Er hat¬ 
te öffentlich gemacht, als mit Zuma 
eng verbundene Geschäftsleute ver¬ 
sucht hatten, ihn zu bestechen. Die 
kommunistische SACP verurteilte 
die Absetzung ihrer Genossen Pra¬ 
vin Gordhan und Mcebisi Jonas. 
Diejenigen, die gute Arbeit in der 
Regierung geleistet hätten, würden 
entlassen, während Personen, die die 
schlechteste Bilanz vorzuweisen hät¬ 
ten, beschützt und teilweise sogar be¬ 
fördert würden. 

Die Rücksichtslosigkeit Zumas 
habe im ANC selbst und in allen Be¬ 
reichen der Gesellschaft für Verärge¬ 
rung gesorgt, so die SACP. „Wir ha¬ 
ben einen entscheidenden Moment 
erreicht in dem die Führung der 
SACP zu der wohlüberlegten An¬ 
sicht gekommen ist, dass Zuma jetzt 
zurücktreten muss. 

Zyperngespräche 

Die UNO wird versuchen, die Mitte 
Februar abgebrochenen Gespräche 
zur Überwindung der Teilung Zy¬ 
perns so bald wie möglich wieder 
zu starten. Dies teilten am Sonntag¬ 
abend die Führer der griechischen 
und der türkischen Zyprer, Nikos 
Anastasiades und Mustafa Akin- 
ci, in der Inselhauptstadt Nikosia 
mit. Zuvor hatten sie sich mit dem 
Sondervermittler der UNO für die 
Zypernfrage, Espen Barth Eide, ge¬ 
troffen. 

Die Gespräche waren Mitte Fe¬ 
bruar abgebrochen worden. Vor¬ 
wand dafür war der Beschluss des 
Parlaments der Republik Zypern, 
dass in den griechisch-zyprischen 
Gymnasien einmal im Schuljahr für 
etwa zehn Minuten über ein Refe¬ 
rendum aus dem Jahr 1950 disku¬ 
tiert wird. 

Die türkisch-zyprische Seite 
behauptete, dieser Parlamentsbe¬ 
schluss sei ein Zeichen dafür, dass 
einige Kreise der griechischen Zy¬ 
prer nicht die Versöhnung mit den 
türkischen Zyprern im Hinterkopf 
hätten. Die griechisch-zyprische 
Führung sieht darin nur einen Vor¬ 
wand der türkischen Zyprer, die 
Gespräche solange zu stoppen, 
bis in der Türkei das Referendum 
über die Verfassungsänderung am 
16. April dieses Jahres stattgefun¬ 
den hat. 


I n Graz regiert eine schwarz-blaue 
Koalition. Mit 38 (ÖVP) und 16 
(FPÖ) Prozent der abgegebenen 
Stimmen erhalten sie 4 von 7 Stadt¬ 
ratsmandaten. Der KPÖ, zweitstärks¬ 
te Partei mit 20 Prozent der Stimmen 
und zwei Stadtratsmandaten, entrei¬ 
ßen sie das 19 Jahre vorbildlich geführ¬ 
te Wohnungsressort. Vom bisher übli¬ 
chen Proporz, alle Parteien, die in den 
Stadtsenat gewählt wurden, an der Re¬ 
gierungsbildung zu beteiligen, ist kei¬ 
ne Rede mehr. Auch das angestammte 
Recht der zweitstärksten Partei auf den 
Vizebürgermeister reklamiert Eustac- 
chio, Chef der nur drittstärksten FPÖ, 
für sich. Schwarz-Blau will durchregie¬ 
ren. Nur eine Stunde vor der pompös 
inszenierten Pressekonferenz infor¬ 
mierten sie die KPÖ und zwei Stunden 
vorher die Grünen über deren Ressort¬ 
zuteilungen. 

Das Ergebnis ihres zweimonatigen 
geheimen Koalitionsnachdenkens ist 
die „Agenda Graz 2022“. Elke Kahr, 
KPÖ-Stadträtin, weist darauf hin, dass 
das Programm im Kern Einschnitte 
beim Sozialen und automatische Tarif- 
und Gebührenerhöhungen vorsieht. 
„Dazu passt auch der Titel Agenda 
2022. Denn Agenda 2010 war auch der 
Name des Programms der Regierung 
Schröder in Deutschland, von dem vor 
allem der Begriff Hartz IV und ein mas¬ 
siver Sozialabbau in Erinnerung geblie¬ 
ben sind.“ 

Wohnkompetenz 
bleibt bei der KPÖ 

Per Gemeinderatsmehrheit (nach Re¬ 
daktionsschluss) wird der KPÖ das Ver¬ 
kehrsressort sowie das Gesundheits¬ 
und Pflegeressort zugeteilt. „Wenn 
Bürgermeister Nagl sagt, er entzieht 
uns die Wohnkompetenz, dann täuscht 
er sich. Er kann uns das Ressort weg¬ 
nehmen, aber nicht die Kompetenz“ 
erklärte Elke Kahr kämpferisch. Sie 
ist seit 12 Jahren Wohnungsstadträtin 
und eine der beliebtesten Politikerin¬ 
nen in Graz. Das zeigen auch die über 
5 000 Unterschriften unter eine Petiti¬ 
on, die verlangt, dass Elke Kahr Woh¬ 
nungsstadträtin bleiben soll. „Der KPÖ 
das Wohnungsressort wegzunehmen ist 
Verhöhnung des Wählerwillens“, gibt 
ein Leserbrief in der regionalen Zei¬ 
tung die Stimmung unter Teilen der 
Bevölkerung wieder. 

Der Coup, den die Herrschenden 
der Stadt sich ausgedacht haben, scha- 


Bevor im Oktober 2016 die irakische 
Offensive gegen den IS in Mossul be¬ 
gann, versuchten die USA und ihre Ver¬ 
treter vor Ort, mögliche Konflikte zwi¬ 
schen den Beteiligten zu entschärfen. 
Türkische und kurdische Streitkräfte, 
schiitische Milizen und die irakische Ar¬ 
mee sollten in einem Bündnis gemein¬ 
sam agieren, um den IS zu vertreiben 
und nicht die Situation ausnutzen, um 
eigene Interessen durchzusetzen. 

Die Risse in diesem Bündnis sind nicht 
zu übersehen. Die Gebiete unter kurdi¬ 
scher Kontrolle haben sich vergrößert, 
die Frage der kurdischen Unabhängig¬ 
keit wird immer wieder gestellt und die 
Antworten aus Bagdad und Ankara 
bleiben nicht aus. 

Der Außenminister der autonomen 
Region Kurdistan im Irak, Falah Mus¬ 
tafa, erklärte, diese Region sei bisher 
weder in den Irak integriert noch un¬ 
abhängig, das Konstrukt sei gescheitert. 
Jetzt sei es an der Zeit, die Beziehungen 
zwischen Bagdad und der Regierung in 
Erbil neu zu definieren - gemeint ist, ei¬ 
nen unabhängigen kurdischen Staat zu 
bilden. Ein Referendum über die Unab- 


det nicht der KPÖ, wie wahrscheinlich 
kalkuliert, sondern den Menschen, die 
auf leistbares Wohnen und Unterstüt¬ 
zung gerade in dieser Frage angewie¬ 
sen sind. Kahr betont ihren weiterhin 
geltenden Anspruch: „Bei der KPÖ 


werden die Menschen, die sonst kei¬ 
ne Lobby haben, jedenfalls weiterhin 
eine verlässliche Verbündete gegen 
Sozialabbau haben - und eine offene 
Bürotür und ein offenes Ohr finden“. 
Die KPÖ Graz werde den Mieternot¬ 
ruf auf jeden Fall fortsetzen und weiter¬ 
hin Ansprechpartnerin bei Problemen 
rund ums Wohnen sein. „Für uns steht 
außer Frage, dass es der Grazer Bevöl¬ 
kerung nicht schlechter gehen darf. Wir 
bleiben weiterhin die Partei für Mieter 
und nicht nur für die Hausherren.“ Die 
vom FPÖ-Chef angekündigte Rege¬ 
lung, dass nur jene eine Gemeinde¬ 
wohnung bekommen, die mindestens 
fünf Jahre ihren Hauptwohnsitz in 


hängigkeit sei ein „ein natürliches, gott¬ 
gegebenes Recht des Volkes in Kurdis¬ 
tan“, wie der Präsident der kurdischen 
Autonomieregion, Barzani, in einem In¬ 
terview erklärte. 

Doch davor warnte der irakische 
Ministerpräsident Haidar al-Abadi: 
Eine Abspaltung vom Irak würde den 
Kurden selbst schaden. 

Die Stadt Kirkuk war bisher nicht 
Teil des autonomen kurdischen Gebie¬ 
tes. Dennoch beschloss das Regional¬ 
parlament von Kirkuk, auf öffentlichen 
Gebäuden neben irakischen auch kur¬ 
dische Fahnen zu hissen und auch Kur¬ 
disch als Amtssprache zu verwenden. 
Beides trifft auf den Widerstand der 
türkischen Regierung - und des iraki¬ 
schen Parlaments. In einer Abstimmung 
sprachen sich außer den kurdischen Ab¬ 
geordneten fast alle gegen dieses Vor¬ 
gehen aus. Der Gouverneur von Kirkuk 
hält die Parlamentsentscheidung nicht 
für bindend. 

Der neue Anlauf für eine kurdische 
Unabhängigkeit wird durch die Über¬ 
zeugung gestärkt, die USA unter Prä¬ 
sident Trump und seinem Außenminis- 


Graz haben, werde „vor allem Öster¬ 
reicher treffen, auch Menschen aus den 
Umlandgemeinden, die ihre Wohnung 
durch Arbeitsplatzverlust, Scheidung 
oder körperliche Gebrechen verloren 
haben“, so Kahr. 


Mit voller Kraft in den 
Verkehrsbereich 

„Wir gehen mit Zuversicht in die neue 
Etappe der politischen Arbeit.“ Das 
bedeute aber keineswegs, „dass wir das 
ÖVP-Programm auf Punkt und Komma 
umsetzen werden“, so Kahr. Die KPÖ 
hat eigene Vorstellungen und begreift 
auch Verkehrspolitik als Sozialpolitik. 
Im Rahmen der - von Schwarz-Blau 
vorgegebenen - finanziellen Möglich¬ 
keiten gelte es, wesentliche Kernele¬ 
mente in Angriff zu nehmen. 

„Wir haben uns schon sehr lange für 
den Ausbau des öffentlichen Verkehrs 
ausgesprochen. Der ÖV muss auch als 
sozialpolitische Maßnahme gesehen 


ter Tillerson, der zuvor Manager des 
Öl-Giganten ExxonMobil war, stünden 
dem positiv gegenüber. Und tatsächlich 
erklärte der Sprecher des US-Außen- 
ministeriums, die USA unterstützten ei¬ 
nen einigen Irak. Aber Einheit und Ge¬ 
staltung des Landes müsse schließlich 
von den ethnischen Gruppen im Irak 
selbst geklärt werden. 

Bei all dem geht es wohl nicht so 
sehr um den „Traum von der kurdi¬ 
schen Unabhängigkeit“, wie der Außen¬ 
minister der Autonomen Region Kurdi¬ 
stan im Irak Falah Mustafa erklärte, als 
vielmehr um Öl. 

Die Stadt Kirkuk, in der jetzt kurdi¬ 
sche Fahnen wehen, ist das Zentrum der 
irakischen Erdölindustrie. Und Mossul, 
wo der Kampf zwischen IS und seinen 
Gegnern tobt, hat wirtschaftliche Be¬ 
deutung wegen der reichen Ölfelder in 
der Umgebung und der Erdölraffineri¬ 
en in der Stadt. 

Der Kampf um Mossul ist ein 
Kampf um Öl, Macht und die zukünf¬ 
tige Gestaltung des Irak. Die katas¬ 
trophale humanitäre Situation - in den 
Medien überwiegend beschönigt - ist 


werden. So setzen wir uns mit Sicher¬ 
heit etwa auch für die Jahreskarte für 
Auspendler ein, dazu sollten zumindest 
zwei Straßenbahnprojekte in den Gra¬ 
zer Westen umgesetzt werden.“ Wirk¬ 
sames Vorgehen gegen den Feinstaub, 
kostenlose Nutzung öffentlicher Ver¬ 
kehrsmittel an Feinstaub-Tagen wären 
eine Möglichkeit, Ausbau des Radwe¬ 
genetzes, insbesondere Schließung von 
Lücken, Sicherheit für Fußgängerinnen 
und mehr Platz für Menschen durch 
Wohnstraßen, Gehsteige, Zebrastreifen 
sind weitere Punkte auf ihrer Agenda. 

„Gesundheit ist nicht alles, 
aber ohne Gesundheit 
ist alles nichts.“ 

„Ein gutes Gesundheitssystem muss al¬ 
len Menschen den Zugang ermöglichen. 
Das ist von elementarer Bedeutung“, 
führt Gesundheits-und-Pflege-Stadtrat 
Robert Krotzer in seine Ressorts ein, 
denn „Gesundheit ist nicht alles, aber 
ohne Gesundheit ist alles nichts.“ Die 
KPÖ habe einen ganzheitlichen Zu¬ 
gang zum Thema, der sich mit dem der 
Weltgesundheitsorganisation deckt, 
die Gesundheit „als Zustand des voll¬ 
ständigen körperlichen, geistigen und 
sozialen Wohlergehens und nicht nur 
des Fehlens von Krankheit oder Ge¬ 
brechen“ definiert. Krotzer wendet 
sich gegen die Zwei-Klassen-Medizin, 
die Profitorientierung im Gesundheits¬ 
und Pflegebereich, die Privatisierung 
von Gesundheitseinrichtungen und 
lehnt Krankenhausschließungen ab. 
Er wolle konkret gegensteuern durch 
städtische Gesundheitsangebote sowie 
Prävention, die ohne finanzielle Barrie¬ 
ren zugänglich sind und über welche die 
Menschen auch in den Wohnvierteln, 
Schulen, Betrieben, Kindergärten und 
öffentlichen Einrichtungen sowie sozi¬ 
alen Medien informiert werden. Dazu 
soll die Beratung in den Bereichen Ge¬ 
sundheit und Pflege ausgeweitet und so 
niederschwellig wie möglich angeboten 
werden. Ein wichtiger Punkt seien faire 
Arbeitsbedingungen und gerechte Löh¬ 
ne für die Beschäftigten“. 

„Ich werde weitermachen - auch 
über die nächsten Wahlen hinaus, wann 
auch immer sie stattfinden werden“, re¬ 
agiert Elke Kahr auf die beleidigen¬ 
den Bemerkungen des Bürgermeisters. 
Erstmals werden die KPÖ-Gemeinde- 
rätlnnen den Bürgermeister nicht mit¬ 
wählen. 

Anne Rieger 


nicht nur das Ergebnis der Kampfhand¬ 
lungen selbst, sondern auch der schon 
lange andauernden ethnischen und re¬ 
ligiösen Konflikte. 

Wenn der IS aus Mossul vertrieben 
ist, werden die Probleme des Irak nicht 
beendet sein. Nach wie vor herrschen 
ethnische Konflikte, Korruption und 
der Unwille zu Reformen. 

Bereits jetzt gibt es Proteste wegen 
der Korruptionsvorwürfe gegen die 
Wahlkommission für die anstehenden 
Regionalwahlen. Tausende Demons¬ 
tranten der Sadr-Bewegung, ausgestat¬ 
tet mit irakischen Fahnen und zu den 
Klängen „panarabischer“ Musik, for¬ 
derten einen Austausch der Wahlkom¬ 
mission. Mehrere Menschen wurden bei 
Auseinandersetzungen mit Sicherheits¬ 
kräften verletzt 

Al-Sadr selbst forderte auf der 
Kundgebung dazu auf, die Demonstra¬ 
tionen fortzuführen und gegebenenfalls 
die Wahlen zu boykottieren. Der iraki¬ 
sche Ministerpräsident müsste Refor¬ 
men umgehend einleiten. Diese Refor¬ 
men sind schon seit Jahren versprochen. 

Manfred Ziegler 


Kampf um Mossul ist ein Kampf um Öl 

Anti-IS-Bündnis hat Risse - Kurdische Fahnen über Kirkuk 



Elke Kahr hat 19 Jahre das Wohnungsressort geführt, sie soll nun das Verkehrs¬ 
ressort übernehmen. Robert Kötzer wird Gesundheits-und-Pflege-Stadtrat. 
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Massenprotest gegen Korruption in Russland 

Hintergründe und mögliche Entwicklungsszenarien 



war, kamen postwendend ähnliche 
Erklärungen auch aus Brüssel und 
Berlin. 

In einem Beitrag der russischen 
Netzzeitung „Swobodnaja Pressa“ 
(SP) vom 27. März heißt es zu der 
Erklärung aus Washington sarkas¬ 
tisch: „Die Sorge des State Depart¬ 
ment ist geradezu rührend. Man er¬ 
innere sich, was nach der Inaugura¬ 
tion Donald Trumps passierte, als 
es in den USA zu einer Welle von 
Massenprotesten kam. In Washing¬ 
ton ging die Aktion in Unruhen und 
Zusammenstößen im Stadtzentrum 
über. Wie CNN berichtete, erlitten 
mindestens sechs Polizisten Verlet¬ 
zungen, 217 Teilnehmer der Unru¬ 
hen wurden verhaftet. Massenpro¬ 
teste gab es in New York, Seattle, 
Dallas, Chicago, Portland - von 
Beunruhigung über das Schicksal 
unschuldiger Demonstranten 4 war 
aus dem State Department jedoch 
nichts zu hören.“ 

Und der Direktor des Instituts 
für politische Forschungen, Sergej 
Markow, betont im Gespräch mit 
der SP, dass es sich bei der Reak¬ 
tion des State Department auf die 
Proteste am 26. März, zweifellos 
um ein Signal der Unterstützung 
für die „Westler“ in Russland han¬ 
dele. Das Ziel des hybriden Krie¬ 
ges des Westens gegen die Rus¬ 
sische Föderation bestehe darin, 
Putin zu stürzen, und jetzt tauche die 
Möglichkeit auf, diesen Krieg fortzuset¬ 
zen. Deshalb bestehe eines der indirek¬ 
ten Resultate der jüngsten Aktionen da¬ 
rin, dass es zweifellos zur Verlängerung 
der Sanktionen kommen werde. Früher 
hätten die Gegner der Sanktionen im 
Westen gesagt, dass es sinnlos sei, wei¬ 
ter Druck auf Russland auszuüben, weil 
das keine politischen Ergebnisse bringe. 
Jetzt aber gebe es ein starkes Argument 
für die Anhänger der Sanktionen - näm¬ 
lich Proteste mit tausenden Teilnehmern 
in ganz Russland. 

Was die weitere Entwicklung der 
Protestbewegung in Russland betrifft, 
so ist der Politologe der Ansicht, dass 
deren Organisatoren versuchen werden, 
diese nach der Logik der Proteste von 
2011/2012, bzw. in einer gewissen Ana¬ 
logie zum ukrainischen Maidan voran¬ 
zutreiben. Russland könnten unruhige 
Zeiten bevorstehen. Die Führung in 
Moskau muss reagieren. 

Willi Gerns 


ter Arroganz der Macht die Gefahren 
verkennt, die daraus nicht nur für ihre 
Macht, sondern auch für die Stabilität 
Russlands entstehen können. 

Das wäre umso problematischer, als 
im Zusammenhang mit den jüngsten 
Protestaktionen erneut deutlich wird, 
mit welcher Intensität im Westen die 
Entwicklungen in Russland verfolgt 
werden, um jede sich bietende Gele¬ 
genheit, aufbrechende Widersprüche 
zwischen der russischen Bevölkerung 
und der Moskauer Führung blitzschnell 
nutzen zu können und Öl ins Feuer zu 
gießen. So erklärte der Leiter des Pres¬ 
sedienstes des State Department in Wa¬ 
shington, Mark Toner, bereits unmit¬ 
telbar nach den Protesten: „Die USA 
verurteilen entschieden die Festnahme 
unschuldiger Demonstranten in ganz 
Russland. Die Verhaftung friedlicher 
Protestierer, Verteidiger der Menschen¬ 
rechte und Journalisten entspricht nicht 
den grundlegenden demokratischen 
Werten.“ Wie nicht anders zu erwarten 


gegen Korruption in St. Petersburg 

in der russischen Führung die beste Tak¬ 
tik darin sieht, keinen weiteren Staub 
aufzuwirbeln, der sich möglicherweise 
dann auch auf den scheinbar sauberen 
Westen weiterer russischer Politgrößen 
absetzen könnte. Wäre Medwedjews 
Weste sauber, so spräche doch alles 
für eine Verleumdungsklage gegen Na- 
walny, bei der für den Kremlkritiker si¬ 
cher eine höhere Strafe herauskommen 
könnte als die bescheidenen 15 Tage 
Haft, zu denen er im Zusammenhang 
mit den jüngsten Protesten wegen Ver¬ 
stoßes gegen das Versammlungsrecht 
verurteilt wurde. 

Vorstellbar ist auch, dass die Füh¬ 
rung in Moskau durch die überwältigen¬ 
de Zustimmung der russischen Bevölke¬ 
rung zur Außenpolitik Putins den Blick 
für die wachsende Unzufriedenheit in 
großen Teilen der Bevölkerung mit der 
unsozialen Wirtschafts- und Sozialpoli¬ 
tik, der Korruption sowie den Verflech¬ 
tungen zwischen Politbürokratie und 
Oligarchie verloren hat und in bornier¬ 


A m 26. März haben in Mos¬ 
kau, Petersburg und vielen 
anderen Städten Russlands 


Massenproteste gegen die Korrup¬ 
tion im Land stattgefunden. Daran 
beteiligt waren jeweils Hunderte, 
Tausende und in Moskau bis zu 


zehntausend Demonstranten, da¬ 
runter sehr viele junge Menschen. 
Es waren dies die größten Akti¬ 
onen seit der Protestbewegung 
2011/2012, die am 6. Mai 2012 mit 
der Niederschlagung von gewalt¬ 
samen Provokationen auf dem Bo¬ 


lotnaja-Ploschtschatj im Zentrum 
Moskaus ihr Ende fand. 


Zu den aktuellen Protesten hat¬ 


te der prowestliche Kremlkritiker 
Aleksej Nawalny über das Inter¬ 
net aufgerufen. Dienten 2011/2012 
angebliche oder tatsächliche Wahl¬ 
fälschungen bei den Duma- bzw. 
Präsidentenwahlen zugunsten der 
Kremlpartei „Einiges Russland“ 
(ER) bzw. Putins als Vorwand und 
Auslöser der Proteste, so diesmal 
ein von Nawalny und seiner Stif¬ 
tung „Fonds für den Kampf gegen 
die Korruption“ ins Internet ge¬ 
stelltes Video über Ministerprä¬ 
sident Medwedjew als faktischen 
Nutzer mehrerer Luxusimmobi- 


24. März von der Duma gefordert hat, Eine Erklärung könnte sein, dass die 
einen „Protokollarischen Auftrag“ zur Vorwürfe unbestreitbar sind und man 


lien, Weingüter und Jachten, die 


formal nicht ihm gehören, sondern 
einem Netzwerk pseudowohltäti¬ 
ger Stiftungen, die diese Objekte 
verwalten und sich aus Spenden und 
„Krediten“ Medwedjew nahestehen¬ 
der russischer Oligarchen finanzieren. 
Als Geschäftsführer dieser Stiftungen 
habe Medwedjew ihm ergebene Spezis 
eingesetzt, heißt es. Den Beschuldigun¬ 
gen sollen öffentlich zugängliche Do¬ 
kumente zugrunde liegen. Russischen 
Medien zufolge haben sich das Video 
allein über „YouTube“ 11,8 Millionen 
Menschen angesehen. 

Weder Medwedjew noch Putin ha¬ 
ben auf die im Video dargestellten Fak¬ 
ten reagiert. Das hat das Fass der Em¬ 
pörung zum Überlaufen gebracht. Der 
Ministerpräsident und die unter seiner 
Führung stehende Kremlpartei ER tun 
so, als sei das Video Nawalnys keinerlei 
Beachtung würdig. Und auch Präsident 
Putin stellt sich bisher taub, blind und 
stumm. 

Hier soll angemerkt werden, dass 
die Fraktion der KPRF bereits am 


Korruption klaut Zukunft“ - Demonstration 

Untersuchung der im Film Nawalnys er¬ 
hobenen Anschuldigungen gegen Mi¬ 
nisterpräsident Dmitri Medwedjew zu 
erteilen. 

Einem solchen Auftrag müssen min¬ 
destens 226 Abgeordnete zustimmen. 
Die Situation ist allerdings so, dass die 
von Medwedjew geführte Partei „Ei¬ 
niges Russland“ 343 der 450 Abgeord¬ 
netenstimmen unter Kontrolle hat. Für 
den wahrscheinlichen Fall, dass der Vor¬ 
schlag der KPRF deshalb keine Chan¬ 
ce hat, beabsichtigen die Kommunisten 
eine parlamentarische Untersuchung zu 
initiieren, für die 90 Unterschriften aus¬ 
reichen. Die KPRF, die 42 Abgeordne¬ 
te hat, wirbt darum um die 39 Stimmen 
der LDPR und die 23 von „Gerechtes 
Russland“. 

Es stellt sich die Frage, warum haben 
Medwedjew und Putin nicht auf die im 
Video dargestellten „Fakten“ reagiert? 
Wie ist dieses Verhalten zu erklären? 


Verständigung über den Gegner 

Unterschiede in der Beurteilung der EU, aber ähnliche Schlussfolgerungen auf der 4-Parteien-Konferenz in Münster 


Die Krise der Europäischen Union ist 
mit Händen zu greifen. In dieser Frage 
bestand Einigkeit bei der 12. Vierpartei¬ 
enkonferenz, die am vergangenen Wo¬ 
chenende in Münster stattfand. Die vier 
Parteien sind die Partei der Arbeit Bel¬ 
giens (PTB/PVDA), die gastgebende 
DKP, die KP Luxemburgs (KPL) und 
die Neue KP der Niederlande (NCPN). 
Wie in den beiden Vorjahren nahm 
eine Delegation der Partei der Arbeit 
der Schweiz (PdAS) als Beobachterin 
mit vollem Rederecht an den Beratun¬ 
gen teil. Der Konferenz, die nach 2010 
und 2014 zum dritten Mal in Deutsch¬ 
land stattfand, ging eine Demonstration 
durch Münster voraus. 

Das Thema der diesjährigen Konfe¬ 
renz „Die Rolle des imperialistischen 
Deutschlands in der imperialistischen 
EU“ stellte die deutsche Hegemonie 
in der EU in den Vordergrund. Dar¬ 
über, dass diese Hegemonie besteht, 
über den imperialistischen Charakter 
Deutschlands und der EU selbst be¬ 
stand weitgehend Einigkeit. Die NCPN 
sieht jedoch nach wie vor stärkeren Ein¬ 
fluss der USA auf die Geschicke der 
Europäischen Union insgesamt, wo¬ 
bei Deutschland von den USA geführt 
würde. 

Welchen Charakter die EU selbst 
hat, ob sie ein „multinationales impe¬ 



rialistisches Staatenbündnis“ ist, 
wie Uli Brockmeyer (KPL) in ei¬ 
nem Thesentext formulierte oder 
„ein Staatenbündnis auf dem Weg 
zu einem multinationalen Staat“, 
wie es die PTB beschreibt, blieb 
umstritten. Dementsprechend un¬ 
terschiedlich war auch die Erwar¬ 
tung, ob die EU „in dieser Form 
nicht überleben wird“, so Patrik 
Köbele für die DKP - oder ob es 
so ist, wie Herwig Lerouge von der 
PTB sagte: „Die EU wird nicht so 
schnell zerfallen. Die Kern-EU- 
Länder denken gar nicht daran.“ 

„Aber“, so fügte er hinzu, „das 
kapitalistische Europa hat jegli¬ 
che positive Dynamik verloren. 

Das Scheitern der Politik der eu¬ 
ropäischen Institutionen zum Lö¬ 
sen der Krise manifestiert sich 
zunehmend.“ Herwig Lerouge 
analysiert, dass „die Schwächung 
der EU-Strukturen (...) auf der 
Tagesordnung“ stünde, „was eine Herwig Lerouge von der PTB und Gavriel Pinson von der PdAS 
Verschärfung sämtlicher Wider¬ 
sprüche zur Folge hat. Die EU 
wird schwieriger zu steuern. Deutsch¬ 
lands Hegemonie wird umstrittener.“ 

Die Hegemonie Deutschlands in der 
EU wurde von allen Parteien in der 
Beratung als Tatsache gewertet. Köbele 
präzisierte den Charakter dieser Hege¬ 


monie so: „Der deutsche Imperialismus 
spielt, mit der EU als Hinterland, be¬ 
wusst die Rolle des Juniorpartners des 
US-Imperialismus. Das gilt vorwiegend 
militärisch und innerhalb der NATO, 
das gilt aber auch ökonomisch ...“ 


Köbele erinnerte daran, dass der 
21. Parteitag der DKP festgestellt 
habe, dass wir „uns auf eine Phase ein¬ 
stellen müssen, in der die Aggressivität 
des deutschen Imperialismus nach in¬ 
nen und außen zunimmt.“ Wil van der 


Klift von der NCPN konstatier¬ 
te, dass der US-Imperialismus 
immer aggressiver werde, dass 
diese Aggressivität sich auch 
gegenüber den europäischen 
Staaten stärker äußert und der 
Druck auf die EU-Länder ver¬ 
stärkt wird, ihre Ausgaben für 
Rüstung und Militär zu erhöhen. 
Gavriel Pinson (PdAS) erin¬ 
nerte daran, dass die EU schon 
nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion „zur Speerspit¬ 
ze der NATO“ geworden sei. 
Heute unterwerfe „sich die EU 
fröhlich der NATO. Frankreich 
und Großbritannien gingen ge¬ 
mütlich Libyen zerstören mit 
einem selbst attribuierten Man¬ 
dat. (...) Wenn die Atlantische 
EU die Völker nicht mit Bom¬ 
ben unterdrückt, dann mit einer 
Wirtschaft, die die Länder dazu 
zwingt, Austeritätspolitik zu be¬ 
treiben. Offen von Deutschland 
aus gesteuert - sei es in Grie¬ 
chenland, Spanien oder Por¬ 
tugal - das Ziel bleibt dasselbe: die 
Völker zu unterdrücken und es den 
Banken und multinationalen Unter¬ 
nehmen zu ermöglichen, ihre Taschen 
ohne Hindernisse zu füllen“ 

Lucas Zeise 
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Rund 200 Kommunistinnen und Kommunisten aus fünf Ländern demonstrierten in Münster 


Frieden mit Russland - Raus aus der NATO 



D er 4-Parteien-Konferenz der 
Kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien aus Belgien, Deutsch¬ 
land, Luxemburg und den Niederlan¬ 
den (siehe Bericht auf Seite7) ging eine 
Demonstration durch Münster voraus, 
die sich am konkreten Beispiel des in 
dieser Stadt stationierten Deutsch-Nie¬ 
derländischen Korps gegen die Milita¬ 
risierung der EU nach innen und außen 
richtete. Die Redner auf der Demons¬ 
tration wandten sich entschieden gegen 
die Stationierung von NATO-Soldaten 
aus Belgien, Luxemburg und den Niederlanden in Litauen unter deutschem Kom¬ 
mando. Der DKP-Vorsitzende Patrick Köbele hielt auf einer Zwischenkundge¬ 
bung die folgende Rede: 


Marketing kann verräterisch sein. Als ich Infos über das deutsch-niederländische 
Korps suchte, kam ich auf die Homepage des Heeres der Bundeswehr. 

Wir leben Kameradschaft. 

Wir können kämpfen. 

Wir dienen Deutschland professionell-weltweit. 

Wir führen am Boden die Entscheidung herbei. 

Die Sprache - ein bisschen moderner -, das ist die Sprache der Mörder, die 
Sprache, die zeitversetzt die Reichswehr oder die Nazi-Wehrmacht hätte gebrau¬ 
chen können. 

Und dann - der Slogan der Bundeswehr: 

Wir - PUNKT - dienen - PUNKT - Deutschland - PUNKT. 

Wenn sich da jemand an das Stakkato der Nazis, von Goebbels und Hitler, erin¬ 
nert fühlt - mich wundert das nicht. 

Natürlich hört sich „Deutsch-Niederländisches Korps“ harmlos an. Bei nieder¬ 
ländischen Soldaten denkt man an früher und hat das Bild von Langhaarigen im 
Kopf, die lieber kiffen als Krieg führen. 

Schön wär‘s. Was hier in Münster sitzt ist - die Kriegstreiber nennen es selbst 
so - die „Speerspitze der NATO“. Von hier aus ging die Verlegung und Aufstel¬ 
lung der sogenannten „Very High Readiness Joint Task Force“, übersetzt „Ein¬ 
satzgruppe mit sehr hoher Einsatzbereitschaft“ - und es geht mal wieder nach 
Osten, gegen Russland. 

Angeblich war die Aufstellung eine Reaktion auf die „aggressive Politik Russ¬ 
lands gegen die Ukraine“. So ein Unsinn: Am Anfang stand der Plan zur Assozi¬ 
ierung der Ukraine zur EU, die NATO wäre gefolgt. Davon nahm die Ukraine 
Abstand. Das ließen sich NATO, EU und Deutschland natürlich nicht gefallen - 
geht ja auch nicht, dass ein Land macht, was es will, wenn NATO, EU und Deutsch¬ 
land anders wollen. Unter wesentlicher Führung des damaligen Außenministers 
und heutigen Bundespräsidenten, des SPD-Mitglieds Steinmeier wurde geputscht. 

Dies war Ausdruck einer Einkreisungspolitik gegenüber Russland. Die gibt es 
auch gegenüber der VR China. Beides ist heute die Hauptkriegsgefahr und die 
ist nicht klein, die ist groß. 

Wir brauchen Frieden mit Russland. Wir brauchen eine Kürzung des Rüstungs¬ 
haushalts, wir brauchen den Ausstieg aus der NATO-Verpflichtung, den Rüstungs¬ 
haushalt zu verdoppeln. Wir brauchen die Auflösung dieser schnellen Eingreif¬ 
truppe, weg mit dem Deutsch-Niederländischen Korps. Wir brauchen den Austritt 
aus der NATO. 

Deshalb mein Appell an die Sozialdemokraten, die sich zur SPD hingezogen 
fühlen: Fragt Schulz, wie das mit Rüstung, Rüstungsexport und Krieg ist, fordert: 
Frieden mit Russland und China. 

Mein Appell an die Mitglieder der Linkspartei: Lasst euch nicht über den Tisch 
ziehen! Frieden ist nicht verhandelbar, vergesst nicht das Beispiel der Grünen. 

Mein Appell an die Mitglieder meiner Partei: Raus auf die Straße - DKP: 100 % 
Antikriegspartei - 100 % antiimperialistisch, antimonopolistisch und antikapita¬ 
listisch - für Frieden und gegen die Ursachen von Krieg. 

Mein Appell an euch alle: Nehmen wir unser Schicksal in unsere Hände - 
kämpfen wir um den Frieden und gegen die Ursachen der Kriege - gegen Impe¬ 
rialismus und Kapitalismus.“ 



Zwischenstation am Rathaus, dem Ort des Westfalischen Friedens 
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Lars Mörking zum Treffen zwischen Xi und Trump 

Chinesische Langmut 


W enn US-Präsident Trump und 
Chinas Präsident Xi Jinping 
sich an diesem Donnerstag 
und Freitag in Trumps kitschigem Win¬ 
terpalast Mar-a-Lago in Florida treffen, 
dann werden in Taiwans Hauptstadt Tai¬ 
peh einige gespannt auf das Pressekom¬ 
munique zu dieser Besprechung warten. 

Der US-Präsident hatte schon vor 
Amtsantritt für Unmut in Peking gesorgt, 
indem er am Telefon mit Taiwans Präsi¬ 
dentin Tsai Ing-wen plauderte. Man mag 
Donald Trump nachsagen, dass er nicht 
wusste, dass er damit das erste Gespräch 
eines US-Präsidenten mit Taiwans Füh¬ 
rung seit 1979 führte. Vielleicht weiß er 
auch nichts von der Entstehung des Kon¬ 
strukts, das sich „Republik China“ nennt 
und durch die endgültige Niederlage der 
Guomindang (KMT) im Bürgerkrieg 1949 
entstand, nachdem sich Chiang Kai-shek 
und seine Gefolgsleute auf die Insel Tai¬ 
wan gerettet hatten. So entstand eine Si¬ 
tuation, in der die KMT nur noch auf Tai¬ 
wan und einigen kleineren Inseln regier¬ 


te - und auch dies nur durch ausländische 
Unterstützung, vor allem der USA -, aber 
Anspruch auf ganz China erhob, während 
Peking Taiwan weiterhin als einen Teil 
Chinas betrachtete, den es noch zu befrei¬ 
en galt. Zu denjenigen, die den verwege¬ 
nen Plan, das chinesische Festland unter 
die Kontrolle der taiwanesischen Über¬ 
gangsverwaltung zu bringen, zugunsten 
einer Agenda der Unabhängigkeit Tai¬ 
wans von der VR China aufgegeben ha¬ 
ben, gehört auch die jetzige Präsidentin 
Tsai Ing-wen. Aber diese Unabhängigkeit 
von der VR China ist nur durch Abhän¬ 
gigkeit von den USA zu erreichen. 

Mit einem US-Präsidenten Trump, 
der zwar von chinesischer Geschichte 
nichts wissen will, der aber hier und da 


angedeutet hat, dass ihm bewusst sei, dass 
nicht Russland die globale Dominanz des 
US-Imperiums bedroht, sondern dass 
vielmehr China mit langen Schritten auf 
dem Marsch sei, den USA den Rang ab¬ 
zulaufen. Das bedeutet, dass „America 
first“ nicht mehr überall und jederzeit 
durchzusetzen ist. 

Im Lager der taiwanesischen Unab¬ 
hängigkeitsbefürworter hat Trump jeden¬ 
falls eine Art „Jetzt oder nie!“-Stimmung 
ausgelöst. Fast täglich veröffentlicht die 
Zeitung „Taipei Times“ Kommentare, 
die dazu aufrufen, keine weiteren Ab¬ 
kommen mit der VR China zu schließen 
und Investitionen vom Festland abzu¬ 
ziehen. So warnt Leung Man-to von der 
Cheng-Kung-Nationaluniversität vor der 


Kooperation mit Universitäten auf dem 
Festland. Studenten aus der Volksrepu¬ 
blik agierten als Spione und versuchten, 
taiwanesische Regierungsmitarbeiter zu 
rekrutieren. Die ökonomische Koopera¬ 
tion sei der Versuch, Taiwans wirtschaft¬ 
liche Unabhängigkeit zu zerstören. In ei¬ 
nem Artikel wird die „Ein-China-Politik“ 
als Kokon bezeichnet, der Taiwan bisher 
gefangen gehalten habe. 

Die Unabhängigkeitsbefürworter 
wollen also mit Trumps Rückendeckung 
wieder das werden, was sie einmal waren: 
die schöne Insel Formosa, wie sie portu¬ 
giesische Seefahrer nannten. Dabei ist ih¬ 
nen bewusst, dass formale Unabhängig¬ 
keit tatsächliche Abhängigkeit von den 
USA bedeutet. Sie riskieren einen globa¬ 


len Konflikt, der in der Konsequenz mili¬ 
tärisch ausgetragen würde. „Der Weg der 
Unabhängigkeit wird in der Wiederverei¬ 
nigung enden“ hatte Chinas Minister für 
Taiwan-Fragen dazu erklärt und somit 
wenig Interpretationsspielraum gelassen. 

Die chinesische Staatsführung hat 
sich gegenüber Taipeh bisher immer ge¬ 
duldig gezeigt, geduldiger noch als in den 
Verhandlungen zur Wiedereingliederung 
von Hongkong oder Macau. Das wissen 
auch die, die nach Unabhängigkeit ru¬ 
fen, und schüren deshalb den Konflikt. 
Denn die wirtschaftliche, kulturelle und 
letztlich auch militärische Dominanz der 
VR China in der Region wirkt sich im¬ 
mer stärker auf Taiwan aus und hat sich 
durch Trumps Absage an das Freihan¬ 
delsabkommen TPP noch verstärkt. 

Klar ist, dass die Regierung in Peking 
eine formelle Abspaltung Taiwans von 
China nicht zulassen wird. Sollte dies dem 
US-Präsidenten bisher tatsächlich noch 
nicht klar sein, Xi Jinping wird es ihm mit 
einem Lächeln und viel Geduld erklären. 



Nachhilfe für EU-Chauvinisten 

Die Karte zeigt Europa (eingeschwärzt: die 
EU), den westlichen Zipfel der riesigen eura- 
sischen Landmasse, dessen Einwohner gerne 
einen eigenen Kontinent für sich reklamieren 
und sich für den Mittelpunkt der Welt halten. 

Diese Auffassung wird von einer antiquierten 
kartografischen Darstellung unterstützt, lässt 
sich aber durch einen Blick auf den Globus 
leicht korrigieren. Die Fakten: Asien erstreckt 
sich über 44,615 Millionen Quadratkilometer, 
etwa ein Drittel der gesamten Landmasse. 

Europa kommt auf 10,18 Millionen Quadratki¬ 
lometer,seine Fläche teilen sich 742 Millionen 
Menschen. 

Die Europäische Union dagegen ist ein 
politisches, ökonomisches und inzwischen 
auch militärisches Staatenkonstrukt von zur 
Zeit noch 28 Staaten auf 4,381 Millionen Qua¬ 
dratkilometern, bevölkert von 510 Millionen 
Menschen - großzügig rechnen wir hier die 
Fläche Britanniens und dessen Bevölkerung 
noch mit ein. Auf Anfrage teilt uns der Taschenrechner mit, 
dass der Anteil der EU-Fläche an Europa also etwas über 43 
Prozent beträgt und die Bevölkerung der EU-Staaten sich auf 
68 Prozent der gesamteuropäischen beläuft. 

Diese Zahlen belegen schlagend, dass es sich bei der in 
Medien und Politik gängigen Rede von „Europa“ (gerne„Oiro- 
pa“ ausgesprochen) als Synonym für die Europäische Union 


um reichlich durchgeknalltes Propagandageschwalle handelt. 
Dies gilt auch für die Behauptung, 1957 sei die„Geburtsstunde 
Europas“, die tatsächlich etwa 150 Millionen Jahre - nämlich 
im Zug des Auseinanderbrechens des Urkontinents Gondwa¬ 
na - zurückliegt. 

Bitte weitersagen. 

Manfred Idler 


Bluff und Euphorie 

Kolumne von Georg Fülberth 


Als Martin Schulz im Februar zum 
Kanzlerkandidaten der SPD nominiert 
wurde, zeigten Ralf Stegner vom linken 
und Johannes Kahrs vom rechten Par¬ 
teiflügel im Fernsehen dasselbe schlaue 



Gesicht: Sie waren hochzufrieden. Die 
Entscheidung war als Mediencoup al¬ 
ternativlos, da durfte nicht gemeckert 
werden. Am Rand des Abgrunds half 
nur noch Eines: Abheben. 

Es gelang. Sofort schnellten die Um¬ 
fragewerte in die Höhe. Die Demosko¬ 
pen stellten fest, der Neue ziehe vor al¬ 
lem Jungwähler(innen) an. Es gab viele 
Eintritte. 

Die Union reagierte unsouverän 
mit persönlichen Angriffen und ir¬ 
gendwelchem Kleinkram aus Schulz’ 
Zeit als Präsident des Europäischen 
Parlaments. Ihre Verunsicherung war 
nicht nur von der SPD provoziert, son¬ 
dern auch hausgemacht: die Kanzlerin 
schien keine rechte Lust mehr zu ha¬ 
ben und hatte Grund dazu: da war nicht 
nur der fortbestehende Zwist mit der 
CSU, sondern auch ihre eigene Partei 
steht nicht mehr so richtig hinter ihr. 


Insofern geht es ihr schlechter als Kohl 
1998. 

Dann kam die Landtagswahl an der 
Saar. Laut Umfragen sollte die SPD dicht 
an die CDU herankommen. Es wurde 
darüber spekuliert, dass sie zusammen 
mit der Linkspartei - obwohl deren Ab¬ 
sinken auf zwölf bis 13 Prozent vorher¬ 
gesagt wurde - eine rot-rote-Regierung 
bilden könnte. Stattdessen verlor sie ein 
Prozent. Es gab keinen Schulz-Effekt - 
es sei denn, man nimmt an, ohne ihn 
wäre die SPD nicht nur ein wenig ge¬ 
dämpft worden, sondern eingebrochen. 

Jetzt heißt es: Es sei nur eine Land¬ 
tagswahl gewesen, die Ministerpräsi¬ 
dentin Kramp-Karrenbauer sei sehr 
beliebt. Der Landesmutter- oder -va- 
terbonus werde im Mai in Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein zu¬ 
gunsten der SPD wirken. 

Mag alles sein. Aber es müsste doch 
erklärt werden, wieso Umfrage- und 
Wahlergebnis einander so krass wider¬ 
sprachen. Was haben die Demoskopen 
da veranstaltet? 

Denkbar ist, dass die Befragten sich, 
als sie telefonisch antworteten, vom 
vorher medial erzeugten Hype mitrei¬ 
ßen ließen, in der Wahlkabine aber zu 
ihren konstanteren Überzeugungen zu¬ 
rückkehrten. Vielleicht waren sie auch 
von der Selbsthypnose der SPD ver¬ 
hext. 

Um eine solche nämlich handelt 
es sich. Hierher gehören auch die 100 
Prozent für Schulz 4 Nominierung zum 
Kanzlerkandidaten und Parteivorsit¬ 
zenden. Hinzu kommt, dass seit län¬ 
gerer Zeit sich eine Kampagne in der 
Minderheit der Mainstream-Medien 


aufgebaut hatte: für Rot-Rot-Grün. Sie 
entstand in jenem lautstarken Milieu, 
dessen Publicity größer ist als seine re¬ 
ale Wirkung und manchmal, wenn sie 
mit der Realität zusammenstößt, in sich 
zusammensinkt. 

Ist mit der Niederlage an der Saar 
der Schulz-Schwung schon gebrochen? 

Schwer zu sagen. Einiges dürfte da¬ 
von abhängen, ob es ihm gelingt, so wol¬ 
kig zu bleiben wie bisher. Dies betrifft 
vor allem seinen Versuch, eine Koaliti¬ 
onsaussage zu vermeiden. Entschiede 
er sich vorab für ein Bündnis mit den 
Grünen und der Linkspartei, ginge er 
in einer Rote-Socken-Kampagne unter. 
Er wird diese Kombination auch nicht 
wollen. Selbst wenn die Linkspartei, um 
mitregieren zu können, ihm alle außen- 
und militärpolitischen Garantien gibt, 
die er haben will: Kapital, NATO und 
die Springer-Presse werden ein Kabi¬ 
nett, dem sie angehört, für unzuverläs¬ 
sig halten. Es geht also nicht. 

Deshalb hat Schulz nur eine Chan¬ 
ce, Kanzler zu werden: in einer Großen 
Koalition, falls die SPD die Mehrheit 
der Stimmen hat. Bleibt sie Zweite, gibt 
es ebenfalls eine Große Koalition, aber 
wieder unter Merkel. 

Nur um diesen kleinen Unterschied 
geht es. Aber wer sagt es den gutgläu¬ 
bigen SPD-Wähler(innen), denen gera¬ 
de eingeredet wird, es handele sich um 
mehr - etwa einen Politikwechsel? 

Ihre gegenwärtige Euphorie sollte 
nicht lächerlich gemacht werden. Sie 
zeigt, dass zurzeit Menschen auf der 
Suche sind. Wonach? Es ist noch nicht 
klar. Das ist der Grund, weshalb sie vor¬ 
erst auf einen Bluff hereinfallen. 


Nina Hager zur Regierungsbeteiligung der „Linken'' 


Koch und Kellner 


Was hindert die SPD daran, mit der 
Linkspartei im Bund zu koalieren? In ei¬ 
nem „SpiegeU-Interview erklärte Ger¬ 
hard Schröder (SPD): „Ich glaube nicht, 
dass man das hinbekommt, solange die 
Familie Lafontaine in der Linkspartei 
tonangebend ist.“ Rot-Rot-Grün könne 
man erst machen, wenn bei der Linken 
„vernünftige Leute“ wie der thüringi¬ 
sche Ministerpräsident Bodo Ramelow 
das Sagen hätten. Der ist bekanntlich für 
einen Kompromiss seiner Partei im Zu¬ 
sammenhang mit dem Verbleib Deutsch¬ 
lands in der NATO. 

Schröder warnte seine Partei vor ei¬ 
ner inhaltlichen Annäherung an die Par¬ 
tei „Die Linke“. Und: Ein Linksbündnis 
müsse zudem zu Bedingungen der SPD 
realisierbar sein. „Wir erklären, wer Koch 
und wer Kellner ist“, so Schröder. Er dürf¬ 
te damit in seiner Partei nicht allein sein. 
Teile der SPD-Führung warnen vor einer 
Zusammenarbeit und verweisen auf die 
FDP als möglichen Koalitionspartner ne¬ 
ben den Grünen. 

Haupthindernis für eine Koalition 
mit der Linkspartei bleibt deren Hal¬ 
tung als konsequente Friedenspartei: Die 
Linkspartei hält - auch in ihrem Wahl¬ 
programm, dessen Entwurf am Montag 
in Berlin von den Vorsitzenden der Partei 
„Die Linke“, Katja Kipping und Bernd 
Riexinger, vorgestellt wurde - an wichti¬ 


gen außen- und friedenspolitischen Zie¬ 
len fest. Geeinigt hat man sich im Par¬ 
teivorstand darauf, auf „Haltelinien“ 
des Erfurter Parteiprogramms zu beste¬ 
hen. Dazu gehört die Ablehnung aller 
Kampfeinsätze der Bundeswehr, aber 
auch die Ablehnung aller Auslandsein¬ 
sätze, das Verbot von Rüstungsexporten, 
und dass die Partei „in jeder politischen 
Konstellation dafür eintreten“ werde, 
dass Deutschland aus den militärischen 
Strukturen der NATO austritt „und die 
Bundeswehr dem Oberkommando der 
NATO entzogen wird“. Völlig unakzep¬ 
tabel für die SPD-Führung und auch die 
Belizisten unter den Grünen dürfte die 
Forderung sein: „Wir wollen die NATO 
auflösen und durch ein kollektives Si¬ 
cherheitssystem unter Einbeziehung von 
Russland ersetzen, das auf Abrüstung 
zielt“, auch wenn das nur ein Fernziel ist. 

Auf der Pressekonferenz wurde er¬ 
klärt, dass sich die Partei „Die Linke“ 
„nicht an einer Regierung beteiligen“ 
werde, „die Kriege führt und auf Kampf¬ 
einsätze der Bundeswehr im Ausland 
setzt.“ Würde man das - neben anderen 
Zielen - in einer Koalition aufgeben, 
weil einige führende Parteivertreter mit¬ 
regieren, „mitgestalten“ wollen, würde 
man nicht nur entscheidende Grundsät¬ 
ze aufgeben. Die Linkspartei wäre dann 
nicht mal „Kellner“. Sie wäre überflüssig. 


Uwe Koopmann zur Schulpolitik in NRW 


Alles ist relativ 


Michael Schulte, Geschäftsführer der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW) in NRW, bilanzierte vor 
der Landtagswahl am 14. Mai die Bil¬ 
dungspolitik des mit 17,9 Millionen Be¬ 
wohnern einwohnerstärksten Bundeslan¬ 
des: „Alles ist relativ.“ 

Offensichtlich ist der Blickwinkel ent¬ 
scheidend, denn mit objektiv richtigen 
Zahlen kann man dennoch täuschen. Das 
gilt zum Beispiel für die Arbeitsplatzsta¬ 
tistik, die die absoluten Zahlen nennt - 
aber verschweigt, wie weit es etwa um 
Zeitverträge oder Mindestlohn-Jobs 
geht. Sozialministerin Andrea Nahles 
und Wirtschaftsministerin Brigitte Zy- 
pries (SPD) jubeln im Gleichklang mit 
der CDU. Die Gewerkschaften kritisie¬ 
ren. Die DKP entlarvt. 

Ähnliches gilt für die Bildungspolitik 
in NRW. Die Landesregierung von SPD 
und Grünen erklärt den Schuletat um 25 
Prozent gesteigert. 7 000 neue Stellen sei¬ 
en geschaffen worden. Gegenrechnung: 
Gemessen am Gesamtetat seit 2010 (Be¬ 
ginn der Kraftregierung I) wuchsen die 
Bildungsausgaben gerade mal um 1,84 
Prozentpunkte. Michael Schulte fragt 
ironisch: „Priorität für Bildung?“ 

Die Betrachtung der Zahlen könnte 
ergänzt werden mit einer Beobachtung 
aus dem Leben: Es beginnt damit, dass 
Kinder morgens hungrig in die Schule 
gehen. Auf der anderen Seite der Sozi¬ 


alleiter gibt es einen steigenden Anteil 
an privilegierten Privatschulen, vielfach 
unter kirchlicher Obhut. Die Schere öff¬ 
net sich weiter zwischen Arm und Reich. 
Gleichzeitig wird in den Schulen von den 
Kindern das alte Stück vom Wettlauf zwi¬ 
schen Hase und Igel aufgeführt. 

Während die Personalkosten seit 
Jahren nicht gestiegen sind, wuchsen die 
Anforderungen: Klassenfrequenzricht¬ 
werte, Inklusion, islamischer Religions¬ 
unterricht, Integration von Flüchtlings¬ 
kindern. Ähnliches an den Hochschulen: 
40 Prozent mehr Studierende. In der Be¬ 
treuungsrelation von Hochschullehrern 
und Studierenden liegt NRW im Länder¬ 
vergleich an letzter Stelle. Und nebenbei 
bemerkt: die lebenslange Schlechter- 
stellung der angestellten Lehrenden im 
Vergleich zu den Beamten. Da rührt sich 
nichts bei der Landesregierung. 

Unterm Strich bleibt bei punktuellen 
Verbesserungen eine Perspektivlosigkeit 
in vielen Bereichen, die die Landesregie¬ 
rung nicht kompensieren kann. Ein Aus¬ 
gleich zwischen Bund und Ländern findet 
im Schulbereich nicht statt. Das wird sich 
unter Rot/Grün und auch unter Schwarz/ 
Gelb nicht ändern. Und unter Schwarz/ 
Rot auch nicht. Diese Parteien sind dem 
System verhaftet. Das System ist für sie 
relevant. Und sie selber werten sich als 
systemrelevant. Das ist wie bei Hypo 
Real Estate. Wer zahlte da die Zeche? 


























10 Freitag, 7. April 2017 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Revolutionärin, Kämpferin für Frauenrechte 

Zum 200. Geburtstag von Mathilde Franziska Anneke 


M athilde Franziska Anneke, 
Teilnehmerin an der deut¬ 
schen Revolutionl848/49, 
danach eine herausragende Persön¬ 
lichkeit der amerikanischen Demo¬ 
kratie- und Frauenbewegung, wur¬ 
de am 3. April 1817 im westfälischen 
Sprockhövel, einer heute 25 000 Ein¬ 
wohner zählenden Kleinstadt, gebo¬ 
ren. Nach der Scheidung von ihrem 
gewalttätigen Ehemann lebte sie als 
alleinerziehende Schriftstellerin mit 
einer kleinen Tochter unter schwieri¬ 
gen sozialen Verhältnissen. 

Ordonnanzreiterin in 
der Revolutionsarmee 

Mit ihrem zweiten Mann Fritz An¬ 
neke, einem ehemaligen preußischen 
Artillerieoffizier, Mitglied der Kölner 
Gemeinde des Bundes der Kommu¬ 
nisten, nahm sie in der letzten Etap¬ 
pe der deutschen Revolution 1849 
an den Kämpfen in den Reihen der 
badisch-pfälzischen Revolutions¬ 
armee teil. Bereits 1853 erschien in 
den USA, wohin die Annekes nach 
der Niederlage der Revolution mit 
Zehntausenden anderen flüchteten, 
die Erstausgabe ihrer „Memoiren ei¬ 
ner Frau aus dem badisch-pfälzischen 
Kriegszug“ 1 

Noch heute widerspiegeln diese 
Erinnerungen die leidenschaftliche 
Anteilnahme, den Schmerz über die 
Niederlage, die Trauer über den Ver¬ 
lust so vieler, die ihr Leben hingaben. 
Sie schreibt, dass sie auch aus Liebe 
zu ihrem Mann in den Krieg zog, um 
dann zu gestehen, dass aber vor allem 
„der Hass, der glühende, im Kampf 
des Lebens erzeugte Hass gegen die 
Tyrannen und Unterdrücker der hei¬ 
ligen Menschenrechte“ sie getrieben 
habe. Ihre Aufzeichnungen endeten 
mit den Worten: „Lebe wohl, deut¬ 
sche Erde! Lebe wohl, mein armes 
unglückliches Mutterland.“ 

Mathilde war im badisch-pfälzi¬ 
schen Feldzug 1849 Ordonnanzof¬ 
fizier im Freikorps von Oberst Au¬ 
gust Willich, in dem Friedrich Engels 
Stabschef und Adjutant war, und in 
mehreren Gefechten dabei. Ihre Me¬ 
moiren enthalten detaillierte Schilde¬ 
rungen der Kämpfe, so auch wie En¬ 
gels bei Rinnthal als Kommandeur 
eines Seitendetachements (Seiten¬ 
absicherung) mehrere Stunden „zeit¬ 
weise im dichtesten Feuer“ stand. 
„Sein Eifer und sein Mut wurden von 
seinen Kampfgenossen ungemein lo¬ 
bend hervorgehoben“, schrieb sie. 

„Kurz: In dem großen Freiheitskamp¬ 
fe, der sich durch ganz Europa ver¬ 
breitet, wird die Pfalz und Baden 
auf der Seite der Freiheit gegen die 
Knechtschaft, der Revolution gegen 
die Contrerevolution, des Volks ge¬ 
gen die Fürsten, des revolutionären 
Frankreichs, Ungarns und Deutsch¬ 
lands gegen das absolutistische 
Russland, Österreich, Preußen und 
Bayern stehn; und wenn die Herrn 
Heuler das Landesverrat nennen, so 
wird in derganzen Pfalz und in ganz 
Baden kein Hahn darnach krähen.“ 
Friedrich Engels, Die revolutionäre 
Erhebung in der Pfalz und in Baden 
(aus: „Der Bote für Stadt und Land“ 
Nr. iio vom 3. Juni 1849), MEW, 
Band 6, S. 526 

Auf dem Wall der 
Festung Rastatt 

Unterhalb der Festung Rastatt an der 
Murg stellten sich am 28729. Juni 1849 
noch 13 000 Kämpfer der Revoluti¬ 
onsarmee der Übermacht von über 
40 000 Mann des preußischen Inter¬ 
ventionskorps zur letzten Schlacht, 
die sie, gestützt auf die weitreichende 
schwere Festungsartillerie, trotz der 
zahlenmäßigen Unterlegenheit lan¬ 
ge Zeit dominierten und die Preußen 
an verschiedenen Abschnitten sogar 
weit zurückwarfen. Mathilde verfolg¬ 
te die zweitägigen erbitterten Kämpfe 
vom Wall der Festung aus, während 
ihr Mann unten an der Murg die Ar¬ 


tillerie kommandierte. Die Preußen 
konnten die Schlacht erst für sich ent¬ 
scheiden, als sie überraschend über 
das neutrale Württemberg vorstie¬ 
ßen, die badisch-pfälzischen Einhei¬ 
ten unter dem Kommando des polni¬ 
schen Revolutionärs Ludwik Mieros- 


Mathilde Franziska Anneke (um 1840) 

lawski umgingen und dessen rechten 
Flügel zerschlugen. Während ein Teil 
der Truppen nach der Niederlage sich 
in die Festung zurückzog, marschier¬ 
ten etwa 7 000 Mann nach Süden. Mit 
einer Nachhut des Freikorps Willich 
deckte Engels den Rückzug, der am 
11. und 12. Juli bei Lottstetten mit 
dem Übertritt in die Schweiz endete. 

Der Exekution entkommen 

Um die Zivilbevölkerung vor dem Ar¬ 
tilleriebeschuss zu bewahren, kapitu¬ 
lierte Rastatt am 23. Juli. Der preußi¬ 
sche Befehlshaber, General Graf von 
der Groeben, der eine angemessene 
Behandlung der Gefangenen zuge¬ 
sagt hatte, ließ stattdessen sofort den 
Festungskommandanten Oberst Gus¬ 
tav Tiedemann und 27 seiner Offizie¬ 
re standrechtlich erschießen. Zahlrei¬ 
che weitere folgten. „Ich habe fast alle 
gekannt“, schrieb Mathilde. Die Hen¬ 
kersknechte nennt sie „preußische 
Standrechtsbestien“. Hunderte star¬ 
ben in den Kasematten der Festung 
ohne medizinische Hilfe an Typhus, 
Unzählige wurden heimlich ermor¬ 
det, Tausende fielen im ganzen Land 
dem Terror der Feudalreaktion zum 
Opfer, Zehntausende wurden gericht¬ 
lich verfolgt, insgesamt 700 000 Teil¬ 
nehmer an den Erhebungen 1848/49 
in die Emigration getrieben. 

Mathilde und Fritz gelang es zu 
entkommen, bevor die Preußen den 
Belagerungsring um die Festung 
schlossen. Über Straßburg und die 
Schweiz flohen sie in die USA, wo 
sie sich zunächst in Milwaukee (Wis¬ 
consin), einer Stadt mit zahlreichen 
Deutschstämmigen, niederließen. 
Fritz kämpfte später, wie viele aus 
der badisch-pfälzischen Revolutions¬ 
armee, im Bürgerkrieg als Oberst in 
den Reihen der Unionstruppen. 

Ringen um politische und 
soziale Gerechtigkeit 

In Deutschland von bourgeoisen 
Schreiberlingen als „Flintenweib“ 
diffamiert, galt sie in den USA als die 
bedeutendste Frau der Achtundvier¬ 
ziger, die ihren revolutionären Über¬ 


zeugungen treugeblieben waren. Ihr 
Wirken dort um politische und so¬ 
ziale Gerechtigkeit fand große An¬ 
erkennung. Sie hielt Vorträge über 
die deutsche Revolution, über Lite¬ 
ratur des Vormärz (Heine, Herwegh, 
Freiligrath), engagierte sich in fort¬ 


schrittlichen und politisch radikalen 
Gruppierungen, trat der Gemeinde 
der Freidenker bei und wurde später 
Gründungsmitglied der Frauensekti¬ 
on der I. Internationale. Ab 1852 gab 
sie die „Deutsche Frauenzeitung“ he¬ 
raus, die sie zweieinhalb Jahre leitete 
und zu einer für diese Zeit erstaun¬ 
lichen Auflage von 2 000 Exempla¬ 
ren brachte. Auf ihren zahlreichen 
Vorträgen forderte sie Gleichberech¬ 
tigung und vor allem das Wahlrecht 
für Frauen, trat für die Aufhebung der 
Sklaverei und für die Trennung von 
Kirche und Staat ein. Von der Lei¬ 
denschaft, mit der sie sprach, zeug¬ 
ten Worte wie diese: „Auf denn, Ihr 
Schwestern! Werft den hohlen Flitter 
des Putzes und der Eitelkeit ab und 
schafft, dass Euch der Mann um des- 
sentwillen hebt, was Ihr seid.“ In die¬ 
sem kampferfüllten Leben gebar sie 
sieben Kinder, von denen sie fünf be¬ 
graben musste. 

Ab 1860 längere Zeit in Europa, 
gehörten zu ihrem Freundes- und 
Bekanntenkreis die amerikanische 
Schriftstellerin Mary Booth, Ge¬ 
org und Emma Herwegh, Gottfried 
Keller, Ferdinand Lassalle und Grä¬ 
fin Hatzfeld. Einem neuen revoluti¬ 
onären Aufschwung in Deutschland 
räumte sie keine Chancen ein. 

Ein Mädchen-Institut, 
orientiert an der Pädagogik 
Friedrich Fröbels 

Zurück in den USA, gründete sie mit 
der Lehrerin Cäcilie Kapp, die sie 
in der Schweiz kennengelernt hatte, 
1865 in Milwaukee ein Mädchen-Ins¬ 
titut mit Internat, das sich an der Pä¬ 
dagogik Friedrich Fröbels orientierte. 
Neben Literatur wurde großer Wert 
auf Mathematik und Naturwissen¬ 
schaften gelegt und den jungen Frau¬ 
en eine Lebenssicht vermittelt, die 
aus dem Kreis „Kinder, Kirche, Kü¬ 
che“ herausführen sollte. Das in den 
USA hoch angesehene Institut zählte 
bis zu 65 Schülerinnen. 

Mathilde Franziska Anneke starb 
am 25. November 1884 in Milwau¬ 
kee. Zu einer großen Zahl von Nach¬ 


rufen gehörte auch der in der „New 
Yorker Zeitung“, den die „Hattin- 
ger Zeitung“ ihrer Heimatstadt un¬ 
ter der Überschrift „Eine berühmte 
Deutsch-Amerikanerin“ abdruckte. 
Dass Mathilde eine ehemalige Bür¬ 
gerin der Stadt war, geriet jedoch 
bald wieder in Vergessenheit. Erst ein 
Jahrhundert später änderte sich das. 

Späte Ehrung 

Lange Zeit in Deutschland ignoriert, 
fand sie seit dem Nachdruck ihrer 
Memoiren 1976 in Bochum auch in 
ihrem Geburtsland Aufmerksamkeit. 
Am Geburtshaus Overleveringhau¬ 
sen in Sprockhövel erinnert eine Ge¬ 
denktafel an sie. 1988 gab die Bundes¬ 
post über sie eine Briefmarke in der 
Reihe „Frauen in der deutschen Ge¬ 
schichte“ heraus. In den 1980er Jahren 
fand sie Aufnahme in das Figurenpro¬ 
gramm des Kölner Rathausturms. Die 
von der Bildhauerin Katharina Hoch¬ 
haus gestaltete Figur wurde 1995 an 
der Ostseite des Turmes aufgestellt. 
Auskunft über Leben und Wirken 
Mathildes gibt auch das 1986 einge¬ 
richtete Stadtarchiv von Sprockhö¬ 
vel, dessen Grundstein mit Kopien 
des Nachlasses der Familie Anneke 
aus den USA gelegt wurde. 

Über das kampferfüllte Leben 
der prominenten Einwohnerin hat 
die Leiterin des Archivs ihrer Ge¬ 
burtsstadt, Karin Hockamp, eine ein¬ 
drucksvolle Biografie verfasst. Un¬ 
ter dem Titel „Von vielem Geist und 
großer Herzensgüte“ hat sie der Uni¬ 
versitätsverlag Brockmeyer Bochum 
im November 2012 herausgegeben. 2 
Es ist eine fundierte Publikation, gut 
mit Quellen belegt, einprägsam und 
menschlich einfühlsam geschrieben, 
mit zahlreichen Abbildungen illus¬ 
triert. Dass die Teilnahme an der 
Revolution in Deutschland, die Ma¬ 
thildes weiteres Leben entscheidend 
prägte, zu kurz kommt, ist der Tatsa¬ 
che geschuldet, dass Karin Hockamp 
sich in ihrer Biografie auf ihr atem¬ 
beraubendes Leben in den USA kon¬ 
zentrierte. 

In ihrem Vorwort schrieb die Ver¬ 
fasserin: „In Zeiten, in denen Men¬ 
schenwürde, soziale Gerechtigkeit 
und gleiche Chancen auf Bildung 
und Wohlstand auch in unserer Ge¬ 
sellschaft in erschreckendem Maße 


zur Disposition stehen, Werte und 
Maßstäbe einem dramatischen Wan¬ 
del unterliegen, kann nicht genügend 
auf den radikalen Humanismus der 
Mathilde Franziska Anneke und ihr 
lebenslanges Streben nach einer bes¬ 
seren Welt hingewiesen werden. Sie 
hat, allen Schwierigkeiten und Schick¬ 
salsschlägen zum Trotz, ihre Ideale 
nicht nur propagiert, sondern sie auch 
selbst gelebt.“ 

Weitere ergiebige Quellen 

Von und über Franziska Anneke er¬ 
schienen neben ihren Memoiren über 
den „badisch-pfälzischen Kriegszug“ 
mehrere weitere Publikationen, dar¬ 
unter von Klaus Schmidt „Mathilde 
Franziska und Fritz Anneke. Eine 
Biographie“, Köln 1999. Das ausführ¬ 
liche Literaturverzeichnis enthält 
die zahlreichen Bücher und Schrif¬ 
ten Mathildes. Im gleichen Jahr er¬ 
schien in Münster ein Bericht von 
Wilfried Reininghaus: „Die Revolu¬ 
tion 1848/49 in Westfalen und Lippe“, 
über die Tagung der Historischen 
Kommission für Westfalen am 18./19 
Februar 1999 in Iserlohn, aus dem der 
Beitrag von Franz-Werner Kersting 
„Das Weib in Conflict mit den socia¬ 
len Verhältnissen. Frauen im Vormärz 
und in der Revolution 1848/49“ her¬ 
ausragte. Eindrucksvoll die 2004 von 
Erhard Kiehnbaum „Bleib gesund 
mein liebster Sohn Fritz ...“ veröf¬ 
fentlichten Briefe Mathilde Franzis¬ 
ka Annekes an Friedrich Hammacher, 
1846-1849. Online ist abrufbar: Anne¬ 
ke, Mathilde Franziska (Biographie 
im Internetportal „ Westfälische Ge¬ 
schichte “ des LWL). Gerhard Feldbauer 

Anmerkungen: 

1 Newark (New Jersey), später eine Wie¬ 
dergabe in den „German American An- 
nals“ (Philadelphia 1918), Nachdruck 
Bochum 1976. 

2 Karin Hockamp:„Von vielem Geist und 
großer Herzensgüte“. Mathilde Fran¬ 
ziska Anneke (1817-1884). Stadt Sprock¬ 
hövel & Stadt Hattingen. Universitäts¬ 
verlag Brockmeyer, Bochum 2012. ISBN: 
978-3-8196-0881-0. Euro 8,90. 


Bild unten: Gefecht bei Kirchheimbo¬ 
landen am 14. Juni 1849; mit der Fahne 
Mathilde Hitzfeldt 
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Vermittlung 

Michel Abdollahi, auf der einen Sei¬ 
te Redakteur beim NDR und zum an¬ 
deren Mitinitiator und Moderator des 
Poetry-Slam-Lapels „Kampf der Küns¬ 
te“, hat im Hamburger Ernst Deutsch 
Theater den mit 15 000 Euro dotierten 
Gustaf-Gründgens-Preis erhalten. Er 
spendete das Geld direkt für ein Pro¬ 
jekt zugunsten unbegleiteter Flücht¬ 
linge. 

2015 wurde er bekannt für seine 
Fernsehdokumentation „Im Nazidorf“. 
Rund vier Wochen lang hielt er sich in 
Jamel (Kreis Wismar) auf, Wohn- und 
Lebensmittelpunkt für nicht wenige 
Neofaschisten. Freimütig plauderten 
sie in die Kamera über ihre Ansichten 
und Absichten und offenbarten banal¬ 
brutale Ideen. In Jamel lebt, fast völlig 
isoliert, das Ehepaar Lohmeyer, denen 
2015 die Scheune abgefackelt wurde. 
Für diesen Film erhielt Abdollahi den 
Deutschen Fernsehpreis. 

Die Jury begründete ihre Entschei¬ 
dung damit, dass er ein Publikum für 
eine neue darstellende Kunstform 
begeistert und jungen Menschen den 
Zugang zu Sprache, Poesie und Thea¬ 
ter vermittelt habe. Michel Abdollahi, 
1981 in Teheran geboren, ist seit dem 
Jahr 2000 in der deutschsprachigen und 
europäischen Poetry-Slam-Szene aktiv. 

Geld und Geist 

In Düsseldorf gibt es heftigen Streit. 
Eine Gastdozentur an der Robert- 
Schumann-Musikhochschule soll ver¬ 
längert werden, der bisherige Profes¬ 
sor Dieter Falk, gewünscht von den 
Hochschulgremien und der Studenten¬ 
schaft als auch von der Stadt Düssel¬ 
dorf, möge bitte über das laufende Se¬ 
mester hinaus an der Hochschule tätig 
bleiben. Die Studierenden begründen 
ihre Bitte um Verlängerung mit seiner 
Nähe zur aktuellen Musikbranche, sei¬ 
nen umfassenden Stilkenntnissen und 
musikalischen Fähigkeiten. Die Stadt¬ 
spitze setzt sich politisch dafür ein, die 
Hochschule ist bereit, die Hälfte der 
jährlichen Kosten von 50 000 Euro 
zu tragen, aber die lokale Ampel-Ko¬ 
alition aus SPD, Grünen und FDP ist 
vehement dagegen. Die Begründung, 
es sei „nicht städtische Aufgabe, eine 
Stelle in einem Landesinstitut zu be¬ 
zahlen“, ist typisch für kulturpolitische 
Banausen. Die Hochschule selbst wird 
natürlich vom Land getragen, von die¬ 
ser Gastprofessur profitiert aber gera¬ 
de die städtische Kultur durch die von 
Falk gesuchte und gefundene Nähe zu 
den Künstlerinnen und Künstlern, die 
in Düsseldorf leben und arbeiten. 

Spannende Mediengeschichte 

In jahrelanger Arbeit hat Hans Sar- 
kowicz, Redakteur beim Hessischen 
Rundfund, eine Sammlung aus NS- 
Propaganda und den Gegenstimmen 
des vielfältigen Widerstandes zusam¬ 
mengestellt. 

In acht Hörbuch-CDs, komprimiert 
und kommentiert, erlebt der Hörer den 
deutlichen Kontrast zwischen faschis¬ 
tischen Kriegs- und Vernichtungsre¬ 
den und den eindringlichen Reden und 
Aufrufen der Antifaschisten. Sarkowicz 
wurde besonders im Deutschen Rund¬ 
funkarchiv fündig, aber auch in Mos¬ 
kauer und Washingtoner Archiven. Ein 
Radiokrieg fand statt, gegen das bom¬ 
bastische Getöse aus Berlin wurde nicht 
nur über die bekannten Sender gegen¬ 
gehalten, je näher die Front sich nach 
Deutschland schob, desto mehr Stör¬ 
attacken gegen die NS-Sender konn¬ 
ten erfolgreich durchkommen. Natür¬ 
lich hört man die sich überschlagenden 
Stimmen von Hitler, Goebbels, Göring 
und ihrer Vasallen, besonders wertvoll 
sind jedoch die mahnenden, emotio¬ 
nalen und aufklärerischen Reden und 
Aufrufe z.B. von Bert Brecht, Lion 
Feuchtwanger, Thomas Mann, Albert 
Einstein und deutscher Soldaten, die im 
Nationalkomitee Freies Deutschland 
arbeiteten und sich an ihre verblende¬ 
ten oder verängstigten Kameraden im 
Rock der Wehrmacht wendeten. 

Hans Sarkowicz: Geheime Sender. Der 
Rundfunk im Widerstand gegen Hit¬ 
ler. Hörbuch, acht CDs. Der Hörverlag, 
35 Euro 

Herbert Becker 


„Dem kommt keine Bedeutung zu“ 

Gerald Kersh gibt den Opfern von Lidice eine Stimme 



Die Täter ließen sich im zerstörten Lidice fotografieren. 


D udicka 1942. Im Morgengrauen 
eines Frühsommersommertages 
gestehen sich Anna und Max 
ihre Liebe. Es regnet Blumen, erst eine 
dann zwei, fünfzig, hundert Blüten er¬ 
blühen. Die Blumen sind Fallschirme. 
Wenig später erschüttern Maschinen¬ 
gewehrsalven Dudicka und Karl Ma¬ 
rek, der Dorfschullehrer sagt: „Das be¬ 
deutet Untergang.“ 

Gerald Kersh beginnt seinen Ro¬ 
man „Die Toten schauen zu“ allerdings 
ein paar Tage früher mit einem Blick 
in ein Quartier und in das Denken der 
SS-Schergen in der besetzten Tsche¬ 
choslowakei. Anwesend: SS-Obergrup- 
penführer von Bertsch. Gerade befin¬ 
det ein Oberst: „Slawen sind Sklaven.“ 
Bertsch antwortet in aller Seelenruhe: 
„Es liegt doch auf der Hand. Die Zeit 
wird diese Generation auslöschen. Wir 
werden der Zeit assistieren. Wir schöp¬ 
fen den Rahm ab und dekantieren ihn 
...“ Aber hier und jetzt müsse man sie 
sich untertan machen. Fünf Seiten spä¬ 
ter ist er tot. Niedergeschossen von ei¬ 
nem vorüberfahrenden Motorrad aus. 
Eine ungeheuerliche Racheaktion be¬ 
ginnt, an deren Ende Dudicka nicht 
mehr existiert. 

In 21 knappen Kapiteln stellt uns 
Gerald Kersh die Dorfbewohner vor. 
Da ist der bereits erwähnte Lehrer Karl 
Marek, stark, aufrichtig, klug und un¬ 
kompliziert. In seinem Haus sind so¬ 
wohl Anna (Adoptivtochter) als auch 
Karl (verwaister Neffe) aufgewachsen. 
Als Lehrer ist er bei den Kindern be¬ 
liebt, als Geschichtenerzähler bei allen. 
Otakar Blazek, den verarmten und ver¬ 
einsamten Metzger, trifft es als ersten. 
Roman Kafka spricht nur noch über 
die bevorstehende Niederkunft seiner 
Teresa mit Zwillingen. Es ist eine ganz 
normale Dorfgemeinschaft mit Bürger¬ 
meister, Priester, Wirt, Kollaborateur 
und Dorfdepp. Duda liebt Glänzendes, 
Glitzerndes, spricht kaum und lebt im 


Wald. Er versteckt Max und Anna. Und 
deren Schicksal lässt ein bisschen Thril¬ 
leratmosphäre aufkommen. 

Kurz nach den Fallschirmen fallen 
die Besatzer ins Dorf ein. Als letzter 
SS-Offizier Heinz Horner, klein, ele¬ 
gant, Brillengläser über unauffälliger 
Nase, unauffälliger Schnurrbart, der 
Mund - ein Messerschlitz. Alles hält 
den Atem an, wenn er die Bühne be¬ 
tritt, wenn er spricht. Nach einem län¬ 
geren Blick auf seine Taschenuhr stellt 
er fest: „Ich sehe keinen Grund, dass 
wir heute Abend nicht fertig sein soll¬ 
ten.“ Und so geschieht es. Ein Haupt¬ 
mann sammelt Metall, akribisch - „Es 
darf partout nichts übersehen wer¬ 
den“ - und verteilt es auf drei Hau¬ 
fen. Auch die Dorfbewohner werden 
in Haufen aufgeteilt. Männer in die 
Kneipe, Frauen in die Kirche, Kinder 
in die Schule. 

Alles läuft nach Plan. Da erscheint 
ein Major mit der Nachricht, das ge¬ 
fundene Motorrad könne unmöglich 


das Tatfahrzeug gewesen sein, die Ak¬ 
tion in Dudicka träfe Unschuldige und 
müsse abgebrochen werden. Darauf 
Horner: „Nun, ich denke, dem Ganzen 
kommt keine Bedeutung zu.“ Die Aus¬ 
löschung Dudickas ist längst beschlos¬ 
sen. Der Major stört den Ablauf und 
wird kurz darauf von einem Offizier 
erschossen. 

Dass es in „Die Toten schauen zu“ 
um die Liquidierung von Lidice geht, 
darüber lässt Gerald Kersh keinen 
Zweifel. Schon in der Widmung erin¬ 
nert er an die Opfer des Massakers. 
Heydrich ist in von Bertsch leicht zu er¬ 
kennen. Ebenso Himmler, der in Heinz 
Horner seine literarische Entsprechung 
findet. Geschrieben 1942, erschien der 
Roman ein Jahr später. Der Bestseller¬ 
autor Kersh hatte als britischer Soldat 
keinen Einblick in irgendwelche Akten. 
Sein Wissen bezog er aus Wochenschau 
und internationaler Presse. Das Nazi¬ 
regime brüstete sich mit dieser „Groß¬ 
tat“. 405 Menschen lebten in Lidice. Am 


9. Juni 1942 wurden 177 Männer im 
Alter von 14 bis 84 Jahren erschossen, 
die Frauen ins Konzentrationslager Ra¬ 
vensbrück verbracht, die Kinder - bis 
auf neun, die als „germanisierbar“ ein¬ 
gestuft wurden - ermordet. 

Nachdem von Dudicka nicht einmal 
ein Nagel mehr übrig ist, steht für Hor¬ 
ner außer Frage, dass dies das Ende des 
Widerstands in der Tschechoslowakei 
sei. Ein Irrtum! 

Kersh mutet seinen Lesern mit die¬ 
sem Roman viel zu. Dennoch, die Wär¬ 
me und das Mitgefühl mit denen er die 
Dörfler auf ihrem Weg in Tod oder Höl¬ 
le begleitet, machen die Bestialität der 
Barbaren erträglich. 

„Lesen ist das einzige Verb, das den 
Imperativ nicht verträgt.“ Diesem Satz 
von Daniel Pennac stimme ich zu. Die¬ 
ses Buch ist eine Ausnahme. Lest es. 

Ellen Beeftink 

GERALD KERSH 


y ie T©t* n 

schouen 



Gerald Kersh: Die Toten schauen zu. 
Pulp Master, Berlin 2016. 200 Seiten, 
12,80 Euro 


Verleger und Verlage 

Wie ein Büchermacher sich selbst mit „Büchermachern“ beschenkte 


Klaus Walthers neues Buch „Die Bü¬ 
chermacher“ gehört zu früheren Bü¬ 
chern des Autors über das Bücher¬ 
sammeln, Bücherlesen und Bücher¬ 
schreiben. Er ist Fachmann, denn sein 
Leben lang - und das dauerte auf den 
Tag genau am 25. März 2017 achtzig 
Jahre, herzlichen Glückwunsch nach¬ 
träglich! - hat er sich mit Literatur be¬ 
schäftigt. Er hat andere gelehrt, dar¬ 
unter Autoren wie Christa Wolf und 
Erik Neutsch, hat Schreibende in Zir¬ 
keln schreibender Arbeiter und in ei¬ 
nem Bezirkskunstzentrum der DDR 
angeleitet, hat sich in Buch- und Kul¬ 
turpolitik engagiert, „Tage der Litera¬ 
tur“ verantwortet, um Bücher an ihre 
Leser zu bringen und Autoren eine 
Öffentlichkeit zu verschaffen, und er 
hat viele Bücher geschrieben, darun¬ 
ter erfolgreiche Biografien über Her¬ 
mann Hesse, Karl May - Klaus Walther 
ist Sachse und wohnt lebenslang nicht 
weit von Mays Geburtsort entfernt -, 
über Erik Neutsch, als sich wenige 
noch für ihn interessierten, da er auch 
nach 1989 von seiner kommunistischen 
Überzeugung nicht lassen wollte - und 
Bodo Uhse. 

Er hat selbst auch Belletristik ge¬ 
schrieben: Kriminalromane, die nicht 
das Entsetzen über Verbrechen lust¬ 
voll ausstellen, sondern auf freundlich¬ 
nachdrückliche Weise nach den sozia¬ 
len Ursachen fragten. Seine Krimina¬ 
listen gehen mit Literatur von Schiller 
bis Zola, von Gerhart Hauptmann und 
Thomas Mann bis zu Arno Schmidt um, 
zitieren sogar Immanuel Kants Auslas¬ 
sung über das moralische Gesetz im 
Menschen. Nun also spricht er über 
Büchermacher und meint Verleger. 
Sein Begriff des Büchermachers setzt 
sich nicht nur von dem mehrdeutigen 
Begriff des Verlegers ab, der früher in 
der Heimindustrie ein Instrument der 
Ausbeutung war, sondern akzentuiert 


den „Macher“. Der aber ist, wie Wal¬ 
ther als Prinzip seiner Auswahl mitteilt, 
„ein Stück unvergänglicher Kulturge¬ 
schichte“. 

Begrenzung war angesagt. Spricht 
man von berühmten Verlegern, fallen 
für die deutsche Klassik Göschen und 
Cotta ein, in der Zeit des Sozialisten¬ 
gesetzes 1878-1890 war der Schweizer 
Verlag Schabelitz von Bedeutung, der 
die deutschen Exilautoren aufnahm, 
usw. Klaus Walthers betrachtet das Wir¬ 
ken von Verlegern des 20. Jahrhunderts, 
weil sich für ihn die Entwicklung der 
Gesellschaft im 20. Jahrhundert deut¬ 
licher als zuvor in Verlagsentwicklun¬ 
gen spiegelt. 

Das Buch, das eine Auswahl von 
Verlegern in unterhaltsam-feuilleto- 
nistischer Weise darstellt, beginnt mit 
Samuel Fischer. Das erklärt sich mit 
dessen Bedeutung für die aus der na¬ 
turalistischen Bewegung kommenden 
Autoren, von Hermann Bahr bis Ger¬ 
hart Hauptmann, von Max Kretzer bis 
zu Thomas Mann, der sich selbst noch 
zu den Naturalisten zählte. Naturalis¬ 
mus, der in seinen Anfängen bis zu den 
Anfängen des Sozialistengesetzes 1878 
reichte, war nicht nur eine Bewegung, 
sondern ein Programm, das den Ver¬ 
nachlässigten der Gesellschaft einen 
Platz in der Literatur einräumte. Klaus 
Walther verzettelt sich nicht in Daten¬ 
fülle und Namensnennungen, sondern 
macht mit ausgewählten Anekdoten 
die Verlage und ihre Verleger leben¬ 
dig, im Falle Fischers mit der Verlags¬ 
geschichte von Thomas Manns Bud¬ 
denbrooks und den Ausgestaltungs¬ 
wünschen Richard Dehmels für seine 
Bücher, einer der heitersten, wenn 
auch ursprünglich ganz ernst gemein¬ 
ten Beiträge des Buches. Neben Fi¬ 
scher steht Eugen Diederichs, der sei¬ 
nen in Florenz gegründeten Verlag mit 
einer Geschichte der Revolution von 


1848 bekannt machte, geschrieben von 
Hans Blum, dem Sohn des hingerich- 
teten Abgeordneten der Frankfurter 
Nationalversammlung Robert Blum. 
Albert Langen griff mit seiner gesell¬ 
schaftskritischen Zeitschrift Simplicis- 
simus das Kaiserreich an und musste 
deshalb nach Paris fliehen. 

Es können nicht alle genannt wer¬ 
den, denen Aufmerksamkeit geschenkt 
wird; das liest jeder am besten selbst: 
Rowohlt ist dabei mit seinen Autoren 
Johannes R. Becher und Hans Fallada; 
der Verleger wurde aus der Reichskul¬ 
turkammer ausgeschlossen, als er eine 
jüdische Angestellte nicht entließ. 1950 
begann er mit den rororo-Bänden „die 
erste Taschenbuchreihe auf dem deut¬ 
schen Buchmarkt“. Piper, Suhrkamp, 
Unseld, andererseits der Aufbau-Ver¬ 
lag, für den Johannes R. Becher eine 
Lizenz der Sowjetischen Militäradmi¬ 
nistration bekommen hatte. Zu ergän¬ 
zen wäre, dass die Gesamtplanung von 
Verlagen und Veröffentlichungen in 
der sowjetischen Besatzungszone be¬ 
reits während der letzten Kriegszeit in 
den Reihen der sowjetischen Kulturof¬ 
fiziere - Dymschitz,Tulpanow, Fradkin, 
Weiss wären u.a. zu nennen - begon¬ 
nen hatte. Die von Walter Victor be¬ 
gründete Reihe der Lesebücher für un¬ 
sere Zeit wird genannt - von Goethe, 
Schiller, Heine, Büchner bis zu Brecht 
und Bredel, von Puschkin, Tolstoi bis 
Gorki, von Shakespeare bis zu Swift, 
von Petöfi bis Mickiewicz und viele 
andere; sie war mit ihrer Ausstattung 
(Ganzleinen, Abbildungen, ca. 500 S.) 
und ihrem Preis (6,50 M) eine Stern¬ 
stunde verlegerischer Politik, wie ich 
meine. Ich habe sie von Beginn an 
gesammelt. Dass Klaus Walther die 
Literatur der DDR ausführlich be¬ 
trachtet, geht auch auf seine Verbun¬ 
denheit mit ihr zurück: Er war Lektor 
und freischaffender Autor, er beriet 


Christa Wolf ebenso wie andere Auto¬ 
ren des Mitteldeutschen Verlages und 
des Greifenverlages, die sich ebenso in 
dem Band finden wie Hans Marquardt 
und der Leipziger Reclam-Verlag, El¬ 
mar Faber mit dem Verlag Faber & 
Faber und der Hinstorff-Verlag und 
viele andere. Besonders interessant 
am Schluss: Klaus Walther beschreibt 
auch seine Erfahrungen als Verleger in 
seinen „kleinen Verlagen“. 

Das Buch wird zu einer unterhalt¬ 
samen Literaturgeschichte des 20. Jahr¬ 
hunderts. Zahlreiche Illustrationen und 
ein umfangreiches Register sowie eine 
Bibliografie zu ausgewählten Verlegern 
und Verlagen verlocken zu weiterer 
Lektüre und vergrößern die Lesefreu¬ 
de. Rüdiger Bernhardt 



KLAUS WALTHER 

DIE BÜCHERMACHER 

Von Verlegern und 
ihren Verlagen 

Qyintus 

Klaus Walther: Die Büchermacher. Von 
Verlegern und ihren Verlagen. Berlin: 
Ouintus-Verlag, 176 S., 20.- Euro 
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Bundesland 

erforderl. Anzahl 

Stand 1. April 

in Prozent 

Baden-Württemberg 

2 000 

1445 

72,25 

Bayern 

2 000 

1650 

82,50 

Berlin 

2 000 

1150 

57,50 

Brandenburg 

2 000 

419 

20,95 

Bremen 

484 

383 

79,13 

Hamburg 

1282 

790 

61,62 

Hessen 

2 000 

1102 

55,10 

Mecklenb.-Vorpommern 

1351 

322 

23,83 

Niedersachsen 

2 000 

836 

41,80 

NRW, Rheinland 

1 000 

450 

45,00 

NRW, Ruhr 

1 000 

1243 

124,30 

Sachsen 

2 000 

434 

21,70 

Sachsen-Anhalt 

1931 

IOO 

5,18 

Schleswig-Holstein 

2 000 

398 

19,90 

Thüringen 

1834 

350 

19,08 

gesamt 

24882 

11072 

44,50 


Knapp die Hälfte zusammen 

Unterschriftenbarometer zur Bundestagswahl 

Für ihre beabsichtigte Kandidatur zur Bundestagswahl muss die DKP in den gro¬ 
ßen Bundesländern 2 000 Unterstützungsunterschriften, in den kleineren etwas 
weniger sammeln. In 14 der 16 Bundesländer hat die Partei Landeslisten aufge¬ 
stellt. 

Die DKP hat bisher knapp die Hälfte der erforderlichen Unterschriften für 
die Absicherung der Landeslisten zur Bundestagswahl gesammelt. Die obenste¬ 
hende Tabelle gibt Aufschluss darüber, wie viele Unterschriften eine Bezirks- bzw. 
Landesorganisation der DKP sammeln muss und wie viele - in absoluten Zahlen 
und in Prozent - davon mit Stand am 1. April vorliegen. Die UZ wird weiterhin 
monatlich die aktuelle Entwicklung des Standes der Unterschriften darstellen. 

Zu diesen erforderlichen Unterschriften ist noch ein Puffer erforderlich, er¬ 
fahrungsgemäß ist es sinnvoll, etwa zehn Prozent mehr als die Mindestzahl zu 
sammeln. Zudem werden voraussichtlich etwa 20 Mitglieder der DKP als Di¬ 
rektkandidaten aufgestellt, für die jeweils 200 Unterstützungsunterschriften er¬ 
forderlich sind. 


Infostände in Nürnberg 

Am vergangenem Samstag fanden in Lauf (DKP Nürnberger Land) und in Nürn¬ 
berg Infostände der DKP statt. Das Ergebnis waren jeweils 19 Unterschriften für 
die Kandidatur zu den Bundestagswahlen. In der Summe haben bisher die DKP- 
Nürnberger Land 70 und die DKP Nürnberg 610 Unterschriften gesammelt. 

Text und Fotos: Gustl Ballin 



Der Infostand in Lauf war der erste seit 1989. 



In Nürnberg wurden zudem bei dem Stand noch 100 UZ verteilt. 


Sachsens Glanz und 
Preußens Gloria 

Berliner Besuch zur Leipziger Messe 


A ls am 29. August 1756 preußi¬ 
sche Truppen unter Führung 
Friedrichs II. in Sachsen ein¬ 
marschierten, regierte in Dresden 
Kurfürst Friedrich August II., der als 
leidenschaftlicher Gemäldesammler 
bekannt war und wenig von den politi¬ 
schen Ambitionen seines Vaters „Au¬ 
gusts des Starken“ mit sich brachte. 
Folgerichtig verlief der siebenjährige 
Krieg für Sachsen kurz und erfolglos: 
Hoffnungslos unterlegen, kapitulierte 
am 16. Oktober die schlecht organi¬ 
sierte Armee bei Pirna der hart gedrill¬ 
ten preußischen. Nichts charakterisiert 
das sächsisch-preußische Verhältnis 
seitdem treffender als der Titel einer 
DDR-Fernsehserie nach dem histori¬ 
schen Romanzyklus des polnischen Au¬ 
tors Jözef Ignacy Kraszewski: Während 
Dresden durch seine barocken Kunst¬ 
schätze glänzt, erlangte Preußen durch 
militärische Siege politische Weltgel¬ 
tung. 

261 Jahre später überquert ein Ber¬ 
liner abermals die sächsische Grenze, 
um seinen Leipziger Genossen wäh¬ 
rend der Buchmesse bei der Samm¬ 
lung von Unterschriften für die Bun¬ 
destagswahl zu helfen. Als wir uns an 
der Bushaltestelle treffen, interessiert 
er sich kaum für Sehenswürdigkeiten, 
sondern schmiedet Pläne. Termine und 
Tagesabläufe sind rasch benannt, und 
mir schwant in den ersten Minuten un¬ 
serer Begegnung: Das wird kein ent¬ 
spannter Urlaub. Als ob die sächsisch¬ 
preußische Geschichte ihre Schatten 
voraus wirft, sitzen wir zwei Tage spä¬ 
ter am Bahnsteig der Leipziger Messe 
und schweigen uns an. Die Luft riecht 
nach Pulverdampf, und jedes Wort 
könnte einen Streit entfachen, der 
dem siebenjährigen Krieg kaum nach¬ 
stehen würde. Stein des Anstoßes sind 
sächsische Verhältnisse, die denen vor 
250 Jahren gleichen: Mangel an Mate¬ 
rial und schlechte Organisation. Wäh¬ 
rend die Besucher dicht gedrängt auf 
das Messegelände strömen und keiner 
sie um Unterschriften bittet, fehlen auf 
dem Messe-Stand der UZ gerade ein¬ 
mal wieder die sächsischen Formblät¬ 
ter. Und es wird nicht das letzte Mal 


sein, dass wir - statt unsere Pläne zu 
verwirklichen - die umständliche Fahrt 
zur Messe zurücklegen, um für Nach¬ 
schub an Material zu sorgen. 

Dabei verläuft der erste Tag unse¬ 
rer gemeinsamen Arbeit ertragreich. 
Vor einem öffentlichen Gewerkschaf¬ 
ter-Treffen sammeln wir in kurzer Zeit 
einige Unterschriften und zählen am 
Ende einer Odyssee entlang verschie¬ 
dener politischer Veranstaltungen et¬ 
was mehr als 20 ausgefüllte Formblät¬ 
ter. Mit einem Filmabend oder einer 


selbst gemachten Kartoffelsuppe er¬ 
halten wir zwischen unseren Streif¬ 
zügen die sächsisch-preußische Klas¬ 
senbrüderschaft, und auch indem wir 
uns Zeit nehmen, ab und zu getrennte 
Wege zu gehen. 

Sachsen ist nicht Berlin: Hier ticken 
die Uhren langsamer, was man schon 
an den Rolltreppen und S-Bahn-Tü- 
ren feststellen kann, und die Menschen 
sind konservativer als in der Haupt¬ 
stadt. Sachsen diskutieren weniger, be¬ 
merkt mein Berliner Genosse, und das 
schweigsame Abwinken gehört zu den 
Erfahrungen, die man beim Anspre¬ 
chen von Passanten hier zwangsläufig 
macht. Dennoch trifft man manchmal 
auf jene, die das Klemmbrett wortlos 
in die Hand nehmen und das Formblatt 
ausfüllen, als sei die Unterstützung ei¬ 
ner kommunistischen Partei das Selbst¬ 


verständlichste der Welt. Immer wie¬ 
der begegnen uns die Fragen, was eine 
kommunistische Partei ist, welche Ziele 
wir als Kommunisten verfolgen oder ob 
unsere Kandidatur die linke Bewegung 
in Deutschland spalten könnte. Immer 
wieder erteilen wir Auskunft und dis¬ 
kutieren und immer wieder geben wir 
Flyer aus der Hand für das Verspre¬ 
chen, sich die Sache noch einmal in 
Ruhe zu überlegen. 

Vielleicht ist es kein Zufall, dass 
wir bei sonnigem Frühlingswetter aus¬ 


gerechnet auf der „Sachsenbrücke“, wo 
viele Leipziger ihren Samstagnachmit¬ 
tag im Park am Elsterflutbett verbrin¬ 
gen, unseren größten Sammelerfolg 
erleben: In einer Stunde erhalten wir 
20 Unterschriften. Unsere persönliche 
Bilanz spricht eine deutliche Sprache 
über preußischen Ruhm und sächsische 
Gemütlichkeit: Es steht 5 zu 15 für Ber¬ 
lin. Mit mehr als 100 Unterschriften für 
Sachsen werden wir ein bewegtes und 
erfolgreiches Wochenende beschließen. 
So bleibt vieles gleich, doch eins ist 
anders als vor 250 Jahren: Heute tren¬ 
nen wir uns nicht als Feinde in einem 
feudalen Krieg, sondern als Genossen, 
die zwar noch einiges über ihren unter¬ 
schiedlichen Charakter lernen müssen, 
aber ein gemeinsames Ziel verfolgen, 
und wir freuen uns auf ein Wiederse¬ 
hen. Saskia Wieck 



Dicke Bretter bohren 

Bisherige Erfahrungen zum Bundestagswahlkampf in Brandenburg 


Zugegeben: Beim Sammeln von Unter¬ 
schriften sind wir bisher kaum aus dem 
Knick gekommen. Bisher haben wir in 
Cottbus mit seinen knapp 100 000 Ein¬ 
wohnern gerade mal 30 gesammelt. Da 
ist noch viel Luft nach oben. 

Bei der letzten großen Wahl hat ein 
einzelner Genosse von uns über 400 
Unterschriften gesammelt. Beharrlich 
schritt er von Wohnblock zu Wohn¬ 
block und von einer Wohnungstür zur 
nächsten, sagte hunderte Male seinen 
Text auf und ließ sich nicht davon ab- 
schrecken, dass wohl die meisten Türen 
vor ihm zugeschlagen wurden. Als er 
vor zwei Jahren starb, war allen klar, 
dass wir bei der nächsten Wahl große 
Probleme bekommen würden, die nöti¬ 
gen Unterschriften zu bekommen. 

Nun stehen wir vor dem Problem, 
und auf die Frage, warum es uns an¬ 
deren so schwer fällt, ist keine leich¬ 
te Antwort zu geben. Es ist sicherlich 
auch keine Ausrede, wenn ich darauf 
verweise, dass von denen, die über¬ 
haupt noch etwas machen können, fast 
alle in Beruf und Studium eingebunden 
sind oder sich um kleine Kinder küm¬ 
mern müssen. Zeit für politische Arbeit 
ist da knapp. 

Wir waren aber nicht untätig. Durch 
unsere Bündnisarbeit in den letzten 
Jahren ist es uns gelungen, unsere Ak¬ 
zeptanz in der Bevölkerung zu erhö¬ 
hen - was sich auch daran zeigt, dass wir 
aus den Bündnissen mehr Unterschrif¬ 
ten bekommen als in den Jahren zuvor. 
Günstige Gelegenheiten bieten sich 


noch - unter anderem durch das von 
uns getragene Cottbuser Friedensbünd¬ 
nis: Zu einem Vortrag des Friedensfor¬ 
schers Daniele Ganser werden etwa 500 
Menschen erwartet, von denen sicher¬ 
lich einige unterschreiben werden, und 
aller Voraussicht nach wird auch der 
2.Niederlausitzer Ostermarsch größer 
ausfallen als im letzten Jahr. 

Dennoch bleibt es schwer. In Ge¬ 
sprächen wird uns entgegnet, wir wür¬ 
den durch unseren geplanten Wahlan¬ 
tritt die Partei „Die Linke“ schwächen. 
Es ist müßig, den Menschen immer wie¬ 
der zu erklären, welchen Unterschied 
es in unseren Zielsetzungen gibt und 
warum unser Wahlantritt notwendig ist. 
Oftmals - so mein Eindruck - wird das 
auch gar nicht verstanden, oder man 
will es nicht verstehen. 

In Brandenburg gibt es viele Ge¬ 
schichten zu erzählen, wo „Die Linke“ 
einfach nur enttäuscht hat oder Poli¬ 
tik gegen „den kleinen Mann“ macht. 
Als ich letzte Woche beim Stammtisch 
von Attac war und die Diskussion auf 
dieses Thema kam, wurde mir gesagt, 
dass „Die Linke“ diese Entwicklung 
nur nehmen konnte, weil Leute wie ich 
nicht in ihr organisiert seien und so die 
Karrieristen frei schalten und walten 
könnten. Wir sind also Schuld an der 
sozialdemokratischen Linkspartei? Mir 
scheint, es gibt noch so manches dicke 
Brett zu bohren. 

Es zeigt sich wieder einmal, dass 
es nicht ausreicht, lediglich in Wahl¬ 
kampfzeiten mit einem Programm 


und einem Unterschriftenformular in 
der Hand in Fußgängerzonen oder am 
Stammtisch ad-hoc Gespräche zu füh¬ 
ren, die nicht wirklich vertieft werden 
können. Es reicht nicht, nur bei diesen 
Gelegenheiten die Positionen der DKP 
zu propagieren und sich ins Gespräch 
zu bringen. 

Kontinuierliche Arbeit ist nötig, 
dort, wo man lebt, arbeitet, in den 
Schulen, Kindergärten, Hochschulen, 
einfach überall, wo sich das Leben ab¬ 
spielt. Nur wenn wir dort sind, wo die 
Menschen sind, werden wir etwas über 
ihre Nöte und Ängste erfahren, mit ih¬ 
nen reden können, unsere Positionen 
verbreiten und Vertrauen gewinnen 
können. 

Das letzte Jahr hat in Cottbus auch 
gezeigt, dass es nicht schwer ist, sich so 
etwas wie einen Namen zu machen, nur 
indem man Missstände öffentlich an¬ 
spricht, unbequeme Fragen stellt und 
sich auch gegen den Druck des Esta¬ 
blishments durchsetzt. Es ist der Ein¬ 
druck entstanden, dass viele Menschen 
nur auf eine Kraft warten, die sich tat¬ 
sächlich ihrer Probleme annimmt und 
den Konflikt mit den Herrschenden 
nicht scheut. 

Einer Erkenntnis bin ich mir sehr 
sicher: Wenn die DKP damit anfängt, in 
dieser Weise selbstbewusst aufzutreten, 
wird es ihr auch abgenommen, dass sie 
tatsächlich etwas im Land ändern will, 
und dann wird sie auch größere Unter¬ 
stützung aus der Bevölkerung erfahren. 

Bernd Müller 
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„Wie sollen wir denn 
gucken?" 

Szenen eines Drehtags für einen TV-Wahlspot der DKP in NRW 



Die Kamera sieht alles: Die Akteure haben sichtlich Spaß beim Infostand. 


D ie DKP in NRW kandidiert nach 
langer Zeit das erste Mal wieder 
zur Landtagswahl. Und zum ers¬ 
ten Mal dürfen wir einen Wahlwerbe¬ 
spot für das Fernsehen machen und 
auch einen für das Radio. Wie packen 
wir unsere Positionen und Forderun¬ 
gen in 90 Sekunden? Wie stellen wir 
die DKP dar? Wen erreichen wir da¬ 
mit? Diese Fragen wurden diskutiert, 
ein Text abgestimmt, Szenen entwor¬ 
fen. Eine einfache Sprache finden, die 
dennoch nicht platt ist, zeigen, dass 
wir aktiv und in Bewegung sind, keine 
Wahlversprechen machen, sondern auf¬ 
fordern, sich selbst zu bewegen - darauf 
hat sich das Team verständigt. Ob die 
Umsetzung gelungen ist, werden ande¬ 
re entscheiden. Das Team ist - ohne Ei¬ 
telkeit - erst mal zufrieden. 

Der Tag verspricht schön sonnig zu 
werden. Um 8.00 Uhr am Morgen ist 
es dennoch kühl und die ersten Port¬ 
rät-Aufnahmen für den DKP-Wahlspot 
beginnen. Selbstbewusst in die Kame¬ 
ra gucken und einen kurzen Text spre¬ 
chen, das ist die Aufgabe. Schal ab trotz 
Kälte, noch einen Schritt auf die Kame¬ 
ra zugehen und nicht die Stirn in Fal¬ 
ten legen - die drei Genossinnen und 
Genossen liefern ab und alle sind zu¬ 
frieden. Parallel sind in einer Wohnung 
direkt am Drehort elf Genossinnen und 
Genossen „in der Maske“, bekommen 
ein wenig Farbe ins Gesicht, jede und 


jeder soll gut aussehen, aber nicht über¬ 
trieben geschminkt. 

Alle haben den Drehplan und den 
Text für diesen Tag erhalten, sind gut 
gelaunt und geduldig. Die, die gerade 
nicht gebraucht werden, sitzen bei ei¬ 
nem Kaffee in der Küche und tauschen 
ihre Erfahrungen aus echten Unter- 
schriften-Sammel-Aktionen aus. Die 
Unterschriften sind komplett, deshalb 
sind alle entspannt und ein Infostand 
muss nur „gespielt“ werden. 

Alle bauen zusammen den Stand 
auf, Landtagswahlprogramm, die vier 
tollen DKP-Plakate, die UZ und auch 
ein paar kleine Werbeartikel liegen 
auf dem Tisch. Mittlerweile tummeln 
sich dort alle Darstellerinnen, spie¬ 
len Passanten und lassen sich von der 
Infostand-Belegschaft überzeugen, 
DKP zu wählen. Die Stimmung ist 
schon fast ausgelassen und es wird da¬ 
rüber diskutiert, dass ein Stand wirk¬ 
lich Spaß machen kann, wenn wir so 
viele sind. Ehemann und Sohn einer 
Kandidatin, Tochter und Enkel einer 
anderen Kandidatin kommen zu Be¬ 
such, eine Genossin hat ihren Hund 
mitgebracht, es ist bunt und durch¬ 
einander und gibt ein schönes Bild 
für die Kamera. Etwas überrascht sind 
alle, als tatsächlich eine fremde Frau 
an den Stand kommt und mit DKP- 
Feuerzeug und UZ in der Hand zu¬ 
frieden wieder geht. 


Bevor weitere Tonaufnahmen für 
den Film und auch für den Radiospot 
in einem als Tonstudio hergerichteten 
Raum gemacht werden können, steht 
die größte Herausforderung noch an. 
Siw Mammitzsch, auf Platz 1 der Lan¬ 
desliste der DKP in NRW, muss im Ge¬ 
hen einen Text in die Kamera sprechen 
und hinter ihr läuft die ganze Gruppe. 
Das ist gar nicht so einfach: der Kame¬ 
ramann filmt mit einer Handkamera 
und muss rückwärts laufen. Diese Sze¬ 
ne wird insgesamt sechs Mal gedreht, 
auch Hund Rocky hat kein Problem, 
immer wieder an den Ausgangspunkt 
zurückzukehren und: „Action“. Der 
Kameramann gibt immer wieder Hin¬ 
weise, aber eins war allen noch unklar. 
„Wie sollen wir denn gucken?“ fragt 
ein Genosse. „Kommunistisch“ ist die 
Antwort und alle haben Spaß und gu¬ 
cken auch so, bis die Szene erfolgreich 
im Kasten ist. 

Unser erster TV-Spot ist nach fünf 
Stunden gefilmt und gesprochen - am 
liebsten würden alle den fertigen Film 
sofort sehen. Aber ein bisschen dauert 
das noch. Die Arbeit leisten die Pro¬ 
fis, die uns den ganzen Tag betreut ha¬ 
ben, also Schnitt, Vertonung, Textein¬ 
blendungen, das ist die Aufgabe nach 
einem Drehtag. Umso spannender 
wird es, wenn der Film tatsächlich aus¬ 
gestrahlt wird. 

Das Wahlkampfteam der DKP Ruhr-Westfalen 


Nur nicht nachlassen 


An Rhein und Ruhr der nächste Schritt 



Die Absicherung der Kandidatur zur 
Landtagswahl NRW am 14. Mai, so¬ 
wohl der Landesliste als auch den 14 
Direktkandidaturen sind erfolgreich 
und mit viel Einsatz geschafft worden. 
Jetzt werden die Hände nicht in den 
Schoß gelegt, sondern es gilt, bei Info¬ 
ständen und Nachbarschafts- und Kol¬ 
legengesprächen die politischen Forde¬ 
rungen der Partei bekannt zu machen. 

Um unsere Vorstellungen, wie und 
was in unserem Land geändert werden 
muss, gibt es das Landeswahlprogramm 
mit den präzisen Zahlen zu sozialem 
Wohnungsbau, zu neuen Schulen, Ju¬ 
gendzentren und Kitas, zur deutlichen 
Erhöhung der Zahl der Beschäftigten 
in Krankenhäusern, Schulen, Kinder¬ 
gärten und in vielen weiteren Berei¬ 
chen. 

Mit der Aussage „Auch Milliardä¬ 
re und Millionäre haben das Recht, 
Steuern zu zahlen! Eine zweiprozen¬ 
tige Millionärssteuer auf alle Vermö¬ 
gen von mehr als einer Million Euro!“ 
startet eine neue Unterschriften-Kam- 


Beginn der Plakatierung in Düsseldorf 

pagne, die in den nächsten Wochen an- 
laufen wird. 

Stell Dir vor: Du kannst Dein Kind/ 
Dein Enkelkind auf eine Schule schi¬ 
cken, die saniert und mit allem aus¬ 
gestattet ist, was für einen sinnvollen 
Unterricht nötig ist und mit so vielen 
Lehrern und Sozialarbeitern, dass we¬ 
der die Kinder noch die Erwachsenen 
unter Überforderung leiden. 

Stell Dir vor: Du kannst Deine El¬ 
tern/Deine Großeltern, wenn es not¬ 


wendig ist, in ein Alten- oder Pflege¬ 
heim bringen, das den Wünschen und 
Anforderungen an ein menschenwür¬ 
diges Leben im Alter gerecht wird, das 
gut ausgestattet ist und über genügend 
Fachkräfte verfügt. 

Stell Dir vor: Du musst in ein Kran¬ 
kenhaus und dort hat man genügend 
Zeit für Dich, Ärzte und Pfleger sind 
nicht in ständiger Hetze und die medi¬ 
zinische Versorgung ist optimal. 

HB 


Landtaaswahl NRW 14. Mai 
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14 Direktkandidaturen 
in NRW abgesichert 


Wahlkreis 

Kandidat/Kandidatin 

13 Köln 1 

Walter Stehling 

19 Köln VII 

Wolfgang Bergmann 

41 Düsseldorf II 

Uwe Koopmann 

65 Essen 1 - Mülheim II 

Siw Mammitzsch 

66 Essen II 

Marion Köster 

67 Essen III 

Diana Kummer 

68 Essen IV 

Peter Köster 

69 Recklinghausen 1 

Werner Sarbok 

70 Recklinghausen II 

Detlev Beyer-Peters 

71 Recklinghausen III 

Antje Potratz 

75 Gelsenkirchen II 

Gabi Wieczorek 

76 Bottrop 

Michael Gerber 

84 Münster 1 

Manfred Stolper 

85 Münster II 

Stefan Niehoff 


Neue Erfahrungen 

DKP-Kandidaten beim Westdeutschen Rundfunk 


Der Westdeutsche Rundfunk (WDR) 
hat eine Reihe von Interviews auch mit 
Kandidatinnen und Kandidaten der 
DKP zur Landtagswahl aufgezeichnet. 
Diese Interviews sollen ungekürzt und 
ungeschnitten ausgestrahlt werden. Di¬ 
ana Kummer berichtet von ihren Auf¬ 
nahmen: 

„Es ist nicht das erste Mal, dass 
ich für die DKP zu einer Wahl antre¬ 
te. Aber es ist das erste Mal, dass ich 
offensiv für die DKP unterwegs bin. 
Neben Unterschriften sammeln, Akti¬ 
onen planen und Infostände begleiten, 
gehört diesmal auch die Teilnahme am 
,WDR Kandidatencheck’ dazu. 

An 13 verschiedenen Standorten in 
NRW werden die Aufnahmen gemacht. 
Über 200 Kandidaten nehmen daran 
teil. Darunter auch einige unserer Ge¬ 
nossinnen und Genossen. In vier Mi¬ 
nuten sollen möglichst 12 Fragen zu 
unterschiedlichen Themengebieten 
beantwortet werden. Jede Kandidatin 
und jeder Kandidat bekommt die sel¬ 
ben Fragen gestellt, egal welcher Partei 
sie oder er angehört. 

Die richtigen Antworten in der 
kurzen Zeit zu geben, ist schon schwer 


genug. Wenn man noch nie vor einer 
Kamera stand, steigt die Nervosität ins 
Unermessliche. Kurz sagen, wer man ist 
und welcher Partei man angehört - und 
schon liefen die vier Minuten. 

Kurze, aber genaue Antworten ge¬ 
ben. Immer das Sofortprogramm für 
NRW im Hinterkopf - und für die Mo¬ 
ral in der Hand. 

Schnell war alles vorbei. Die Mit¬ 
arbeiter beim WDR waren freund¬ 
lich und hilfsbereit. Trotzdem war es 
mir wichtig, eine Genossin zur mora¬ 
lischen Unterstützung dabei zu haben. 
Auch wenn sie nicht mit ins Aufnahme¬ 
studio hinein durfte, war es viel wert, 
nach dem Interview auf eine Genossin 
zu treffen und anschließend gemeinsam 
einen Kaffee zu trinken. 

Obwohl ich mir nicht sicher bin, ob 
die Aufnahmen gut sind oder ob ich 
steif und hölzern bei den ,Zuschauern’ 
ankomme, war das Interview eine gute 
Übung und Erfahrung im Umgang mit 
den Medien. Der Umgang mit den Me¬ 
dien ist für uns in der DKP nicht alltäg¬ 
lich, weshalb wir solche Möglichkeiten 
nutzen sollten, um uns und unsere Po¬ 
sitionen bekannt zu machen.“ 


AfD offen für Faschisten 

DKP Bottrop lehnt Wahlzulassung ab 


Die DKP Bottrop lehnt die Zulassung 
des Wahlvorschlags der AfD zur NRW- 
Landtagswahl ab. Manfred Plümpe 
(DKP) sagte dazu im Kreis-Wahlaus¬ 
schuss: „Die AfD ist eine nationalis¬ 
tische, ausländerfeindliche Partei und 
offen für Faschisten. Nach dem verfas¬ 
sungswidrigen NPD-Urteil halten wir 
uns an den antifaschistischen Auftrag 
des Grundgesetzes und den Artikel 139.“ 
Max Reimann war als Mitglied des 
Parlamentarischen Rates an der Erar¬ 
beitung des Grundgesetzes beteiligt, 
hat mit Nein gestimmt, weil mit dem 
Grundgesetz die Teilung Deutschlands 
festgeschrieben wurde. Er sagte voraus 
„ Es wird jedoch der Tag kommen, da 
wir Kommunisten dieses Grundgesetz 
gegen die verteidigen werden, die es 
angenommen haben!“ 

Entsprechend haben sich die Kom¬ 
munisten immer verhalten, gegen die 


Übernahme der Naziverbrecher in 
Staat und Wirtschaft, gegen die Wie¬ 
derbewaffnung, gegen die Notstands¬ 
gesetze und Berufsverbote. Aktuell 
gegen Aufrüstung und den weltweiten 
Kriegseinsatz der Bundeswehr sowie 
gegen gemeinsame Übungen von Bun¬ 
deswehr und Polizei im Inneren. 

Die AfD hat wie Trump in den USA 
über Monate mit einem Wechselbad 
aus faschistischen und ausländerfeind¬ 
lichen Entgleisungen und anschließen¬ 
den Dementis die Medien beherrscht 
und ein unzufriedenes Wählerpotential 
an sich gebunden. Von Seiten der CSU 
wurden ihre Argumente aus wahltakti¬ 
schen Erwägungen hoffähig gemacht. 
Eine Zulassung der AfD zur NRW- 
Landtagswahl widerspricht dem anti¬ 
faschistischen Auftrag des Grundgeset¬ 
zes nach Artikel 139. 

Manfred Plümpe 
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Wir müssen Abschied nehmen 
von unserer Genossin und Freundin 

Ria Federmann 

die uns kurz vor ihrem 86. Geburtstag verlassen hat. 

Mit Ria verlieren wir eine Genossin, die seit ihrer Jugend¬ 
zeit mit unserer Partei verbunden war und sich für Frie¬ 
den und Sozialismus eingesetzt hat. 

Fast 50 Jahre half Sie beim Internationalen Solidari- 
täts- Basar für die Völker der 3. Welt beim Verkauf von 
gestrickten Strümpfen und Pullovern. Im Laufe ihres 
Lebens hat sie in verschiedenen Funktionen gearbeitet: 
Im Gruppenverstand, als Kassiererin und im Senioren- 
Arbeitskreis. Bei unseren Parteiveranstaltungen war sie 
immer beim Verkauf tätig. Bis zu ihrer schweren Krank¬ 
heit konnte man sich immer auf Ria verlassen. Ihre gro¬ 
ße Leidenschft war das Tanzen. Dafür hat sie sich trotz 
ihrer Arbeit versucht Zeit zu nehmen. 

Wir werden Ria in guter Erinnerung behalten, sie wird 
uns fehlen. 

Genossinnen und Genossen der DKP Bezirk Bremen. 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung 
findet am Mittwoch, dem 12. April, um 12.30 Uhr in 
der Kapelle des Waller Friedhofes, Im Freien Meer 32, 
28219 Bremen, statt. 


Günter Judick 

15. Dezember 1929 - 23. Februar 2017 

Herzlichen Dank 

sagen wir allen, die sich in stiller Trauer mit uns verbun¬ 
den fühlten und ihre Anteilnahme in vielfältiger Weise 
zum Ausdruck brachten. 

Ein besonderer Dank gilt allen Genossen, Freunden, 
Nachbarn, Bekannten sowie der Stadt Velbert und der 
Ortsverwaltung der IG Metall Velbert, die im Sinne des 
Verstorbenen zudem mit einer Spende für den Ausbau 
der Klinik „Miguel Enriquez" in Kuba beigetragen haben. 
Bis zum 31. März sind 1 630,00 Euro auf das Konto der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba eingezahlt worden. 

Sonja und Bernd Spiekermann 



Hier wird gesammelt! 

Wir rufen dazu auf, insbesondere den Genossinnen in 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- 
Vorpommern bei der Sammlung von Unterstützerunter¬ 
schriften zur Absicherung ihrer Landeslisten für die Bun¬ 
destagswahl zu helfen. Gelegenheit dazu gibt es: 

28V29. April 2017: Torgau (Sachsen) bei den Veranstaltun¬ 
gen rund um den Elbe-Day 
Weitere Informationen folgen 

Jahrestag der Selbstbefreiung des 
KZ Buchenwald 

Die DKP Thüringen lädt rund um die Ehrung anlässlich der 
Selbstbefreiung des KZ Buchenwald zu Wahlkampfaktivi¬ 
täten in Erfurt und Weimar mit Infotischen, Rundgängen 
und kleineren Kundgebungen und natürlich der gemeinsa¬ 
men Beteiligung an der Kundgebung auf dem Ettersberg. 

Ein weiteres Aktionswochenende in Thüringen findet vom 
25. - 28. Mai statt. 

Infos und Kontakt: FamilieZieger@t-online.de 

DKP Parteivorstand 


UZ - unsere zeit 



www.unsere-zeit.de 


UZ-Redaktion 
sucht Verstärkung! 

Unsere zeit (UZ) ist die Zeitung der DKP. Sie bietet jede Wo¬ 
che kommunistische Standpunkte und marxistische Ana¬ 
lysen, berichtet über große Politik und kleine Kämpfe, über 
Debatten der Gewerkschaften und Erfahrungen der DKP. 
Die Leserinnen und Leser der UZ sind aktive Menschen in 
den Gewerkschaften sowie in sozialen, antifaschistischen 
und friedenspolitischen Bewegungen. Rund 50 % unserer 
Abonnentinnen und Abonnenten gehören nicht der DKP 
an, sind aber an kommunistischen Positionen interessiert. 

Wir haben das Ziel, die Verbreitung der Wochenzeitung 
trotz einer komplizierten Medienlandschaft zu erhöhen 
und den Erfolgskurs unseres Internetportals fortzusetzen. 
Dafür benötigen wir Deine tatkräftige Unterstützung und 
bieten in unserer Redaktion in Essen ein 

ein- bis zweijähriges volontariat mit 
Schwerpunkt Online-Redaktion 

Deine Aufgaben: 

• Aktive Mitarbeit in unserer Redaktion 

• Mitwirkung beim Aufbau der Online-Redaktion 

• Inhaltliche Recherchen in Online- und Printmedien 

• Betreuung von Autorinnen und Autoren 

• Verfassen und Redigieren von Texten 

Dein Profil: 

• Du hast eine Leidenschaft für gut recherchierte und 
verständliche Texte 

• Du verfügst über einen hohen Anspruch an die Qualität 
Deiner Arbeit und möchtest viel dazulernen 

• Du bringst IT-Kenntnisse mit und fühlst Dich in den 
Social-Media Kanälen zu Hause 

• Du hast studiert oder verfügst über eine vergleichbare 
Qualifikation 

Das bieten wir: 

• Anspruchsvolle Aufgaben und eigene 
Verantwortungsbereiche 

• Eine solidarische Arbeitsatmosphäre 

• Eine branchenübliche Vergütung 

interessiert? 

Wir freuen uns auf Deine aussagekräftige Bewerbung 
per E-Mail unter Angabe Deines frühestmöglichen 
Eintrittstermins. 

Kontakt: commPress Verlag GmbH, Klaus Leger, 
Telefon: 0172 5326075, verlag@unsere-zeit.de 
www.unsere-zeit.de 



NEU im UZSHOP 


je 13,00 €zzgl. 
Porto/Verpackung 

(Weitere CDs von 
Kai Degenhardt 
neu im Shop) 

Kai Degenhardt: Näher als sie scheinen 

„Das neue Album von Kai Degenhardt hört sich an wie ein 
spannender Roman: ... Immer politisch, aber nie nur ta¬ 
gespolitisch, schenkt Degenhardt dem Hörer die Freiheit, 
weiter zu denken." . 

www. uzshop 




Carlis Bienenhonig. 

Früh- oder Sommertracht, 500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachskerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 / E-Mail: camatra@web.de 



rfolareich steuern 


Untern ehn 
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Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Herzlichen Glückwunsch 
unserer Genossin 

Helga Rollar 

zum 85. Geburtstag am 9. April 2017! 

Seit über 60 Jahren erst in der KPD und ab 1968 in der DKP 
aktiv, engagiert sie sich in ihrer Heimatstadt Köln bis heute 
unermüdlich für Frieden und soziale Gerechtigkeit, gegen 
Kriegspolitik und das Erstarken faschistischer Kräfte. 

Ohne zu übertreiben, ist Helga für uns kölsche Kommunis¬ 
ten das, was andere Parteien eine „Grande Dame" nennen. 
Immer zur Stelle, wenn es was zu tun gibt - auch wenn das 
Alter ihr mal einen Strich durch die Rechnung macht! 

Leev Helga, wir wünschen dir alles Gute, Gesundheit und 
noch viele schöne Jahre im Kreis deiner Familie, deiner 
Freunde und Genossen! 

DKP Kreis Köln 

DKP Gruppe Kalk (Stadtbezirk 8) 



Die Kommunisten 
...es sind einige Jahre vergangen, 
seit ich in die Partei eingetreten bin 
... ich bin zufrieden 

... Die Kommunisten sind eine gute Familie 
... Sie haben ein dickes Fell und ein gestähltes Herz... 

Pablo Neruda 

Wir gratulieren unserem Genossen 

Paul Tenbusch 

der am 4. April 80 Jahre alt wurde. 

Seit Jahrzehnten ist Paul im Kreis Borken die kommu¬ 
nistische Persönlichkeit, die der DKP hier ihr Profil gibt. 
Auch in der Niederlage von 1989/1990 blieb Paul fest der 
Überzeugung, auf der richtigen Seite in der Geschichte zu 
stehen. Paul ist immer zur Stelle, wenn die Partei seine 
Hilfe braucht - ganz egal wo: Auf Kuba, bei den Presse¬ 
festen, im Bezirk, in den Wahlkämpfen, und ein Infostand 
ohne ihn ist undenkbar. Für alles ein riesiges Dankeschön! 
Genossinnen und Genossen wie Paul machen die DKP so 
einzigartig. 

Wir wünschen uns mit Dir und Alwine noch viele gesunde, 
gemeinsame und kämpferische Jahre für die Sache, die so 
einfach und doch so schwer zu machen ist. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Borken 

Tony Hymas: Chroniques De Resistance 

Cb - bigibook mit einem 148-seitigem 4c-Booklet 
- Hardcover EUR 19,50 

Chroniques de resistance ist eine umfangreiche Hommage an die Resistance-Bewe¬ 
gung. Tony Hymas vereint auf Chroniques de resi¬ 
stance" unterschiedliche Lyrik, Prosa, Briefe und 
Parolen, verfasst von oder gewidmet den Kämpfern 
der Widerstandbewegung zur Zeit des zweiten 
Weltkriegs. 

Die hochwertige CD + Buch erscheint als Hardco¬ 
ver-Buchbindung mit 148-seitigem 4c-Booklet, wel¬ 
ches alle Texte als französische sowie englische 
Version beinhaltet und mit Illustrationen und Ar¬ 
chivbild ern versehen, sehr hochwertig aufgemacht 
ist! 27 Titel mit 74 Minuten Gesamtspielzeit! 

www.jump-up.de // irrfo@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 


Bitte vormerken: 

Seminar & Workshop des DKP-Bezirks Ruhr-Westfalen 

„Aktuelle Aspekte 

unserer antimonopolistischen Strategie" 

Referent: Lucas Zeise 

Sonntag, 23. April 2017, von 10.30 Uhr bis 15.30 Uhr 

Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37- 41,45279 Essen 





Toskana, nah am Meer 

wvwJbtrtkt+i-bhtot.4* \m* Ll&EktU/f 


Ökehof im Olivenhain, 
weite! Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher 
Hau* oder Häuschen; 
Kindcrpaiudics. 



C -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Schon im Abfall 

„Ein Faltblatt und der Puls Europas“, 
UZ y. 24.3„ S. 4 

Der Artikel spricht mir aus der Seele. 
Ich hatte das Papier ziemlich schnell in 
den Abfall getan. 

Es fängt ja schon damit an, dass 
Europa und die EU gleichgesetzt wer¬ 
den, was nicht der Fall ist: die EU hat 
(noch) 28 Mitglieder, Europa insgesamt 
besteht nach Daten im Internet aus 49 
Staaten. 

Da gibt es also offiziell noch 21 an¬ 
dere, die anscheinend für die derzeiti¬ 
ge Bundesregierung vernachlässigbar 
sind (von Albanien über die Schweiz bis 
Weißrussland). Und was die EU unter 
Entwicklung vor Ort in Afrika versteht, 
kann nicht so besonders erfolgreich 
sein, sonst kämen doch die Flüchtlinge 
nicht, oder? 

Ulrich Straeter ; Essen 

Nicht verpufft 

„Martin Schulz’ Vorschläge“, 

UZ vom 31.3„ S. 2 

Ich habe nach der Landtagswahl im 
Saarland in linken Medien öfter gele¬ 
sen, dass der Schulzeffekt verpufft sein 
soll. Dem kann ich nur widersprechen 
und weise darauf hin, dass die SPD 
sechs Wochen vor der Wahl fünf Pro¬ 
zent niedrigere Umfragewerte hatte, als 
sie letztendlich geschafft hat. 

Für die bürgerliche Demokratie und 
ihr Werkzeug der Scheinwahlen wird 
über Medien und Personenkults ent¬ 


schieden. Leider vergessen die Leute 
viel zu schnell und lassen sich zu leicht 
blenden. Dem können wir nur entschie¬ 
den entgegentreten und immer wieder 
anmahnen und die Leute darüber auf¬ 
klären, dass die SPD schuld am größ¬ 
ten Raubbau der sozialen Rechte der 
Arbeiterklasse war. 

Lasst uns einen kreativen und vor 
allem offensiven Wahlkampf gestalten, 
in dem wir deutlich machen, dass es 
eine Alternative zu dieser Politik gibt. 
Zeigen wir Flagge und rufen uns in das 
Bewusstsein der Arbeiterklasse zurück. 

Stefan Semm, Berlin 

Auf der Suche nach 
Übergängen 

„Lenins Aprilthesen“ von Hans Peter 
Brenner, UZ vom 31.3„ S. 12 

Ein Beispiel dient dazu, Parallelen in 
den eigenen Bedingungen zu erkennen 
und angemessene Denk- und Hand¬ 
lungsalternativen abzuleiten. Bedauer¬ 
licherweise bleibt Genosse Brenner in 
seinem Artikel bei der konkreten histo¬ 
rischen Situation, in der die Aprilthesen 
entstanden und bei Auszügen aus den 
Thesen. Ableitungen fehlen, erst recht 
für unsere Diskussion der antimonopo¬ 
listischen Strategie. 

Die Situationen Februar 1917 und 
100 Jahre später vergleichend, scheinen 
unsere Bedingungen nicht die schlech¬ 
testen zu sein. Sehr verallgemeinert 
und reduziert wird die Situation heu¬ 
te so beschrieben: Allgemeine Ohn¬ 


macht dem expandierenden staatsmo¬ 
nopolistischen Kapitalismus und der 
Kriegshysterie gegenüber, andauern¬ 
der Schock über das angebliche Ende 
des sozialistischen Weltsystems und mit 
einem Bewusstseinsstand der Arbeiter¬ 
klasse, der um 100 Jahre zurückgewor¬ 
fen ist. Eine revolutionäre Situation sei 
nicht absehbar. Ist dem so? 

Wer erwartet, dass die Massen zur 
DKP strömen, erfüllt sich seine Prophe¬ 
zeiung. Aber gerade unsere Gespräche 
in der ersten Wahlvorbereitung zeigen, 
dass die Menschen mehr als angenom¬ 
men sich Gedanken machen über die 
Politik, Kriegsvorbereitungen und die 
„Unwählbarkeit aller etablierten Par¬ 
teien“. Wer erwartet mehr? Aus Le¬ 
nins Rat „Erstens die breite, die über¬ 
wältigende Mehrheit der Bevölkerung 
bildende ... Masse der halbproletari¬ 
schen ... Bevölkerung ... Diese Mas¬ 
se braucht Frieden, Brot, Freiheit und 
Land. Diese Masse wird sich unver¬ 
meidlich unter einem gewissen Ein¬ 
fluss der Bourgeoisie und besonders der 
Kleinbourgeoisie befinden, der sie ihren 
Lebensbedingungen nach am nächsten 
steht, und wird zwischen Bourgeoisie 
und Proletariat schwanken. Zweitens 
hat das ... Proletariat einen Verbünde¬ 
ten im Proletariat aller kriegsführenden 
und überhaupt aller Länder“ - schließe 
ich, dass unser revolutionäres Proleta¬ 
riat sich auf die gleichen Verbündeten 
stützen muss. 

Manfred Ebel , Brandenburg 


Aktuelle Seminare der Karl-Liebknecht- 


Für die aktuellen Seminare sind noch Plätze frei 


Termine 


FR ★ 7. APR 


Chemnitz: „Sonne der Gerechtigkeit“, 
Benefizkonzert für Flüchtlingshilfe Balkan¬ 
route - Helferkreis Zwickau-Chemnitz zur 
Unterstützung von Flüchtlingen in Griechen¬ 
land. Lieder von Mikis Theodorakis in deut¬ 
scher Sprache, präsentiert von Quijote. Frie- 
denskirche, Kaßbergstraße 30,19.00 Uhr. 

Schweinfurt: „100 Jahre Oktoberrevoluti¬ 
on“, Bildungsabend der DKP-Unterfranken. 
Vereinsheim TVO-Schweinfurt, Hermann- 
Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 


SA ★ 8. APR 


München: „Bringt wählen gehen noch 
was? Den Kapitalismus kann man nicht 
abwählen - warum tritt dann die DKP 
überhaupt an?“ Veranstaltung des DKP Be¬ 
triebsaktivs mit Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. EineWeltHaus, Schwanthalerstra¬ 
ße 80,19.00 Uhr. 


Dl ★IS. APR 


Duisburg: „Alles zum Wahlkampf“, Mit¬ 
gliederversammlung der DKP. Falkenheim 
in Duissern, Duissernstraße 98,19.00 Uhr. 


Ml ★ 19.APR 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: „Unsere Aktivitäten 
zur Bundestagswahl 2017“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land. 
„Floraheim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


FR ★ 21. APR 


Bremen: „Ökonomische und politische 
Entwicklung in der EU“, Informations- und 
Diskussionsveranstaltung von DKP und der 
Initiative Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg mit Lucas Zeise. Gustav-Heinemann- 
Bürgerhaus, Raum E 3, Vegesack, 18.00 Uhr. 

Bochum: „Esther Bejarano meets Micro- 
phone Mafia + meets Compania Bataclan.“ 
Im Rahmen dieses Konzertes mit der Micro- 
phone Mafia und Compania Bataclan, liest 
Esther Bejarano darüber hinaus Fragmente 
ihres Buches: „ Wir leben trotzdem „ vor. 
Kulturzentrum Bahnhof-Bochum-Langen- 
dreer, Wallbaumweg 108,19.30 Uhr. 

Duisburg: „Revolutionäre Partei in Nicht- 
Revolutionären Zeiten“, Bildungsveranstal¬ 
tung der DKP Duisburg mit Klaus Wagener. 
Jugend- und Kulturverein e.V., Kaiser-Wil- 
helm-Straße 284,18.00 Uhr. 


SO ★23. APR 


Essen: „Aktuelle Aspekte unserer antimo¬ 
nopolistischen Strategie“, Seminar und 
Workshop des DKP Bezirks Ruhr-Westfalen 
mit Lucas Zeise. Bürgerhaus Oststadt, 
Schultenweg 37 bis 41, 10.30 Uhr bis 
15.30 Uhr. 


Dl ★ 25. APR 


Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung der DKP. Es 
spricht Patrik Köbele, Parteivorsitzender der 
DKP, danach Maifeier mit Mojito und Cuba 
libre. Arbeiterliedern von Jan mit Gitarre. 
DGB-Haus, Walltorstraße 17, Dachsaal, 
19.00 Uhr. 


Schule 



Kommunistische 
Antifa-Politik heute 

Was ist so modern an Dimitrow und 
der Faschismustheorie der Kommunis¬ 
tischen Internationale? Warum ist der 
Antikapitalismus nötig, aber warum 
gehört auch noch was anderes dazu? 
Wie bettet sich der antifaschistische 
Kampf in die Strategie der DKP ein? 
Warum haben die Ultrarechten in der 
BRD und in Europa solchen Zuspruch? 
Was sagt das aus über den Zustand der 
Arbeiterbewegung und die Politik der 
Linken und Kommunisten? Warum 
braucht man mehr als die „Hoheit über 
die Stammtische“? Macht es Sinn über 
„Kampfformen“ zu streiten? Kommen 
„traditionelle“ Antifaschisten und jun¬ 
ge „ Antifas“ künftig besser miteinander 
klar? Wer sind und was wollen die Anti- 
Deutschen? Etc. 

Referenten: Hans Peter Brenner/ 
Ulrich Sander 
Termin: 29. bis 30. April 

Grundlagen kommu¬ 
nistischer Politik 

Das beiden viertägigen Seminare sind 
Einführungsseminare im besten Sinne 
des Wortes. Geeignet nicht nur für neue 


Mitglieder, sondern auch für die, die ihr 

Wissen auffrischen wollen 

Das Seminar beschäftigt sich mit 

Grundlagen der 

Marxistischen Philosophie 

Politischen Ökonomie 

der Lehre vom Klassenkampf 

vor Allem: Warum wir uns mit dieser 

Theorie beschäftigen 

und wie wir es in organisierte Politik 

umsetzen - unserem Statut 

Referent: Jürgen Lloyd 

Termin: 25 bis 28. Mai 


Lenins Partei neuen 
Typs-ein alter Hut? 

1. Warum ist im Kapitalismus eine re¬ 
volutionäre, antikapitalistische Forma¬ 
tion mit Parteityp nötig, wenn man das 
System von Grund auf als ein System 
der Ausbeutung von Mensch und Na¬ 
tur erkannt hat und überwinden will? 
Welche Rolle spielt dabei der von Marx 
analysierte „Grundwiderspruch“ und 
die historische Rolle der Arbeiterklas¬ 
se? Warum ist die Orientierung auf die 
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit und 
die Reorganisation der Betriebsgrup¬ 
pen eine strategische Schlüsselfrage für 
eine kommunistische Partei? 


2. Wozu ist überhaupt eine feste Orga¬ 
nisation von (antikapitalistischen) Lin¬ 
ken nötig? Reichen nicht lockere Basis¬ 
strukturen oder „Netzwerke“? Ist die 
„Hegemonie“ von linken Vorstellungen 
nicht viel eher durch diese Formen und 
durch Einflussnahme auf die „sozialen 
Netzwerke“ zu erreichen? 

3. Was unterschied/unterscheidet ge¬ 
schichtlich und auch heute die kommu¬ 
nistische Partei von anderen Organisa¬ 
tionen der Arbeiterbewegung und von 
anderen Linkskräften und/oder sozia¬ 
listischen Formationen? Was bedeute¬ 
te zu Beginn des 20. Jahrhunderts der 
von Lenin und den Bolschewiki gepräg¬ 
te Begriff der „Partei neuen Typs“? Ist 
das nicht eine veraltete und geschicht¬ 
lich widerlegte Idee? Und was hieß 
„Bolschewisierung“ und die Bindung 
an die damalige „Kommunistische In¬ 
ternationale“? 

4. Wie sieht es aus mit der „Freiheit“ der 
Kritik, der Existenz von organisierten 
Strömungen und „Netzwerken“ inner¬ 
halb der kommunistischen Partei? Was 
bedeutet überhaupt „Fraktionsbildung“ 
und warum bleibt die DKP bei deren 
Ablehnung? Welche Erfahrungen mit 
der Verbindung der Einheit von demo¬ 
kratischer Diskussion und zentralisier¬ 


ter kollektiver Aktion sprechen auch 
heute dafür? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, 

Wera Richter 
Termin: 20./21. Juni 


Anmeldungen unter 
kls@karl-liebknecht-schule.org 

oder direkt auf der Homepage 
http://www.karl-liebknecht-schule.org 
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Marx, gekürzte Fassung 

Die Stadt Trier will die Karl-Marx-Statue des chinesischen Künstlers Wu 
Weishan, die anlässlich des 200. Geburtstages von Karl Marx aufgestellt 
werden soll, 80 Zentimeter kleiner haben als ursprünglich vorgesehen. Wu 
habe dieser Kürzung auf fünfeinhalb Meter zugestimmt, teilte die Stadt Trier 
mit. Der vorgesehene Standort bleibt in der Nähe des Geburtshauses von 
Marx und damit in unmittelbarer Nähe der Porta Nigra. 

Der Trierer Stadtrat hatte nach hitziger Debatte mehrheitlich entschieden, 
die Statue als Geschenk aus der VR China anzunehmen, 42 Ratsmitglieder 
stimmten dafür, sieben dagegen, vier enthielten sich. Oberbürgermeister 
Wolfram Leibe (SPD) zeigte sich erfreut darüber, dass der Marx nun etwas 
kleiner daherkommt:„Das Ergebnis zeigt, dass es der Volksrepublik China bei 
ihrem Angebot wirklich um eine Geste der Wertschätzung und des Respekts 
und nie um eine Frage der Ideologie gegangen ist.“ 


Der rote Kanal 


Masken, Maskottchen und Millionen 

Der 26. Spieltag in der i. Fußball-Bundesliga 



Silences d‘Etat 

Ein gut gemachter Film über Wahr¬ 
heit, Vertuschung, Desinformation 
und die Rolle von Spin-Doctors ist 
dem Regisseur Frederic Berthe ge¬ 
lungen. „Der Staat schweigt“ ist - ob¬ 
wohl bereits 2012 gedreht - natürlich 
immer noch sehr aktuell, gerade auch 
mit Blick auf die Affären, Skandale 
und das Korruptionsgebaren nicht 
weniger politischer Figuren, die um 
die Wählerstimmen buhlen. 
Sehenswert 
Fr, 7.4., 20.15 Uhr, arte 

Tatort: Am Ende geht man nackt 

Ein Brandanschlag auf die Unter¬ 
kunft von Flüchtlingen, die Polizeiar¬ 
beit von Paula Ringelhahn (gespielt 
von Dagmar Menzel) und ihrem 
Team, soweit das äußere, sichtbare 
Ereignis, das diesen -mittlerweile 
dritten- Franken-Tatort trägt. Mar¬ 
kus Imboden, der Regie führt und 
dabei das Drehbuch von Karsten 
Schmidt nutzt, will natürlich mehr. 
„Im Kern geht es um die Geschich¬ 
te von Menschen, die in Deutschland 
Zuflucht suchen, weil ihr Feben zu 
Hause in Gefahr ist“. Die beiden bis¬ 
herigen Tatorte aus dieser Region 
waren ansprechend, hoffen wir das 
Beste. 

So, 9.4., 20.15 Uhr, ARD 

Die Geschichte des Kommunismus 

Michael Kloft, seit vielen Jahren bei 
Spiegel-TV beschäftigt und mitt¬ 
lerweile Chef beim Pay-TV-Sender 
Spiegel-Geschichte“ war bisher be¬ 
kannt für eine Fülle von Dokumen¬ 


tationen über die NS-Zeit. Nun hat 
er eine zwölfteilige Reihe produziert 
mit dem Anspruch, eine tiefgreifen¬ 
de Analyse der Ideologie und Politik 
als „bildmächtige Erzählung aus gro¬ 
ßen und kleinen Geschichten“ zu wa¬ 
gen. Natürlich wird breitester Raum 
der Begründung „vom propagierten 
Himmelreich auf Erden zum Alb¬ 
traum des Gulag“ gegeben. Die zwei¬ 
ten sechs Teile kommen in der dar¬ 
auffolgenden Woche zur Ausstrah¬ 
lung. Sicherlich jede Menge Stoff 
zum Ärgern, aber wir sollten schon 
wissen, wie im Jahr der Oktoberrevo¬ 
lution Stimmung gemacht wird. 

Di, 11.4., ab 18.45-23.15 Uhr, zdf-info 

Das Geschäft mit der Armut 

Die großen Febensmittelkonzer- 
ne verzeichnen nur noch geringes 
Wachstum in der nördlichen Hälfte 
der Erdkugel, hier findet nur noch 
ein gnadenloser Verdrängungswett¬ 
bewerb statt. Neue, vielversprechen¬ 
de Märkte gibt es in den sogenann¬ 
ten Schwellen- und Entwicklungs¬ 
ländern. Dort verkauft man kleine 
Packungen mit ordentlichem Profit, 
verspricht Markenqualität und bie¬ 
tet Fertigprodukte mit viel Salz, Zu¬ 
cker und Geschmacksverstärkern. 
Die Dokumentation von Joachim 
Walther, zeigt aus zwei Regionen 
(Sao Paulo und Kenia), wie Kasse 
gemacht wird. (to/Bayer), Frauen 
aus Slum-Gebieten werden dazu ge¬ 
bracht, diese Minipa Greenwashing 
auf Kosten der Ärmsten durchzu¬ 
führen. 

Mi, 12.4., 20.15 Uhr, 3sat 


H offenheim wird mir noch unsym- 
patischer als früher. Der Kas¬ 
perclub haut Hertha mit 3:1 aus 
dem eigenen Stadion und das scheint 
an einem 28-Jährigen zu liegen. Der ist 
aber nicht Stürmer, wie zu vermuten 
wäre, sondern Trainer, und ich glaube, 
ein verdammt guter. Eigentlich nicht zu 
glauben, aber ich mag den Typen auch 
noch. Irgendwie keck und frisch und 
völlig unarrogant. Aber warum trai¬ 
niert er dann Hoffenheim? 

Red Blöd Feipzig gewinnt - oh 
Wunder - gegen nicht bundesligareife 
Darmstädter mit 4:0, sogar ohne den 
fiesen Timo Werner, der verletzt von 
der Tribüne mit einer Getränkedose 
grüßt. Somit hat Darmstadt eine Aus¬ 
wärtsbilanz von 4:31 Tore. Klingt eher 
nach Grün-Braun Schwerte-Geisecke 
in der Kreisliga C. Und Tschüss. 

Das Revierderby zwischen Schalke 
und Dortmund war weder Fisch noch 
Fleisch und endete dementsprechend 
gerecht 1:1. Kurios dabei: wie Verlie¬ 
rer durften sich danach alle fühlen, die 
Dortmunder, weil sie hätten locker 3:0 
führen müssen und die Schalker, weil 
sie in der Nachspielzeit beim Stand von 
1:1 einen absolut berechtigten Elfmeter 
nicht bekamen. Albern: Aubameyangs 
Maskenjubel und Schalkes Maskott¬ 
chen, welches erst vor den BvB Fans 
rumhampelt und dann dem Schieds¬ 
richter die rote Karte zeigt. Vielleicht 
mal zum Alkoholtest schicken den Kol¬ 
legen. 

Werder Bremen gewinnt mit sagen¬ 
haften 5:2 gegen Freiburg und beginnt 
dabei mit einem Traumtor in den Win¬ 
kel von Kruse. Das ist auch deshalb lus¬ 
tig, weil Kruse mit seiner Pocke immer 
ein bisschen so aussieht, als käme er ge¬ 
rade vom Pasta-Essen. Ein Modellath¬ 
let sieht wirklich anders aus, aber egal, 
der Junge macht verdammt viel rich¬ 
tig mit dem Ball. Platz 11 für Werder - 
und damit ziemlich gesichert - das freut 
mich, denn ich mag Werder schon ewig, 
warum auch immer. Freiburg allerdings 
auch, aber die stehen auch nach den 
null Punkten ganz fesch da auf Platz 8. 

Der HSV hat irgendetwas verstan¬ 
den, welches ich nicht vermutet hätte 
und gewinnt gegen Köln durch Kampf 
bis in die Nachspielzeit. Was der kleine 
Holtby da zum Schluss rackert, bis das 
Runde endlich im Eckigen ist, das hat 
schon Beifall verdient. 

Frankfurt spielt mit elf Mann gegen 
einen Gladbacher, was ziemlich unge¬ 
recht erscheint. Der eine Gladbacher 
allerdings ist Torwart und nutzt die 
Sonderreglung des „mit den Händen 
spielen Dürfens“ vollends aus. Selbst 
einen Elfmeter können die Frankfur¬ 
ter nicht an ihm vorbeibringen und so¬ 
mit kann ein elf gegen eins auch mal 
0:0 ausgehen. 

Überhaupt scheint da im „Mittel¬ 
feld“ - zwischen Platz 16 und Platz 6 
liegen nur 8 Punkte - so ziemlich alles 
drin zu sein. Das ist spannend. Ansons¬ 
ten: unten ist nur noch Grütze (Darm¬ 
stadt, Ingolstadt) und Platz eins ist so 
klar und langweilig, dass jede Partie 
Wettklöppeln mehr Adrenalin hervor¬ 
ruft. 6:0 spielt das Hoenische Ensemble 
gegen Augsburg und ich bin mir relativ 
sicher, dass eigentlich kein Spieler der 
Bayern danach zum Duschen musste. 
Hier von Wettbewerbsverzerrung zu 
reden wäre Unsinn, ein Wettbewerb 
zwischen 566 Millionen (FC Bayern) 
und 62 Millionen (Augsburg) ist näm¬ 
lich keiner. Überhaupt könnte man die 
Tabelle vorab direkt eins zu eins aus 
den Etats der Erstligisten kopieren 
(mit leichten Abweichungen - Schalke 
und Feverkusen müssten höher stehen 
und Red Blöd Feipzig etwas tiefer), 
Bayern München vorm ersten Spieltag 
die Schale überreichen und den Rest 
des Sommers im Schrebergarten her¬ 
umliegen, da würde man die Samstag 
Nachmittage auch nicht in teuren Ca¬ 
fes verbringen und zu viel Bier vor 18 
Uhr trinken. 

Andererseits: Wenn sich unser ge¬ 
mischter hetero/lesbischer Stamm¬ 
tisch trifft, ist Fußball eh die schönste 
Nebensache der Welt. Da geht es um 
Beziehungen und Dramen, Erdogan 
und vegane Ernäherung, verzweifel¬ 


tes Wohnungssuchen und den Kampf 
gegen die fette Henne im Garten, um 
Hunde und Katzen, Kinder und andere 
Störenfriede und die Theorie, dass eh 
nur ein Tor fällt, wenn denn nun mal 
endlich jemand von uns aufs Klo geht, 
was häufig klappt, aber nicht immer. 


Und wenn dann doch mal eines fällt, 
springen alle auf und klatschen sich ab 
und der Nachbartisch grölt und prostet 
rüber und die Sonne geht auf und die 
Vögel singen. Schön das. Würde ich ir¬ 
gendwie doch schwer vermissen, unsere 
Samstage. Karl Rehnagel 


Verein 

Kader 

Legionäre 

Gesamtmarktwert 

0-Marktwert 

Gesamt 

506 

253 

2,63 Mrd. 

5,21 Mio. 

FC Bayern München 

23 

14 

566,15 Mio. 

24,62 Mio. 

Borussia Dortmund 

28 

14 

376,35 Mio. 

13,44 Mio. 

Bayer 04 Leverkusen 

27 

14 

273,95 Mio. 

10,15 Mio. 

FC Schalke 04 

3 i 

18 

216,63 Mio. 

6,99 Mio. 

Borussia 

Mönchengladbach 

30 

14 

163,55 Mio. 

5,45 Mio. 

VfL Wolfs bürg 

3 i 

15 

154,00 Mio. 

4,97 Mio. 

RasenBallsport 

Leipzig 

23 

10 

123,93 Mio. 

5,39 Mio. 

TSG1899 Hoffenheim 

25 

10 

101,63 Mio. 

4,07 Mio. 

i.FC Köln 

24 

9 

99,30 Mio. 

4,14 Mio. 

Hertha BSC 

26 

13 

86,30 Mio. 

3,32 Mio. 

i.FSV Mainz 05 

30 

17 

79,73 Mio. 

2,66 Mio. 

Hamburger SV 

3 i 

14 

75,75 Mio. 

2,44 Mio. 

SV Werder Bremen 

32 

17 

69,80 Mio. 

2,18 Mio. 

Eintracht Frankfurt 

3 i 

20 

69,05 Mio. 

2,23 Mio. 

FC Augsburg 

3 i 

18 

62,73 Mio. 

2,02 Mio. 

SC Freiburg 

27 

10 

58,68 Mio. 

2,17 Mio. 

FC Ingolstadt 04 

25 

14 

34,55 Mio. 

1,38 Mio. 

SV Darmstadt 98 

3 i 

12 

22,50 Mio. 

726 Tsd. 
































